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Und wieder Hausdunchsuchungen! Am 
20. August durchsuchten BKA und Staats- 


schutz in Berlin und der BRD die Wohnun- 
gen mehnernen Leute, die an der Herausgabe 
den Wildcat beteiligt sind. Darunter zwei 
besetzte Häusen in Köln. Hien siedeln die 
Rebmann-Hiwis auch den Kenn ihren Kon- 
struktionen an, die irgendwie darauf 
nausklaufen sollen, dass win ingendwie was 
mit der Herausgabe der "Radikal Provinz- 
ausgabe" zu tun haben. Die Vorwände also 
austauschbar wie Ämmen. Denen geht es 
drum, Strukturen zu dwichleuchten. Und 
hierbei haben sie (sich) wesentlich mehr 
geleistet, als win das alle so wahrgenom- 
men haben. Den Staatsschutz hat im Letz- 
ten Jahr seine eigene "Volxzäahlung" bzw. 
Bewegungsenhebung veranstaltet; AÄn der 
Summe dern dabei gesammelten Daten dürfte 
das eine neue Qualität erreichen. 
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KSZ-Wildcat Nn.42 - 42? 


"Es gibt eine Theorie, die besagt, wenn jemals ir- 
gendwer genau rausfindet, wozu das Universurn 
da ist und warum es da ist, dann verschwindet es 
auf der Stelle und wird durch etwas noch Bizar- 
reres und Unbegreiflicheres ersetzt." 


Diese Nummern ist aben nicht nun die 
"Antwort auf alles", sondern markiert zu- 
dem das zehnjahrnige "Jubilaum" von Karls- 
ruhen Stadtzeitung/Wildcat. Das Lay-out 
werdet Ihr sagen, ist aber mal wieder al- 
Les andere als festlich. Richtig gesehen! 
Tut uns auch Jonny, aber "technische Pro- 
bLeme" sind hien nicht vorgeschoben, son- 
dern haben sich nicht aus dem Weg räumen 
Lassen, und nextes Mal wird es endkich 
wieden besser. 


"Der Beherrscher des Universums döste in sei- 
nem Sessel vor sich hin. Nach einer Weile spielte 
er wieder mit dern Bleistift und dem Papier und 
war entzückt, als er entdeckte, wie man mit 
dem einen auf dem anderen einen Strich macht. 
Draußen tönten irgendwelche Geräusche, aber er 
wußte nicht, ob sie wirklich waren oder nicht. 
Dann redete er eine Woche lang zu seinem Tisch, 
um mal zu sehen, wie er reagieren würde." 


Win können und wollen an den Stelle 
nicht wieden die beinahe schon notoni- 
schen Überlegungen zum "Konzept der Zei- 
tung", "Umbruch" usw. usf. anstellen. Wir 
denken, diese Nummer spricht fürn sich 
selben. Den noten Kenn dieses Hefts woL- 
len win an den Stelle nwı henausschälen, 
um deutlicher zu machen, an was win wr- 
beiten und wie die nächsteln) Nummer|n) 
aussehen solllen): 


Der Artikel über die militante Un- 
tensuchung wertet die Erfahrungen aus, 
die win bei der Untersuchung dern sich 
verändernden Klassenwirklichkeit in den 
BRD seit Beginn der 80en Jahre gemacht 
haben. Auf das hier gegebene Feld und auf 
die Entwicklung brauchbaren Untersu- 
chungswerkzeuge haben sich unsere An- 
sinengungen in diesem Zeitraum konzen- 
trient. Der Antikel kann noch nicht die 
weitergehenden Vorschläge und Präzisie- 
rungen aus dem Innern den Klasse heraus 
entwickeln, die win uns wünschen. Dazu 
fehlt uns sowohl die aktuelle breite Prä- 
senz Än Ausbeutungssituationen wie auch 
dern politische (und notwendigerweise Än- 
tennationale) Rahmen, um die Einzelenfah- 
rungen und das Wissen von "kleinen Kamp- 
gen" genau und umfassend zu diskutieren. 
So£che Beschränkungen haben Än den Letz- 
ten Nummern dazu geführt, dass einenseits 
Artikel über betriebliche Erfahrungen und 
Analysen von Anbeitsornganisation, ande- 
nenseits Berichte von Klassenkämpfen in 
Westeuropa relativ unvenbunden nebenein- 
anden standen. 


'"Wenn man in den totalen Durchblicksstrudel ge- 
steckt wird, erhält man schlicht und einfach 
einen flüchtigen Einblick In die ganze unvorstell- 
bare Unendlichkeit der Schöpfung, und Irgendwo 
darin sieht man einen winzig kleinen Pfeil, der 
auf einen mikrospisch kleinen Punkt gerichtet 
ist, und darauf steht: 'Da bist du." 


Auch diesmal haben win wieder einen 
Antikel zu Klassenkämpfen in Westeuropa 
geschnieben,den etwas isoliert dasteht. 
Zwei Genossen waren in Reinosa und sind 
den Spuren eines beinahe totgeschwiegenen 
Kampfes nachgegangen. Wir sehen es als 
nötig an, alle vorliegenden Berichte über 
Kkassenkämpfe in Westeuropa politisch 
auszuwerten, einen Gesamtüberblick über 
die Kämpfe den Klasse zu kriegen. Für die 
nächste Nummern wollen wir einen weiteren 
Antikel zum Eisenbahnenstreik Än 
Frankreich übersetzen, den recht gut die 
Klassensubjektivität in diesem Kampf 
nausanbeitet. Unter anderem damit hoffen 
win, eine genauere und im eigentlichen 
Sinn politische Diskussion zu beginnen. 


Hautnah trotz den Ferne des Schau- 
pkatzes betreffen uns die Kämpfe der Ar- 
beiternInnen und StudentInnen in Südkorea. 
Die räumliche Distanz macht es schweren, 


vom Klassenstandpunkt aus genaues zu er- 
fahren. Zum Zustandekommen des Artikels 
haben südkoneanische StudentInnen in der 
BRD beigetragen, die authentische Kennt- 
nisse den Kämpfe mitbringen und selbst 
Teit den international zirkulierenden 
Auseinandensetzungen sind. Die Subjekte 
der Kämpfe in den drei Kontinenten sind 
auch in den BRD präsent. Auf die Enfah- 
rungen, die sie transportieren, kann re- 
volutionäner Internationalismus sich 
heute stützen - und er muss Sich auf sie 
stützen. 


Politische Diskussion und gemeinsame 
Recherche mit Leuten, die in Klassenaus- 
einandensetzungen Stecken und deshalb 
üben Kenntnisse aus erster Hand verfügen 
- das ist üben mehrere Nummern den Zei- 
tung hinweg das Produktionsprinzip eines 
grossen Teils unseren Artikel gewesen. 
Und dies nicht nun, wenn es um interna- 
tonalistische Themen ging. Das Verfgah- 
nen, ein ofsensives Untensuchungsprinzip, 
vermeidet auf den einen Seite den Jowrna- 
Lsmus, die Kämpfe anderen Leute zu ver- 
werten, vermeidet anderenseits aber auch 
die schlechte Unmittelbankeit, sich in 
den "eigenen Enfahnung" als Fetisch und 
Kriterium den politischen Wahrheit einzu- 
schliessen. 


"Viele kamen allmählich zu der Überzeugu 
einen großen Fehler gemacht zu haben, als sie 
von den Bäumen heruntergekommen waren. Und 
einige sagten, schon die Bäume seien ein Holz- 
weg gewesen. Die Ozeane hätte man niemals 
verlassen dürfen." 


Häuserkampf in Köln und Kritik der 
autonomen Vorstellungen von Stadtteilpo- 
Litik fasst die Kölner Häuserkampf-Erfah- 
rungen den Letzten Jahre zusammen und 
versucht die politischen Konsequenzen 
danaus zu ziehen. Es sind sehr ähnliche 
Überlegungen, wie sie jetzt auch in Ber- 
ln angesagt sind, bzw. praktisch auf die 
Tagesordnung gesetzt werden. So Äst es Än 
Berfin zum ernsten Mal zu einem Streik in 
einem Selbsthilfeprojekt gekommen. Dies 
kehrt eine Entwicklung innerhalb dern arg 
mystifiziernten "Kiezstrukturen" nach aus- 
sen, die spätestens mit dem 1.Mai in 
Kreuzbeng offen ausgebrochen ist: die 
Scene hat sich in den Letzten Jahren im- 
men stärken in UnternehmerInnen und Malo- 
cherInnen polanisient. Aus ersteren bil- 
det sich mehr und mehr eine "politische 
Schicht"heraus, die gewillt ist, "Verant- 
worntung im Stadtteil" zu übernehmen. Der 
Streik und einige andere Entwicklungen 
den Letzten Zeit zeigen, dass diese Pola- 
nisierung nun auch von den "revo- 


tutionänen Tendenz", von der "prole- 
Zanischen Fraktion" - oden als was be- 
stimmen win uns darin eigentlich? - of- 
fensiv angepackt wind. 


"Die Geschichte jeder bedeutenderen galakti- 
schen Zivilisation macht drei, klar und deutlich 
voneinander getrennte Phasen durch - das bare 
Überleben, die Wissensgier und die letzte Verfei- 
nerung, allgemein auch als die Wie-, Warum- und 
Wo-Phasen bekannt. Die erste Phase zum Bei- 
spiel ist durch die Frage gekennzeichnet: "Wie 
kriegen wir was zu essen?", die zweite durch die 
Frage: "Warum essen wir?", und die dritte durch 
die Frage:"Wo kriegen wir die besten Wiener 
Schnitzel?'" 


Der 1. Mai steht indessen für mehr. 
En hat sinnlich erfahrban gemacht, dass 
es üben die Scene rausgehende Bewegungen 
gibt, denen proletarischen Feste jeden- 
zeit zum Aufstand umschlagen können. Nwr 
wenn win uns auf diese sichtbar werdenden 
Kräfte beziehen, können win das Linke 
Getto sprengen (ohne dies könnte die ak- 
tuelle "kritische Auseinandernsetzung" mit 
den Refonmisten auch Leicht zum Eigentor 
werden). Da sind win aben bisher kaum 
über gute Vonsätze rausgekommen. Auch 
deshalb kommt in diesen Nummern erstmal 
kein Artikel sondern ehen eine Collage 
zum 1.Ma£ und den Entwicklungen danach. 


Revolutionäne Strategie wind nicht 
ausgedacht oder gebastelt, sondern sie 
entwickelt sich und kann nur "entdeckt" 
wenden im Innern den Klasse.Hier werden 
Wege sichtbar, die quer durch die 
aktuellen Blockienungen hindurch ein Feld 
enschliessen, zu dem die autonome Szene 
bisher kaum Zugang hatte. Mikitante 
Untersuchung ist das Lebendige Verhältnis 
zwischen der revolutionären Strategie in 
der Klasse und der eigenen revolutionären 
Identität. 


Revolutionäne Identität setzt auf 
den subjektiven Seite aben auch die nadi- 
kale Infragestellung unseres eigenen Ver- 
haltens im Umgang miteinander voraus. 
Hier hapert es wie schon Lange nicht 
mehr. Für die Zerfallspnozesse in dern ne- 
volutionänen Linken fehlen uns die Be- 
griffe, die Genauigkeit, die Konzepte. 
Die Ungenauigkeit im Umgang miteinander, 
das Andnohen von Gewalt an jeden Ecke ... 
Der "Männen-Antikel" ist ein Ausdruck 
diesen Lage und versteht sich zugleich 
als Anstoss zur Öffentlichen Debatte. 


Aus dem Zusammenhang diesen UÜberke- 
gungen ergeben sich Am wesentkichen auch 
die Sachen, die wir uns fürn die nächsten 
Monate vorgenommen haben. 


Vor über vier Jahren, im Frühling 83 haben wir in unserer Zeitschrift, die damals noch 
"Karlsruher Stadtzeitung" hieß, mit dem Artikel "Nerven wie Stahlseile" den Startschuß 
für ein Unternehmen gegeben, das wir "militante Untersuchung" nannten. Es ist spätestens 
an der Zeit, ein Resume zu ziehen: wie haben wir das angepackt, welche Erfahrungen ha- 
ben wir damit gemacht, was ist dabei herausgekommen, wo sind wir an Blockierungen ge- 
stoßen, was müssen die nächsten Schritte sein. 


Dabei sind natürlich Berge von Material durchzuackern. Es hat sich herausgestellt, daß 
das in einen einzelnen Artikel nicht reingepackt werden kann; entweder wird's überflieger- 
haft und ergeht sich in allgemeinen Floskeln, oder der Artikel versinkt im Detail. Deshalb 
bereiten wir die Herausgabe eines Materialbandes vor, um bisher unveröffentlichte Texte 
aus der militanten Untersuchung zugänglich zu machen; der Artikel selber kann bei der 
Einordnung helfen, Lesehinweise geben; er kann aber am Schnittpunkt von Aufarbeitung 
und Frage der weiteren Perspektive selber noch keine Antworten liefern, sondern nur Fra- 
gestellungen herausarbeiten. 


Subjektiv-organisatorisch entstand militante Untersuchung als politischer Vorschlag an 
dem Punkt, wo die Karlsruher "Jobber-Ini" an die Grenzen ihrer Eigendynamik gestoßen 
war. Einige Akzentuierungen und Versuche der MU hängen so stark mit diesem Hintergrund 
zusammen, daß ich zunächst darauf eingehen will. 
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Alle Jobber-Gruppen entste- 
hen mit der Euphorie, Politik 
in erster Person Plural ma- 
chen zu können und gleichzei- 
tig am zentralen Knackpunkt 
des Kapitalismus anzusetzen. 
Und nicht nur das: in ihrer 
politischen Beschäftigung mit 
dem Widerspruch aus Arbeits- 
zwang und Arbeitsverweige- 
rung setzen sie auch an einem 
zentralen Punkt von Klassen- 
konstituierung an: die Klasse 
wird vom Kapital zur Arbeit 
gezwungen und ihr zentrales 
politisches Bedürfnis ist es, 
nicht mehr Arbeiterklasse zu 
sein, nicht mehr zu arbeiten. 


Der Begriff "Jobber" meint 
ein offensives Umgehen mi 
dem Zwang zur Arbeit, ein 
bestimmtes Verhalten gegen- 
über dem Kapital, ein neues 
Verhältnis zu Arbeit/Beruf/ 
Leben, das sich in den letzten 
beiden Jahrzehnten als gesell- 
schaftliches Verhalten heraus- 
gebildet hat. Mensch geht nur 
malochen, wenn “s kohlemäßig 
dringend nötig ist. Kohle für 
Urlaub auf die Seite zu schaf- 
fen, ist wichtiger als "berufli- 
che Karriere". Das Sich-Weh- 
ren gegen die Arbeit und die 
Zumutungen, die sie mit sich 
bringt, verläuft außerhalb ge- 
werkschaftlicher Bahnen. 


Der Versuch, "Jobber" zu 
organisieren, bewegte sich 
bisher zwischen politischer 
Organisation und Selbstorga- 
nisation. Der Ansatz wird da 
schief, wo versucht wird, die 
Jobber soziologisch als eigen- 
ständige Klassenschicht zu 
fassen, oder wenn "die Prekä- 
ren" schon als neue politische 
Klassenzusammensetzung ge- 
sehen werden. In Karlsruhe 
haben wir seit 1979 versucht, 
die JobberInnen als besonders 
mobile Schicht innerhalb der 
Klasse zu organisieren. Durch 
gemeinsame Interventionen in 
typische Prekären-Jobs war es 
uns möglich, Ausbeutung und 
Klassenkampf, die eigene so- 
ziale Existenz gegen die My- 
then in der politischen Szene 
von alternativem Unterneh- 


mertum und Selbstverwaltung 
zu thematisieren. Wir hatten 
aber darüber hinaus die (na- 
ive) Vorstellung, aus solchen 
Interventionen (gegen die 
Ausbeutung, gegen Knast und 
Klapse, im Stadtteil gegen 
Zwangsräumungen, auf dem 
Sozi usw.) würden sich kurz- 
fristig massenhafte Organisa- 
tionsansätze ergeben. Nach 
drei Jahren war klar, daß aus 
dieser spezifischen Organisa- 
tionsform Jobber-Ini/Zentrum 
sich keine dauerhaften organi- 
satorischen Ansätze ergeben 
würden (wenn wir nicht den 
korporativen Weg der ham- 
burger Jobber-Ini gehen woll- 
ten, einen Apparat und 
Dienstleistungsbetrieb für die 
Szene aufzubauen). Aus allen 
bisherigen Erfahrungen kön- 
nen wir sagen, daß Jobber 
nicht langfristig als "Teil der 
Klasse" organisierbar sind, 
daß aus der Eigendynamik ei- 
ner Jobber-Ini keine revolu- 
tionäre Organisation entsteht 
(also Organisation als An- 
griffskraft und nicht als büro- 
kratischer Apparat). Aber sie 
können ein Ferment sein, das 
die Verkrustungen im Klas- 
senkampf aufbricht, weil sie 
das Bedürfnis nach einem an- 
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deren Leben unmittelbar for- 
mulieren. Und gegenüber allen 
anderen Initiativen und Unter- 
suchungsprojekten gegen die 
Arbeit haben sie einen un- 
schätzbaren Vorteil: sie gehen 
immer unmittelbar von der 
eigenen Subjektivität aus und 
sie stellen einen praktischen 
Bezug zur Klasse her. 


Einige unserer Jobber-In- 
terventionen waren und sind 
vom Klassenstandpunkt aus 
gesehen sehr wichtige und 
ach wie vor wertvolle Erfah- 
ungen. Wir haben manchmal 
erst Jahre danach kapiert, 
daß solche Erfahrungen von 

:n MalocherInnen in der 
ganzen Region wahrgenommen 
unbd diskutiert worden sind, 
daß die dabei gemachten Er- 
fahrungen "Klassenerfahrun- 
gen" geworden waren. Aber 
damals lösten sie unsere 
drängenden Probleme nicht: 
wie könnten wir uns so orga- 
nisieren, daß wir über die Zu- 
fälligkeit rauskommen, wer 
grad irgendwo arbeitet, macht 
dort den Harry los, wie könn- 
ten wir uns solche organisato- 
rischen Strukturen geben, daß 
wir offensiv und systematisch 
an den zentralen Punkten von 
Klassenrealität präsent sein 
können? Dies schien uns die 
Voraussetzung zu sein, um 
einen Prozeß von Organisie- 
rung einzuleiten, der über die 
autonome Kleingruppenkultur 
hinausgeht. 


Die falsche Entschieden- 
heit, mit der wir die Figur 
des "Jobbers" beim Übergang 
zur militanten Untersuchung 
beerdigt haben, hat sehr viel 
mit der Struktur einer Gruppe 
zu tun, deren "offensive 
Selbstorganisationsdynamik" 
sich erschöpft hat und die 
sich nun auf die Suche nach 
den Ursachen macht. So weit 
wir sehen, ist die Figur des 
Jobbers alles andere als tot, 
sind diese Verhaltensweisen in 
den letzten zehn Jahren durch 
keinen Krisenangriff zu knak- 
ken gewesen, haben sich im- 
mer wieder reproduziert. 


MU hat es uns ermöglicht, in 
ner Phase von Zerfall der Be- 
wegung und Defensive in der 
Klassenkonfrontation "in der 
Klassensubjektivität politisch 
zu überleben". Das war kein 
Opfertrip einer kleinen 
Gruppe, die in die Fabrik 
geht, um zu missionieren, 
sondern wir haben in diesen 
schwierigen Jahren auch jede 
Menge Power aus diesen Er- 
fahrungen gezogen, kamen nie 
in Gefahr auf sozialistische 
Theorien von der "Massenar- 
mut" abzuflippen, die die 
Klasse zum Objekt des eige- 
nen Mitleids machen. 


Wichtig wurde die Beschäf- 
tigung mit Alquati und den 
Quaderni Rossi, womit wir uns 
"Handwerkszeug" erarbeite- 
ten, um unsere Erfahrungen 
politisch zu .systematisieren 
und sie nach ihren negativen 
und positiven Seiten aufzuar- 
beiten. Die Methode der "Ar- 
beiteruntersuchung" gab zum 
ersten Mal materialistische 
Analysen eines konkreten Be- 
triebs und der dort malochen- 
den ArbeiterInnen ab, endlich 
kamen wir .über die Anekdo- 
ten-Ebene beim Erzählen über 
die Maloche raus, konnten die 
vielen verschiedenen persönli- 
chen Einschätzungen der ein- 
zelnen GenossInnen systema- 
tisieren und gemeinsame poli- 
tische Einschätzungen ent- 
wickeln, uns Interventionen 
gemeinsam vornehmen. Das 
waren wichtige Schritte nach 
vorne: auch "externen" Genos- 
sInnen war es nun möglich, 
bei der politischen Bestim- 
mung einer Intervention mit- 
zudiskutieren, und zum ersten 
Mal ließ sich homogenes of- 
fensives Verhalten innerhalb 
der Gruppe herstellen (vorher 
hatte sich jede/r ganz stark 
nach« seinen/ihren "Lieblings- 
jobs" orientiert). Speziell mit 


In dem Maß, wie es modern geworden ist, von militanter Unter- 
suchung zu reden, hat sich der Quatsch breit gemacht, diese 
mit ner Art "Volkszählung" und statistischen Erhebung "von 
links" zu verwechseln. Wir drucken hier Auszüge aus einem Re- 
ferat für den AKMU ab, um diese Tendenzen zu kritisieren (das 
Referat erscheint vollständig in dem Reader zur MU): 


Wir haben unsere Fragebögen bisher für drei Zwecke eingesetzt: 


1) Gespräche in der Fabrik, in der man selber arbeitet, 
systematisieren und weitertreiben; 

2) Infos über Betriebe und Ausbeutungssituationen zu kriegen, 
in denen man selber nicht ist, und mit den Leuten, die dort 
arbeiten, ne Auseinandersetzung anfangen; 

3) um den Informationsfluß und Erfahrungsaustausch unter- 
einander zu organisieren. 


für 1) 
ist ein Frageschema unerläßlich. Es hat immer wieder die Ein- 
schätzung gegeben, "das krieg ich auch so mit" - und wir haben 
immer wieder gesehen, daß das nicht stimmt, daß wir mehr 
mitkriegen und auf Reihe kriegen, wenn wir mit anderen Malo- 
cherInnen gemeinsam den Fragebogen durchackern. Das aller- 
wichtigste dabei ist der gemeinsame Herstellungsprozeß von so 
einem Frageschema, dadurch schärft man sich den Blick für 
wesentliche Dinge, merkt schneller, wo man noch weiße. Flek- 
ken hat, lernt sich schneller und gezielter bewegen und infor- 
mieren. Der Fragebogen in der jetzigen Form (150 Fragen!) ist 
natürlich nicht für eine Massenuntersuchung zu gebrauchen, 
sondern je nach Fabrik beschränkt sich das auf zwei bis ne 
Handvoll Leute, mit denen wir so ein langes Ding durchackern 
können (wir haben immer mindestens drei lange Abende ge- 
braucht). ... Aufgebaut ist er bis jetzt im wesentlichen so, daß 
er Informationen über den Arbeitsprozeß erfragt, um damit die 
produktive Kooperation rauszuarbeiten und folglich Mystifika- 
tionen über Qualifizierung, "meine ganz besondere Situation" 
usw. angehen zu können. Er versucht, die produktiven Funktio- 
nen zu entwickeln und dem die Funktion des Meisters usw. ent- 
gegenzusetzen. Durch die Diskussion über den Akkord und wel- 
che Rolle der Meister oder Kapo dabei spielt, den Akkord einer- 
seits durchzudrücken (mit all seinen "Ungerechtigkeiten" und 
Bestechungen) und andererseits der Geschäftsleitung gegenüber | 
"Stückzahlen bis heute Abend" (die "Realisierung des Profits in | 
der Zeit", wie Alquati das nennt) zu "garantieren", konnten wir 
gut rausdiskutieren: a) die reale Atomisierung im Akkord, b) daß 
die ArbeiterInnen die einzigen sind, die die kollektive Qualifika- 
tion der "Erfüllung" haben, daß der Meister ihnen diese Fähig- 
keit enteignet hat, und wie wir also mit unseren KollegInnen 
diskutieren müssen, um das rauszuarbeiten. Der Fragebogen ist 
sehr nützlich dabei, den Leuten die Fragestellungen und Instru- 
mente an die Hand zu geben, um selber "Atomisierung", "Rolle 
des Meisters", "Rationalisierung" usw. angehen und weiterdisku- 
tieren zu können. 


Ä£ der Ausarbeitung von Frage- 
Be * schemata schufen wir uns 
en eine Methode, uns sehr’ 
09 schnell und systematisch 
Überblick über ne spezifische 
Ausbeutungssituation und die 
MalocherInnen, mit denen wir 
es da zu tun hatten, zu ver- 
schaffen. Die politische Per- 
spektive bei den Interventio- 
nen wurde nicht mehr in der 
Akkumulation kurzfristiger 
Einzelkonflikte gesehen, son- 
dern stärker auf die Perspek- 
tive von Arbeitermacht .und 
Verallgemeinerung von 
Kampferfahrungen bezogen. 


Was der Fragebogen bis jetzt schlecht bringt, ist die Diskus- 
sion über Reproduktion(sarbeit), Konsum und "gesellschaftliche 
Bewegungsmöglichkeiten", "Flucht aus der Fabrik" usw. . Die an 
den Schluß geknallten Fragen (Schulden?, was macht dein eG 3 
Mann? ...) dokumentieren da eher unsere Unfähigkeit. ... Politisch stieß aber unser Vor- 
schlag der militanten Unter- 
suchung auf wenig Resonanz: 
im Sommer 83 (als Blüm seine 
Kampagne gegen "Schwarzar- 
beit" durchzog) verschickten 
wir an alle uns bekannten 
Adressen einen langen Brief 
mit dem Vorschlag einer er- 
sten praktischen Konkretisie- 
rung der militanten Untersu- 
chung: Sklavenhändler-Kam- 
pagne auf allen Ebenen von 
Untersuchung über Interven- 
tion bis Angriff - ganze zwei 
Leute/Gruppen antworteten - 
ablehnend! 


Dies manifestierte und be- 
siegelte sich auf dem Work- 
shop in Hamburg im März 84: 
Unser AK Sklavenhändler fand 
nicht statt, weil sich niemand 
dafür interessierte, der AK 
militante Untersuchung fand 
als spezielles Jobber-Teil 
statt, die politische Auseinan- 
dersetzung darüber wurde von 
keiner Initiative aufgegriffen. 
Es gab zwar ne Bereitschaft, 
über kapitalistische Umstruk- 
turierung, den Hafen, Umbau 
des Sozialstaats usw. usf. zu 
diskutieren, aber nur sehr we- 
nige GenossInnen waren dazu 
bereit, sich in erster Person 
auf militante Untersuchung 
einzulassen. Das war eine rie- 
sige Beschneidung der prakti- 
schen Möglichkeiten militan- 
ter Untersuchung: auf der Ba- 
sis von sehr wenigen Leuten, 
die noch dazu über die BRD 
verteilt lebten, war ein ge- 


für 2) 
eignet sich der Fragebogen eigentlich ganz gut. Man könnte ihn 
möglicherweise grob überarbeiten und "Agitationsfragen" raus- 
schmeißen oder überhaupt ein bißchen straffen. Während bei der 
Arbeiterdiskussion im Betrieb Wiederholungen (ein Problem von 
mehreren Seiten beleuchten) wichtig sind, stören sie in diesem 
Fall oft, sind manchmal aber auch wichtig, um eingefahrene In- 
terpretationsraster des Interviewten über "seine'" Arbeit, Quali- 
fikation usw. aufzubrechen. Auch wenn die Interviewten dann 
mehrmals behaupten, diese Fragen gingen an ihren speziellen 
Bedingungen völlig vorbei, so stimmt das entweder nicht, weil 
wir beim Nachfragen dann doch auf des Pudels Kern gestoßen 
“ sind - oder die Fragen gehen tatsächlich vorbei, schaffen damit 
aber oft eine Reibungsfläche, die recht genaue Abgrenzungen 
möglich macht. Insgesamt kann der Fragebogen für diesen 
Zweck wohl schon die wichtigsten Fragestellungen rausarbeiten, 
also Voraussetzungen für weitere, vertiefte Diskussionen schaf- 
fen; er ist in diesem Fall noch nicht die "Arbeiterdiskussion", 
aber das Ist wohl auch nicht zu erwarten, wenn man den Betrieb 
selber noch gar nicht kennt. 


für 3) 

hat der Fragebogen sehr viel gebracht. Sowohl für die einzelnen 
Gruppen und Zusammenhänge, als auch für die Zusammenarbeit 
zwischen Gruppen. Gerade hier ist der Fragebogen sehr para 
um immer wieder alle Erfahrungen zusammenzubringen und in 
so ein Schema einfließen zu lassen. 


Allerdings bleibt der Fragebogen ein Hilfsmittel, er ersetzt 

Ä nicht die politische Diskussion, er macht sie möglich. Wir soll- 
ten auch nochmal zusammentragen und diskutieren, was für 
Fehler wir damit gemacht haben ("Fragebogen-Bürokratie"). 
Militante Untersuchung heißt nie Sammlung möglichst vieler 
Daten und ihre Archivierung. Ziel muß immer sein: mit den 
Arbeitern gemeinsam die neue Stufe von Kooperation, die die 
restrukturierte Fabrik erfordert, aufdecken und ihre Bruch- und 
Angriffspunkte analysieren. Und von hier aus können wir dann 

den nächsten Schritt anpeilen: subjektive Erfahrungen, Kampf- 
bewegungen usw. stärker auf Reihe zu kriegen. Auch solche 
Fragen, inwieweit die Bewegungsformen der ArbeiterInnen 
außerhalb der Fabrik zur neuen Klassenzusammensetzung bei- 
tragen (oder eben diese hemmen). Die in TheKla 7 abgedruckten 
Versuche oder etwa das Frageschema der Proletarischen Front 

sind hier unbrauchbar, weil sie bereits von festen, vorgefaßten 
politisch-ideologischen Vorstellungen davon, was die Arbeiter 

tun sollten, ausgehen. Vielleicht könnte uns hier ein Schema, 

wie es Alquati in den "Neuen Kräften" entwirft, weiterhelfen.... 


zieltes Eingreifen in einem 
Großbetrieb oder einem Sek- 
tor nicht möglich. Wenn mili- 
tante Untersuchung die 
Grundlage und ein erster 
Schritt zur Organisierung sein 
soll, setzt sie selbst bereits 
ein bestimmtes Maß an Orga- 
nisierung voraus: die Bereit- 
schaft von Gruppen, sich auf 
die Arbeitsrealität einzulas- 
sen und die Erfahrungen da- 
mit zu analysieren und zur 
Diskussion zu stellen - und 
zwar ohne schnelle Erfolge zu 
erwarten. Dies war immer 
wieder der Knackpunkt, an 
dem Projekte schon im Vor- 
feld scheiterten, derselbe üb- 
rigens, an dem die Jobber-Inis 
regelmäßig kaputt gehen. 


Der Arbeitskreis Militante 
Untersuchung kam deshalb nur 
als minoritäres Projekt von 
Leuten aus 5 Städten zu- 
stande, aber in’ seinem Innern 
setzte eine etwa zweijährige 
Phase intensiven Arbeitens, 
Austauschs von Maloche-Er- 
fahrungen, Vertiefung der 
Analyse der Arbeitsorganisa- 
tion usw. ein. Es gelang uns, 
gemeinsam über unsere prak- 
tischen Versuche zu diskutie- 
ren und politische Begriffe zu 
erarbeiten. Damit konnten wir 
endlich die altbekannte Ebene 
"überregionaler Treffen" über- 
winden, wo man sich erstmal 
in Anekdoten stundenlang 
über die "Situation in den 
Städten" ausläßtt und dann 
ziemlich ideologisch und ober- 
flächlich zwei, drei brennende 
Themen anreißt. Militante 


*Arbeiter 


Der folgende Auszug aus einem Referat für den AKMU ist ein 
Beispiel” dafür, wie militante Untersuchung in die Arbeiterdis- 
kussion eindringt und kapiert, daß und wie die Arbeiter ihre ei- 
ene Macht gegen die kapitalistischen Mystifikationen entwik- 
Ken Und ein Beispiel dafür, wie wir uns die Quaderni Rossi- 
Texte aneignen sollten: die hier herausgearbeitete Argumentati- 
onslinie im Olivetti-Text von Alquati ist eins unter Falen Bei- 
spielen, wie die OR sich den Arbeltern nicht ideologisch auf- 
drängen, sondern ihre Untersuchung aus der Arbeiterdiskussion 
entwickeln: 


Die Arbeiter, die erst mal die ganzen offiziellen Mythen über 
die Organisation der Arbeit bei Olivetti hergebetet haben, 
kommen letzten Endes zu folgendem Urteil: "Hier ist alles bis 
ins kleinste organisiert und festgelegt, und trotzdem gibt es 
noch zu viele wichtige Dinge, die bei der Arbeit nicht funktio- 
nieren. Wenn man sieht, wie minuziös man sich hier um die Or- 
ganisation kümmert, die dann doch nicht so funktionieren kann, 
dann könnte man fast auf den Gedanken kommen, daß bei Oli- 
vetti die organisierte Desorganisation studiert wird." (5.60) 
ee Urteil ist im Neokapitalismus allgemein", kommentiert 
Alquati. 


Er zieht dann zunächst die negativen Seiten dieser "Arbeiter- 
kritik" heraus und formuliert als Hypothese, daß der einzelne 
Arbeiter unfähig sei, durch die Mikrowidersprüche seiner tägli- 
chen Arbeit die grundlegenden Widersprüche zu erfassen - und 
zwar gerade deshalb, weil in diesen Mikrowidersprüchen die 
"ganzen grundlegenden Widersprüche des Systems zusammen- 
treffen, sich entfalten und erhalten."(60) So steckt ja in diesem 
Widerspruch der grundlegende Widerspruch der Mehrwertproduk- 
tion zwischen Arbeitsprozeß und Verwertungsprozeß, aber "der 
in seiner Gebrauchswertsphäre eingeschlossene Arbeiter" kann 
diesen gerade deshalb nicht entwickeln, denn seine Kritik setzt 
daran an, daß man das Produkt rationeller herstellen könne, mit 
weniger Handgriffen, besserer Qualität usw. 


Andererseits kann man von diesen Widersprüchen her auch 
tiefer vordringen, denn die obige Argumentation impliziert ja 
eine Kritik an den "unnötigen" Rollen in der Fabrik, wie zum 
Beispiel den Kontrolleuren. Alquatis Diskussion über die Kon- 
trolleure (S.113 ff. "Qualitätskontrolle") ist ein gutes Beispiel 
dafür, wie militante Untersuchung die aktuellen Widersprüche 
und Arbeiterdiskussionen aufgreifen, auf die grundlegenden Wi- 
dersprüche zusammenfassen und so aus sich heraus auf eine 
ure Ebene und die Frage von Arbeitermacht weitertrei- 
ben kann. 


Alquati faßt zunächst die weiter vorne entwickelten Sachen 
zu "Organisation - Desorganisation", Problemen der Qualität 
und der "Gebrauchswertsphäre" sowie des Widerspruchs zwi- 
schen Plan und seiner Erfüllung zusammen (5.115 f.). Er fährt 
fort: "Wenn man dann die "Montagearbeiter' selbst und auch die 
'Kontrolleure' fragt, warum die Dinge so organisiert sind und 
wozu sie wirklich dienen, dann antworten die meisten, daß sie 
das nie verstanden haben. Eins jedoch ist allen klar: daß näm- 
lich die Kontrolleure tatsächlich keineswegs die Funktion von 
Priestern der‘ Qualität haben ... daß die Funktion der Qualitäts- 
kontrolle zum großen Teil noch immer bei den Montagearbeitern 
liegt."(S.116) 


Daraus ergeben sich Fragen für die Diskussion: Wer also 
macht die Qualitätskontrolle? Wozu dienen dann die Kontrol- 
leure? Weiß das die Betriebsleitung? Wozu dienen die "Defekte", 
die der Kontrolleur reklamiert? Wissen es die Techniker? Haben 
sie das vielleicht geplant? Und was machen die Meister? "Die- 


Untersuchung in dieser Phase 
definierten wir als "Vorun- 
tersuchung", die uns einen 
breiten Überblick über die ge- 
samte gesellschaftliche Pro- 
duktionsstruktur verschaffen 
sollte. 


Diskussion « 


ser ganze Komplex führt schließlich zu einer gründlichen Dis- 
kussion über die Ausbeutung, die Rationalisierung und die Büro- 
kratie - und über den Klassenkampf. Doch auch die Arbeiter 
selbst verfallen hier oft in den entscheidenden Fehler, die eine 
Tätigkeit der anderen gegenüberzustellen, und gerade dadurch 
setzen sie den politischen Mechanismus in Gang, den die Ge- 
schäftsleitung mit diesen Mystifikationen ins Leben gerufen 
hat."(S.117) Durch weitere Fragen, etwa: "wozu dient der Ak- 
kord in einem System, in dem in Wirklichkeit die Regelmäßig- 
keit das entscheidende Moment ist?", arbeitet Alquati schließ- 
lich den grundlegenden Widerspruch zwischen Plan (Verwertung) 
und seiner Erfüllung (Arbeitsprozeß) heraus. Er benutzt dafür 
ein einfaches, dreigliedriges Modell: 1) das System, das den 
Plan aufstellt; 2) die Arbeiter, die den Plan erfüllen; 3) "ein 
sehr wichtiges System der Vermittlung", das als Puffer zwischen 
1) und 2) funktioniert. 


Damit baut er eine Diskussion über "die Funktion der Mei- 
ster"(S.123 ff.) auf: "Dieser wichtige Entscheidungsbereich bil- 
det den 'Puffer', der das gesamte System flexibel macht. Er ist 
die Mitte zwischen der formellen Linie der Gesamtrichtung des 
kapitalistischen 'Plans' und der konkreten 'Erfüllung' dieses 
'Plans' durch die Arbeiter." "Wie der Meister seine Funktion 
konkret verwirklicht": "Die Machtgruppe - die Geschäftsleitung 
- überträgt dem Meister die Funktionen der Planung, der Orga- 
nisation und der Kontrolle der Ausbeutung und mit der Übertra- 
gung dieser Funktionen gibt ihm der Kapitalist die Verantwor- 
tung' und die 'Autorität' „.. Um seiner Verantwortung als Ga- 
rant der Verwirklichung des Mehrwerts nachkommen zu können, 
muß der Meister die Arbeiter in ihrer wirklichen Situation 'kon- 
kret in der Hand haben' ... und er kann diese seine Macht nur 
erlangen, wenn er sie sich selbst erobert und wenn er sie sich 
nach beiden Richtungen hin erobert."($.124) Die Sache, um die 
sich dabei alles dreht, ist das Wissen der Arbeiter um ihre Ko- 
operation, "die Bedingungen setzende Macht, die die atomisier- 
ten Arbeiter als die ausschließlichen Eigentümer der Fähigkeit 
der Erfüllung gegenüber der kapitalistischen Spitze besit- 
zen."(125) Diese Macht muß der Meister enteignen und sich an- 
eignen, "um die Verwirklichung des Profits in der Zeit garantie- 
ren zu können'"(125). "Hat er aber diese Autonomie, diesen un- 
kontrollierbaren Raum einmal erworben, dann bringt der Mei- 
ster eine ganze Reihe von Instrumenten zur Anwendung, um die 
'einzelnen' Arbeiter mit dem zu erpressen, was sie interes- 
siert"(125). "Auf dieser Ebene nun kann der Meister schließlich 
jenen dialektischen Spielraum nutzen, den ihm der objektive 
Gegensatz von Profit und gesellschaftlicher Regulierung der 
Produktionsprozesse bietet'(125), also zum Beispiel heimliche 
Vorratslager anlegen, Arbeitszeiten bunkern usw.; "im klande- 
stinen informellen Kontrollsystem der Meister findet also ein 
großer Teil jener Rätsel seine funktionelle Bedeutung, denen 
man immer wieder begegnet, wenn man die Betriebsstruktur 
mit mechanischen und dualistischen Schemata analysiert; dies 
gilt zum Beispiel auch für das Geheimnis, auf das wir oben ge- 
stoßen waren: 'Wozu dienen die Kontrolleure'?" S.126) 


Aus dieser Diskussion ist es dann ein kleiner Schritt zu einer 
wichtigen politischen Schlußfolgerung für die Arbeiter: "Wenn 
die Insubordination auf der Ebene der 'Abteilung' oder Werk- 
statt gefangen bleibt, kann sie zu einem Motor der kapitalisti- 
schen Entwicklung gemacht werden; wenn sie sich dagegen hier 
zu organisieren beginnt und den Meister als die neue Grenze der 
geplanten kapitalistischen Anarchie überwindet, kann sie zur 
einzigen alternativen politischen Kraft werden auf einer Ebene, 
wo sie den Entsohelcungen des Kapitalisten ihre Bedingungen 
setzt, indem sie die Beding setzende Macht des 'Meisters' 
wieder zu einer Macht der Arbeiter macht.'"(127) 


Wir haben es in der folgen- 
den Zeit einigermaßen hinge- 
krieg, an den wichtigsten 
Punkten von Klassenrealität 
präsent zu sein und das mit 
der gemeinsamen Ausarbei- 
tung zentraler Fragen zu ver- 
knüpfen. Die Sektoren, die 
wir uns in Hamburg vorge- 
nommen hatten, haben wir in 
dieser Zeit alle von innen, aus 
der Sicht der ungelernten Ar- 
beiterInnen kennengelernt, 
u.a.: 


* Elektroniksektor von der 


großen Montagefabrik bis zur 
Klitsche 

* Autofabriken und Zuliefe- 
rer (Reifenfabrik, Vergaser- 
fabrik), 

* Warenverteilzentren 

* Sklavenhändler (AKW-Bau- 
stelle) 

* Mittelständische Maschi- 
nen- und Gerätefabriken, 

* Lebensmittelfabriken, 

* Transportsektor, 

* Sozi-Zwangsarbeit 


Wir bewegten uns darin vor 
dem Hintergrund der massen- 
haften Konsolidierung neuer 
een Ausbeutungsformen, 
egleitet vom systematischen 
Ausbau neuer Kontrollformen 
und Zugriffsmöglichkeiten 
durch Datenbankverkettung 
(Sklavenhändler, Arbeitsamts- 
fahnder, Datenabgleich mit 
den Krankenkassen, Blüms 
Kampagne und Massen-Raz- 
zien "gegen Schwarzarbeit" 
usw.). Die "Linke" beteiligte 
sich in dieser Phase am ge- 
werkschaftlichen Trommel- 
wirbel in der Schlacht um die 
Flexibilisierung ("35-Stunden- 
Woche" und "$ 116 AFG"- 
Kampagne), oder konzen- 
trierte sich in ihren autono- 
men Teilen auf die "neue Ar- 
mut" und "Mindesteinkom- 
mens"-Forderungen. 


Aus dieser Konstellation 
ergaben sich unsere Arbeits- 
schwerpunkte: Kritik an der 
35h-Kampagne der Gewerk- 
schaften ("Flexibilisierung an 
den Punkten hoher organi- 
scher Zusammensetzung"), ge- 
nauere Analyse kapitalisti- 
scher Arbeitsorganisation von 
Taylor bis heute und damit 
Kritik der linken Mythen von 
der "hirnlosen, monotonen Ar- 
beit in der Industrie", Kritik 
an der Forderung eines "Min- 
desteinkommens" und der da- 
mit zusammenhängenden Kon- 
zeption vom Sozialstaat als 
einer "Errungenschaft", 
schließlich Kritik an den My- 
then von den neuen Technolo- 
gien anhand einer genaueren 
Analyse über die Industriero- 
boter. Außerdem knabberten 
wir an einem neuen Ansatz 
für proletarische Internatio- 
nalismusarbeit. 


Speziell die Entwicklung 
des Begriffs der "produktiven 
Kooperation" ermöglichte uns 
ein genaueres Verständnis und 
Eingreifen in die Fabrik: die 
Arbeiterkritik an der Maloche 
ist eben nicht, daß sie zu mo- 
noton sei, sondern daß einem 
das Kapital zu viele Funktio- 
nen, zu viel Verantwortung, 
zu viel Arbeit eben, aufhalst. 


Aber aus diesen produkti- 
ven Funktionen ergibt sich 
anderstum die Möglichkeit, 
den Produktionskreislauf 
lahmzulegen; aus den produk- 
tiven Funktionen ergibt sich 
der Begriff des Gesamtarbei- 
ters, produktive Kooperation 
ist nicht-hierarchisch (Kritik 
am kapitalistischen Mythos 
von der "Qualifikation"). Der 
Produktionsprozeß ist wider- 
sprüchliche Einheit von Ar- 
beits- und Verwertungsprozeß. 
Das Kapital kann nur einen 
"Plan" machen und die Arbei- 
ter zu zwingen versuchen, ihn 
zu "erfüllen"; aber "wie" sie 
das machen, wissen sie nur 
selber. "Produktive Arbeit" ist 
nicht deshalb eine zentrale 
Kategorie, weil die 
"produktiven Arbeiter allen 


Reichtum herstellen" - den 
Baukasten der sozialistischen 
Arbeitsethik überlassen wir 
gern den Verwaltern stalini- 
stischer Arbeitslager - son- 
dern weil das Kapital in sei- 
nem Innern immer wieder den 
Widerspruch zwischen Verwer- 
tungsprozeß und Arbeitspro- 
zeß neu herstellen muß: die 
ArbeiterInnen müssen die pro- 
duktive Kooperation immer 
wieder selbst entwickeln, ge- 
trade deshalb haben sie die 
Möglichkeit, das Kapital zu 
zerschlagen. Und nur daraus 
ergibt sich die kommunisti- 
sche.;Hoffnung auf Revolution. 


Diese Begrifflichkeit war 
auch wichtig für die damalige 
politische Kontroverse: die 
Linke bis hin zur "Autonomie" 
thematisierte die "menschen- 
leere Fabrik" und die Über- 
macht der neuen Technolo- 
gien. In Wirklichkeit hatte die 
Automatisierung die Fabriken 
nicht menschenleer gemacht - 
sollte und konnte es auch gar 
nicht, wenn man Mehrwert- 
produktion politisch versteht: 
als Zwang zur Mehrarbeit. 
Die Bedeutung der produkti- 
ven Kooperation widerlegt die 
Märchen von der "geistlosen 
Monotonie der Industriear- 
beit". Die neuen Technologien 
wälzen mehr denn je produk- 
tive Funktionen auf die Ar- 
beiterInnen ab (in diesem Zu- 
sammenhang haben wir uns 
ausführlich mit der Analyse 
der "teilautonomen Gruppen" 
beschäftigt, mit denen die 
Kapitalisten die Macht der 
FließbandarbeiterInnen zu 
zersetzen hofften). 
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KRISE UND STAGNATION 
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Obwohl der AKMU in der ana- 
lytischen und praktischen Ar- 
beit einen qualitativen Sprung 
für die beteiligten GenossIn- 
nen darstellte, gelang es uns 
nicht, die Isolierung nach 
außen zu durchbrechen. Wir 
beschäftigten uns zwar mit 
dem gesamten Spektrum re- 
volutionärer Politik, für die 
autonome Szene blieben wir 
trotzdem die "Spezialisten für 
Jobs und Fabrik". 


Die Entwicklung ist in der 
Zeitung recht deutlich zu ver- 
folgen. In der Nummer 29 ga- 
ben wir nochmal einen breiten 
Überblick über das gesamte 
Feld unserer damaligen Job- 
ber-Interventionen: Tankput- 
zer-, Drückerjobs, Sozi- 
Zwangsarbeit, Asylanten, Ob- 
dachlosigkeit usw. Die Num- 
mer 30 macht dann den Vor- 
schlag, alle bisherigen Inter- 
ventionserfahrungen in eine 
gemeinsame politische An- 
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strengung einzubringen, von 
der Jobberselbstorganisation 
zum gemeinsamen Angriff auf 
die Klassenrealität überzuge- 
hen. Dies Unternehmen faßten 
wir als "militante Untersu- 
chung" (MU). In den darauf- 
folgenden Nummern brachten 
wir Konkretisierungen der 
MU: Post in Frankfurt, Skla- 
venhändler Teil I und II, 
Kämpfe bei Rockwell und 
Kreimeyer, Streik der Reha- 
Umschüler. Aber bereits in 
der Nummer 33 mußten wir 
konstatieren, daß sich unser 
Vorschlag der militanten Un- 
tersuchüng nicht breit anpak- 
ken läßt: "So weit wir es be- 
urteilen können, hat sich ein 
Teil der Städte zumindest für 
den Moment aus der umfas- 
senden Thematisierung der 
kapitalistischen Wirklichkeit 
zurückgezogen und auf The- 
men wie 'Erwerbslosen-lnitia- 
tiven' und "Sozi-Empfänger' 
spezialisiert."(Vorwort Nr.33). 


Etwa mit Heft 34 setzten 
zwei Entwicklungen ein, die 
sich aus dieser Blockierung 
erklären, aber dennoch letz- 
ten Endes zur Lähmung des 
AKMU selbst beitrugen: die 
Artikel wurden "abstrakter" 
(Taylors Alpträume I und II, 
Tertiarisierung), andererseits 
verwendeten wir immer mehr 
Anstrengungen darauf, die 
"sozialrevolutionäre Linke" 
von der Existenz der Klasse 
zu überzeugen, konnten das 
aber zunächst nicht praktisch 
wenden (siehe z.B. den Arti- 
kel zur "Neuen Arbeit in der 
Braunschweiger Region"). Wir 
sahen die Gefahr, daß sich un- 
sere unmittelbare Praxis und 
die analytischen Ausarbeitun- 
gen/politische Auseinander- 
setzung immer stärker aus- 
einanderentwickeln. Wir wa- 
ren nicht mehr in der Lage, 
unsere "kleinen subjektiven" 
Erfahrungen adäquat politisch 
aufzuarbeiten, miteinander zu 

II 


diskutieren und zu veröffent- 
lichen (nach außen zu vermit- 
teln). Dieses Problem wollten 
wir mit einem politischen 
Sprung nach vorn knacken. 
Praktisch hieß das, daß wir an 
der Ausweitung des AKMU 


arbeiteten. In der Zeitung 
schlägt sich das seit der 
Nummer 35 in den immer 


wiederkehrenden Beschwörun- 
gen des "Übergangs" nieder. 


Wir haben oben gesagt, daß 
wir in dieser Phase alle Sek- 
toren untersuchten, die wir 
uns vorgenommen hatten. In 
der Zeitung wurden fast alle 
der dabei gemachten Erfah- 
rungen politisch ausgewertet 
und diskutiert. Aber die Ver- 
mittlungsschritte von den ge- 
wonnenen Erfahrungen hin zu 
den späteren Einschätzungen 
wurden immer länger und für 
alle "Außenstehenden" immer 
schwerer nachvollziehbar. Die 
Artikel erschienen meist zu 


spät; oft vergingen Monate, 
manchmal Jahre. 


Auf lange Sicht mußten 
diese Schwächen den AKMU 
austrocknen, da die beteilig- 
ten GenossInnen immer 
schwerer den konkreten Zu- 
sammenhang zwischen den ei- 
genen ‘Erfahrungen und den 
politischen und analytischen 
Ausarbeitungen "am eigenen 
Leib spüren und umsetzen" 
konnten. Ganz bezeichnend 
ist, daß wir es an keinem 
Punkt hingekriegt haben, als 
Arbeitskreis geschlossen und 
offensiv eine bestimmte In- 
tervention vorzubereiten und 
durchzuziehen. 


Wir konnten unsere eigenen 
Bedürfnisse und Verhaltens- 


weisen immer weniger mit 
unserem Untersuchungsansatz 
vermitteln. Gleichzeitig 


machte es unser systemati- 
scher Anspruch nötig, uns 
sehr stark mit der Analyse 
der Klasse als variablem Ka- 
pital, der Maschinerie und ka- 
pitalistischen Technologie zu 
beschäftigen, weil zunächst 
nur hier Ansatzpunkte zu Ver- 
allgemeinerung zu finden wa- 
ren. Die GenossInnen in den 
Betrieben sahen sich immer 
deutlicher alleingelassen mit 
ihren alltäglichen Schwierig- 
keiten, die "theoretische Dis- 
kussion" auf den AKMU-Tref- 
fen hob immer mehr ab, viele 


haben das nicht mehr ge- 
packt, haben sich dadurch 
entpolitisiert, die Hoffnung 


verloren, daß ihr ganz indivi- 
duelles Engagement diesen 
Widerspruch überwinden 
könnte. Andere haben sich als 
Reaktion darauf in den Be- 
trieben verbunkert und woll- 
ten keine über ihre Existenz 
als "ganz normale Proletarier" 
rausgehenden politischen Dis- 
kussionen und Ansprüche mehr 
gelten lassen. 

Dies hat in den Gruppen zu 
Lähmungserscheinungen ge- 
führt, die wir erstmal nicht 
mehr überwinden konnten. 
Eine gemeinsame Orientie- 
rung an der MU als Mittel des 


revolutionären Kampfs war 
nicht mehr praktisch möglich. 


Seit eineinhalb Jahren füh- 
ren wir nun die Diskussion 
darüber, daß wir in der durch 
"neue" Widerspenstigkeit und 
Konfliktualität in den Betrie- 
ben gekennzeichnete neue 
Phase die nächste Etappe der 
Untersuchung anpacken miüs- 
sen, daß die MU nun militant 
werden muß. 


Inzwischen hat sich ge- 
zeigt, daß die Gruppen aus ih- 
rer inneren Dynamik raus da- 
zu nicht mehr fähig waren. 
"Von der Vor-Untersuchung 
zur militanten Untersuchung", 
das können wir uns heute nur 
als Bruch vorstellen. Nicht 
deshalb, weil es logisch ein 
Bruch wäre. Tatsächlich ginge 
es um den bereits zu Beginn 
angepeilten wichtigen Schritt 
von der Analyse der techni- 
schen zur Analyse der politi- 
schen Klassenzusammenset- 
Angesagt wäre der 


zung. 


Schritt von der‘ Analyse der 
Klasse als Teil des Kapital- 
verhältnisses zur Analyse der 
inneren Geschichte der 
Klasse, Analyse der Klasse als 
Größe, die das Kapitalver- 
hältnis sprengt. Unsere bis- 
herigen Versuche, das anzu- 
packen, sind aber zu verwa- 
schen geblieben, da sie beides 
gleichzeitig leisten sollten: 
innerhalb des AKMU die De- 
batte über diesen Schritt nach 
vorne führen, den AKMU also 
politisch neu bestimmen und 
ihn gleichzeitig erweitern. 
Unser Vorschlag auf dem 
zweiten Workshop in Karls- 
ruhe im Frühjahr 1986 "Von 
der Voruntersuchung zur mili- 
tanten Untersuchung" ließ 
sich bisher nicht praktisch 
umsetzen. Wir sind erneut in 
die Zwickmühle geraten, 
Leute von etwas überzeugen 
zu müssen, das wir selber 
noch nicht praktisch auf 
Reihe kriegen. 


"Die gesellschaftliche Pro- 
duktivkraft der Arbeit wird 
als Arbeiterklasse gesell- 
schaftliche Produktivkraft 
des Kapitals. Die Arbeiter 
treten als Arbeiterklasse ins 
Kapital ein und werden als 
solche auf ein Teil des Kapi- 
tals reduziert. Das Kapital 
aber hat jetzt seinen Feind 
im Innern."(Tronti, 107)."Wie 
im Akt des Kaufs und Ver- 
kaufs der Arbeitskraft also 
schon das Verhältnis zweier 
antagonistischer Klassen ent- 
halten ist, das der Boden der 
ganzen folgenden eigentlichen 
Geschichte des Kapitals ist, - 
so ist im Prozeß der Konsum- 
tion der Arbeitskraft, am 
Moment der Produktion, 
ebenso bereits das ganze Feld 
für den direkten Kampf zwi- 
schen den beiden Klassen 
vorbereitet ... Vor allem auf 
diese Weise ist in der Tat der 


Prozeß der Produktion von 
Kapital vom Arbeiterstand- 
punkt aus zu betrachten; als 
natürlicher Ort, den eigenen 
Antagonismus zum Ausdruck 
zu bringen, als spezifisches 
Feld des Klassenkampfs ... 
Hier beginnt dann die ganze 
Geschichte der Klassenbewe- 
gungen der Arbeiter. Aber 
der Übergang - logisch wie 
historisch - vom Proletariat, 
dem Verkäufer der Arbeits- 
kraft, zur Arbeiterklasse, der 
Produzentin des Mehrwerts, 
bezeichnet den Anfang jener 
Arbeitergeschichte des Kapi- 
tals, die Sen die tatsächliche 
Geschichte der kapitalisti- 
schen Gesellschaft ist und 
darüber hinaus die einzige 
materialistische Konzeption 
der "Geschichte", die man 
von marxistischer Seite zu- 
lassen kann."(Tronti, 123) 


DIE MILITANTE UNTERSUCHUNG 


NEU AUFNEHMEN! Be 


In einer Phase von Defensive 
in den Klassenauseinanderset- 
zungen war militante Unter- 
suchung eine Methode, über- 
haupt wieder Ansatzpunkte 
von Klassenkampf auszuma- 
chen. Militante Untersuchung 
ist damit aber nicht zu Ende, 
vom Standpunkt der Autono- 
mie der Klasse aus ist sie 
"revolutionäres Prinzip". Wir 
haben nicht die sozialistische 
Vorstellung, "wir Revolutio- 
näre" haben das ‘richtige Be- 
wußtsein und tragen es zur 
Klasse. Wir gehen im Gegen- 
teil davon aus, daß die Stra- 
tegie in der Klasse liegt, in 
den Lernprozessen, Kampfer- 
fahrungen, Bedürfnissen der 
Klasse. 


Alle Revolutionäre haben 
Untersuchungsarbeit gemacht, 
zunächst "von oben her" die 
Kapitalstruktur und dann die 
Spontaneität der 
Klasse(nkämpfe) analysiert 
<ich will an dieser Stelle 


jetzt nicht diskutieren, wie 
sich dann ein Lenin, Mao oder 
Castro zu dieser Spontaneität 
verhalten hat, sondern nur das 
Prinzip rausstellen, daß eben 
alle Untersuchung gemacht 
haben!>. Militante Untersu- 
chung ist nicht die soziolo- 
enhafte Ansammlung von 
Herrschafts-)Wissen, das w’r 
"für die Zwecke der Revoiu- 
tion" anhäufen und verwalten, 
sondern ein lebendiger Pro- 
zeß, ein "revolutionäres Prin- 
zip" gegen Stellvertreterpoli- 
tik. 


Der AKMU stagniert seit 
einem Jahr, neue Einschät- 
zungen zur möglichen, politi- 
schen Klassenzusammenset- 
zung sind von diesem Artikel 
deshalb nicht zu erwarten. 


Jetzt durch irgendwelche 
"Hypothesen" über einen 
neuen Kampfzyklus Leute 


zum Mitmachen zu motivie- 
ren, wäre Spekulation von 
außen; die Untersuchung der 
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politischen Klassenzusammen- 
setzung ist Kampf und Bewe- 
gung, ist Teil des inneren 
Prozesses der Neuzusammen- 
setzung! Ich kann nur versu- 
chen, einige Prinzipien und 
Fragestellungen für die wei- 
tere Arbeit aufzuwerfen: 


Es war richtig, uns in einer 
Phase der "Voruntersuchung" 
zunächst einen systemati- 
schen und im Ansatz breiten 
Überblick zu verschaffen. Es 
war dafür nötig, das Augen- 
merk erstmal auf kapitalisti- 
sche Maschinerie, Technologie 
und Arbeitsorganisation zu 
richten. Denn die materiellen 
Formen der Ausbeutung ent- 
stehen in der Auseinanderset- 
zung des Kapitals mit der Ar- 
beiterklasse, die das Kapital 
in sich aufnehmen mußte - 
und immer wieder aufnehmen 
muß! -, um sich selber ver- 
werten zu können. Das Kapi- 
tal ist kein Ding, sondern ein 
(gesellschaftliches) Verhältnis. 
Die Untersuchung, die die 
Kampfschritte des Kapitals 
zurückverfolgt und auf die 
handelnde Klasse bezieht, 
kann den Motor der Auseinan- 
dersetzung in seinen Kämpfen 
sichtbar machen. 


So haben wir in einer Phase 
von Prekarisierung, Zerset- 
zung von Klassenzusammen- 
hängen und Erneuerung der 
kapitalistischen Maschinerie 
wichtige Aspekte der Kapi- 
talstruktur wie Technologie, 
Organisation der Arbeit, die 
Klasse als variables Kapital 
untersucht. Der kapitalisti- 
sche "Plan" als Reaktion auf 
den vorhergehenden Kampf- 
zyklus und Entwurf einer 
neuen Kaskade gesamtgesell- 
schaftlicher Ausbeutung 
diente uns als perspektivi- 
scher Fluchtpunkt, um die un- 
geheuer zersetzten Mobilisie- 


Lungsprozesse dechiffrieren 
zu können. 
Seit ein, zwei Jahren 


zeichnet sich eine neue Kon- 
fliktualität ab; heute stellt 
sich die Frage, wie die Klasse 
in den aktuellen kleinen 


Kämpfen sich neu zusammen- 
setzen kann. Der taktische 
Untersuchungsansatz dreht 
sich an diesem Punkt um ("die 
Taktik der Untersuchung" 
wird zur "Untersuchung als 
Taktik" sagt Tronti). Jetzt 
müssen wir die Arbeit als 
Nicht-Kapital, die innere Ge- 
schichte der Klasse untersu- 
chen. Von der Spontaneität 
("Jobber-Autonomie") über die 
systematische Untersuchung 
der Kapitalstruktur zur Spon- 
taneität der Klasse. 


Während der Stagnations- 
phase des AKMU hat es vor 
allem 


"im Ausland" eine 
ganze Reihe von Klassen- 
kampfbewegungen gegeben. 


Einiges davon aus den euro- 
päischen Nachbarländern hat 
sich in Artikeln in der Wildcat 
niedergeschlagen. Auf der 
einen Seite sind wir also in 
den Betrieben, wo wir selbst 
waren, praktisch (noch?) nicht 
über eine gewisse Grenze 
rausgekommen, auf der ande- 
ren Seite haben wir einzelne 
Kämpfe (in anderen Ländern!) 
beschrieben, ohne deren 
grundlegende Bedeutung zu 
verstehen. Das kann so nicht 
nebeneinander stehenbleiben, 
daß wir einerseits die Kapi- 
talstruktur untersuchen und 
andererseits die 


faktische 


u 


Existenz von Klassenkämpfen 
beschreiben. Wir müssen die 
Kämpfe untersuchen! Das ist 
natürlich kein Schreibtisch- 
projekt, sondern kann nur von 
innen her geleistet werden. 
Ein Schritt nach vorne ist es 
schon, unsere Diskussionen 
und Analysen stärker auf die 
"Subjektivität der Klasse", auf 
das Sich-Herausbilden einer 
neuen politischen Klassenzu- 
sammensetzung zu richten. 
Das heißt auch, die eigenen 
enarer Erfahrungen stär- 
er politisch auszuwerten: im 
internationalen Kontext von 
neuen Kämpfen; im Bezug auf 
andere Sektoren der Klasse. 


Die innere Struktur und 
Geschichte der Klasse zu un- 
tersuchen heißt, viel stärker 
als bisher die Frage der re- 
volutionären Perspektive in 
unsere Analyse einzubeziehen. 
Die Frage ist ja nicht, ob die 
Klasse kämpft - die Frage ist, 
ob diese Kämpfe vom Kapital 
weiterhin für seine Entwick- 
lung funktionalisiertt werden 
können, oder ob sie aus dem 
Kapitalverhältnis ausbrechen. 
Wir müssen solche Kämpfe 
viel gezielter als bisher von 
ihrer subjektiven Spannung 
zur Revolution her untersu- 
chen, von ihrer inneren Wider- 
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sprüchlichkeit (Frauen/Män- 
ner; "Beschäftigte"/"Arbeits- 
lose"; Nationalitäten usw.). 


In dieser Auseinanderset- 
zung und Beschäftigung müs- 
sen wir von neuem unsere ge- 
samte Begrifflichkeit über- 
prüfen. Das hieße dann auch: 
Theoriebildung - also nicht 
das schematische Übertragen 
der Herangehensweise und 
Begrifflichkeit der Quaderni 
Rossi, sondern darüber hin- 
ausgehend das Entwickeln ei- 
gener Begriffe, das Verstehen 
der neuen Elemente. In die- 
sem Zusammenhang bereiten 
wir zur Zeit die Herausgabe 
von mehreren Büchern vor zur 
militanten Untersuchung, ope- 
raistischen Theorie, Klassen- 
zusammensetzung und revolu- 
tionären ÖOrganisationsansät- 
zen im 20. Jahrhundert. 


Und wir müssen auch die 
präzise _Auseinandersetzung 
über uns selbst anfangen; 
welche Rolle messen wir uns 
im Klassenkampf zu: "Avant- 
garden", "Chronisten" "Revo- 
lutionäre", "handelnde Klas- 
senminderheiten"? Welche 
Strukturen sind dafür notwen- 
dig, wie setzen wir sie ins 
Verhältnis zur Klasse, wie ins 
Verhältnis zur Revolution? 
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Teil I: Häuserkampf 


Der Häuserkampf ist hier ein Beispiel, an dem griffen worden, es hat isolierte Aktionen ge- 
wir unsere Überlegungen zum Verhältnis von geben, die diesen Anspruch transportierten - 
"sozialer Bewegung" und Klassenkampf, unsere aber der Häuserkampf als Teil einer umfas- 
Hoffnung auf ein Zusammenbringen der sich senderen Bewegung hat sich in seiner Praxis 
neu entwickelnden Bewegung ab 1985 und und in seiner Entwicklung nie davon bestim- 
neuen ‘Ansätzen von Klassenkonfliktualitäit men lassen. In einer weiteren Phase (Ende 
überprüfen können und - heute - korrigieren 86/Anfang 87), die überall vom Rückgang der 


müssen! Damals schrieben wir in der wildcat: Bewegung bzw. von den Grenzen einer sozial 
isolierten Militanz gekennzeichnet war, hatten 

"Heute geht es darum, ob wir uns im Auf- wir auf einen Diskussionprozeß und eine poli- 
schwung einer neuen Bewegung die historischen tische Neubestimmung gehofft, aus der auch 
Zusammenhänge und den langen Atem aneig- politisch-praktische Konsequenzen folgen 
nen, um aus Fehlern zu lernen, uns die Stärke würden. Wir haben dabei allzuoft den sozialen 
früherer Bewegungen und Kämpfe zur Orientie- Charakter und die Interessenslage der Bewe- 
rung zu nehmen - oder ob wir diese Fehler ins gung selbst außer acht gelassen bzw. falsch 


Groteske verzerren und uns immer weiter in 
Richtung 'Individual-Autonomie' bewegen. .„. 
Wir sehen gute Möglichkeiten, daß die entste- 


eingeschätzt. Wir konnten der Bewegung daher 
politisch bestimmte Aufgabenstellungen nur 


hende Bewegung das packt; daß sich ein neuer moralisch vorhalten, die aber nicht die ihren 
Kampfzyklus zusammensetzt, der die 80/81er waren und auch kaum werden können. Für uns 
Bewegung weit in den Schatten stellt und Di- steht es daher an, uns jenseits unserer politi- 
mensionen wie 68 bis 73 annimmt." (die Phase, schen Enttäuschung über den Charakter der 
in Nr. 38, Frühjahr 1986) Bewegung klarzuwerden, unsere eigenen Mög- 


lichkeiten und die Bedeutung politischer 
Wir schreiben diese Thesen aus einer sehr Vorschläge richtig einzuschätzen. Es geht also 

intensiven Beteiligung am Häuserkampf (Köln) im Folgenden nicht um eine "Kritik" der 
in dieser Phase heraus. Sie bilden daher auch Bewegung oder der Autonomen, nicht um 
eine unmittelbar praktische Überprüfung der moralische Vorwürfe sondern darum, zunächst 
Versuche, die wir selber dabei gemacht haben. mal überhaupt zu kapieren, was der soziale 
Unsere Vorschläge zu einer "proletarischen Charakter der Mobilisierungen war und ist. 
Ausrichtung" im Häuserkampf, zur praktischen Von einem materialistisch-revolutionären 
Umsetzung der Vorstellung von "Häuserkampf Standpunkt aus liegt es uns sowieso fern, 
ist Klassenkampf" sind der Bewegung immer irgendwelchen Bewegungen äußerliche Maß- 
äußerlich geblieben. Im Rahmen einer politi- stäbe anzulegen. Nicht die Bewegung ist 
schen Diskussion sind sie stellenweise aufge- "falsch" sondern unsere Erwartungen an sie! 
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In der Nummer 33 vom September 84 
hatten sich bereits Leute aus Berlin ähnliche 
Fragen gestellt: Im Rückblick auf die Berliner 
Häuserkampfbewegung 830/31 werden deren 
‘ganze Schwächen, deren Verweigerung über 
sich hinauszugehen, die bewußte Marginalisie- 
rung in den selbstgewählten Freiräumen usw. 
sehr genau analysiert. Jede dieser Aussagen 
können wir in Bezug auf den erneuten Kampf- 
zyklus nur wieder unterschreiben - wobei der 
Häuserkampf heute ein viel isolierteres Mo- 
ment der Gesamtbewegung ist, als er es 30/81 
war. Der Artikel wirft dann zwei zentrale 
Fragen auf, die sich uns heute genauso stellen, 
wenn wir auf die gescheiterten Versuche zu- 
rückblicken: 


"Angesichts der heutigen Situation müssen wir 
uns fragen, wie es möglich war, daß sich die re- 
volutionäre Kraft einer Bewegung von ein paar 
tausend Leuten so schnell verbrauchen konnte, 
wieso der Häuserkampf als Angriff auf die Be- 
sitzenden, als Aneignung von Wohn- und Le- 
bensraum so schnell vorbei war. Gleich am An- 
fang tauchen Fragen auf, die wir nur unbeant- 
wortet vorneweg in den Raum stellen können. 


Hat eine solche Bewegung überhaupt ein 
Interesse daran, den Kampf auszuweiten 
und Forderungen aufzustelien, die sich an 
den Bedürfnissen weiter Teile der Klasse 
orientieren? 


Ist es überhaupt möglich, einen proletari- 
schen Häuserkampf zu führen, ohne daß 
gleichzeitig Kämpfe ‚auf der Produktions- 
ebene stattfinden und diese untereinander 
verbunden werden?" 


Der Artikel versuchte dann unabhängig 
von diesen Fragen Ansatzpunkte und Vor- 
stellungen einer Ausweitung des Häuser- 
kampfes zu formulieren. Dies ist die Art, wie 
auch wir immer wieder versucht haben, uns 
auf den (eigenen) Häuserkampf zu beziehen. 
Heute müssen wir aber die beiden genannten, 
davorliegenden Fragen beantworten! Und in 
diesem Sinne sind auch unsere Thesen zu ver- 
stehen - nicht als x-ter Appell an die Bewe- 
gung, den "Kampf auszuweiten", das "Ghetto 
zu sprengen", sich "auf die Klasse zu bezie- 
hen", sondern als materialistische Analyse der 
Bewegung selbst, ihrer sozialen und politi- 
schen Zusammensetzung, als (vorläufige) Ant- 
wort auf die Frage, ob diese Forderungen sich 
mit ihren Interessen überhaupt vermitteln las- 
sen! 


I6 


1. DIE NEUE BEWEGUNG 


Der Kampf um Häuser, Wohnungen oder so- 
ziale Zentren ist nie unabhängig von anderen 
Bewegungen abgelaufen. Aus ihnen schöpft er 
seine Kraft und für sie bekommt er bestimmte 
Funktionen. Die Besetzungen und Mieter- 
kämpfe Anfang der 70er Jahre standen im Zu- 
sammenhang mit Fabrikkämpfen und der Be- 
wegung jugendlicher Proletarier. Die Hausbe- 
setzungen und Kämpfe um sie in den letzten 
zwei Jahren sind ohne die neuen Mobilisie- 
rungen zu Sare, Libyen oder Wackersdorf/ 
Brokdorf ebensowenig denkbar. Das bedeutet 
aber, daß wir den Kampf um die Häuser nicht 
unabhängig von dieser Bewegung und ihrem 
politischen Charakter betrachten können. Die 
Autonomen gehen durch ihre Militanz und 
politische Radikalität in ihren Aussagen über 
diese "neuen sozialen Bewegung" hinaus, blei- 
ben dabei aber immer auf sie bezogen. Weder 
gibt es eine politisch-praktische Kritik an 
diesen Bewegungen, noch” unterscheiden sich 
die Autonomen in ihren sozialen Verhaltens- 
weisen von diesen Bewegungen insgesamt. Im 
Unterschied zu anderen Ländern wie Italien 
oder Frankreich haben die Bewegungen in der 
BRD ein relativ hohes Maß an "Auto nomie"", 
d.h. sie entwickeln ihre Kämpfe weitgehend 
selbständig, außerhalb der Parteien- oder 
Vertretungsstruktur (das macht diese Bewe- 
gungen auch für Leute aus anderen Ländern so 
faszinierend). Diese Selbständigkeit entdecken 
wir schon in den Mikrostrukturen der Bewe- 
gung und auch der Autonomen: viele Leute 
sind es gewohnt unmittelbar von sich aus- 
zugehen und ihr Anliegen in die Tat umzu- 
setzen; es bilden sich kleine Grüppchen, die 
sofort losschlagen; es wird nicht von einer 
umfassenderen Logik gesellschaftlicher 
Kämpfe oder einer breiteren Organisierung 
ausgegangen (was auch bedeutet, daß man sich 
ihr nicht unterordnet), sondern jede Gruppe 
macht die Sachen für sich und hofft auf das 
spontane Zusammenkommen mit anderen 
Gruppen (worin dann die Bewegung besteht - 
"die subjektivistische Logik der Autonomen eis 
die von einem verschworenen Häufchen im 
Kampf gegens System ausgeht", aus einem 
Kölner Diskussionspapier); daher gibt es auch 
kaum umfassende Diskussionsprozesse, weil 
sie für diese Art des selbständigen Handelns 
gar nicht notwendig sind; statt gemeinsamer 
Klärung bleiben verschiedene politische Auf- 
gaben pluralistisch nebeneinander stehen - 
"mein Teil, Dein Teil"; ebensowenig lassen 
sich Gruppen/Leute auf den Maßstab irgend- 


welcher langfristiger oder prinzipieller Ziel- 
setzungen ein ("Dieses 'Fallenlassen' vom Ziel 
Revolution und damit auch das Fallenlasen der 
Frage nach dem Weg, den wir uns für deren 
Verwirklichung freikämpfen müssen, hat sich 
nahtlos bis zu den "Autonomen' der 80er Jahre 
verlängert." ebenda); und schließlich ent- 
spricht diesen Verhaltensweisen das hohe Ni- 
veau von handwerklichen Fähigkeiten: die 
Kleingruppe geht sofort daran, ihre Sachen 
praktisch, und das heißt dann oft in erster Li- 
nie technisch, umzusetzen. Erst abzuklären, 
welche Mittel und Werkzeuge wir brauchen, 
bevor das politische Ziel gemeinsam diskutiert 
ist, entspricht ziemlich genau diesen Verhal- 
tensweisen. 


Die politische Autonomie, die sich über 
diese Verhaltensweisen und Mikrostrukturen 
sehr wirksam herstellt, trägt also zugleich 
Züge eines kleinbürgerlichen Individualis- 
mus/Unabhängigkeit/Selbständigkeit. Und in 
der Tat sind es viele der "neuen Selbständi- 
gen", die diese Bewegung tragen. Und umge- 
kehrt reproduziert sich der Großteil der 
Bewegung durch eine Mischung von Klauen, 
Hausbesetzung, bezahlter politischer Arbeit 
und Alternativbetrieb. (Diese breite Facette 
von "Selbständigkeit" im politischen und 
ökonomischen Bereich, die nicht einfach auf 
den integrierten, profitorientierten Alterna- 
tivbetrieb reduziert werden kann, hatte wohl 
auch Negri mit seinem Begriff von "Selbstver- 
wertung" vor Augen.) Was also auf der einen 
Seite die relative politische Autonomie 
ausmacht, prägt auf der anderen Seite die 
gesellschaftliche Abschottung der Bewegung, 
ihre "Ghettoisierung", aber auch die Isolierung 
und Abschottung der verschiedenen Mikro- 
strukturen innerhalb der Bewegung. 


2. DIE ROLLE DER HÄUSER 
AM KÖLNER BEISPIEL 


In Köln haben sich schon immer verschiedene 
Linien in Bezug auf Hausbesetzungen überla- 
gert. Seit 1969 wurden von Sozialarbeitern, 
die später ihren Job aufgaben und den SSK 
(Sozialistische Selbsthilfe Köln) bildeten, Häu- 
ser besetzt: um Trebegängern oder Psychia- 
trieflüchtlingen eine Bleibe zu verschaffen, 
Sanierungsprojekte zu bekämpfen und für die 
SSK-Kollektive selbst. Die Stadt Köln hatte 
demgegenüber schon in den 70er Jahren eine 
flexible Politik entwickelt. Die "Kölner Linie" 
besagt, daß Besetzungen solange geduldet 
werden, wie keine konkreten Maßnahmen mit 
dem Haus anstehen. Damit schaffte sich die 
Stadt auch den unnötigen Ärger vom Hals, 
dasselbe Haus immer wieder räumen zu müs- 
sen; außerdem leistete der SSK eine unbe- 
zahlte Sozialarbeit, was von der Stadt trotz 
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regelmäßiger Konflikte auch honoriert wurde, 
bzw. werden mußte, da der SSK als "Vertre- 
ter" der "Armen Menschen" eine verbreitete 
Sympathie genießt. Das ist in diesem Zusam- 
menhang nur wichtig, weil es erklärt, warum 
in Köln Hausbesetzungen immer wieder ein- 
fach als alternative Form der Wohnungssuche 
realistisch in Betracht gezogen werden 
können. 


Die Welle von Besetzungen in der Phase 
80/81 wurde daher hier auch nicht so abrupt 
abgebrochen wie in Berlin. Es gab weiter ein- 
zelne Besetzungen, Räumungen und Verhand- 
lungen. Einen gewissen Einschnitt stellt 1984 
dar. Einige wichtige Häuser werden geräumt 
und mit den Ex-Besetzern eines Hauses er- 
probt die Stadt ein neues Modell: Renovierung 
in Eigenarbeit mit anschließendem Vertrag 
statt Besetzung. Die neuen Besetzungen, die 
dann ab Ende 85 laufen, sind so bunt zu- 
sammengesetzt, wie die ganze neu entste- 
hende Bewegung - Besetzungen für alternative 
Kultur und Arbeit, Besetzungen als reine 
Wohnraumbeschaffung, Besetzung für einen In- 
foladen ... Es sind ganz verschiedene Scenes 
und Gruppen, die besetzen und sie treffen sich 
eher in Wackersdorf am Bauzaun als auf ge- 
meinsamen Treffen in Köln. Die Aktionen, die 
von den Häusern direkt zum Häuserkampf lau- 
fen, bleiben ziemlich punktuell. Der Auf- 
schwung des Häuserkampfs selbst, seine Poli- 
tisierung kommt erst unter dem äußeren 
Druck zustande: Häuser werden geräumt, bei 
einer Besetzung kommt es nach einer Schläge- 
rei mit dem Besitzer zu einem massiven Bul- 
leneinsatz, andere Häuser sind von Räumung 
bedroht. Erst in Bezug auf diese Situation gibt 
es wieder mehr Diskussion zwischen den Häu- 
sern (und auch innerhalb der Häuser) und wer- 
den gemeinsame Aktionen möglich. Als im 
November 86 das Haus mit dem Infoladen ge- 
räumt wird, gibt es einen Tag voll heftiger 
Reaktionen darauf (Scherbendemo usw.), Dis- 
kussionen und Mobilisierungen halten eine 
zeitlang an und im Zusammenhang mit dem 
Hamburger Aktionstag läuft in Köln auch ein 
Aktionstag - mit kaum ausgeweiteter Beteili- 
gung. Überlegungen, mit dem Aktionstag einen 
Schritt weiter zu kommen, nicht nur zu 
reagieren, den Kampf auszuweiten, haben sich 
nicht erfüllt. Das eigentlich zentrale Problem, 
das wir auch als solches immer herausgestellt 
hatten - die Ausweitung des Kampfes über 
weitere Besetzungen -, fand keine Lösung. Ein 
gleichbleibend kleiner Kreis von Besetzern 
machte und macht die Aktionen. Weder ließ 
sich eine neue Kettenreaktion von Beset- 
zungen auslösen, noch konnten wir die damals 
diskutierte Parole "Häuserkampf ist Klassen- 
kampf" in irgendeiner Form konkretisieren, 
die nicht erstmal Sozialarbeit oder Stell- 
vertreterpolitik bedeuten würde. 


3. DER SOZIALSTAAT 
ALS BASIS DER 
POLITISCHEN ABSPALTUNG 


Der Sozialstaat der BRD funktioniert auf 
diese Weise und vor allem aufgrund der ver- 
gleichsweise großen Möglichkeiten, sich über 
ihn zu reproduzieren, als Instrument der poli- 
tischen Abschottung. Im Unterschied zu ande- 
ren Ländern macht er die Existenz einer brei- 
ten, aber politisch marginalisierten Sozialbe- 
wegung erst möglich. 


Leute, die im Baskenland versuchten, die 
Situation der Bewegung und der Autonomen in 
der BRD zu erklären, stießen erstmal auf 
großes Unverständnis. Die Leute dort konnten 
sich überhaupt nicht vorstellen, wie eine Be- 
wegung eine solche gesellschaftliche Unabhän- 
gigkeit annehmen kann, da die Organisations- 
formen der hiesigen Autonomen im Baskenland 
undenkbar wären - allein schon deswegen, weil 
es keine Wohnungen oder Häuser gibt, in 
denen Leute nach ihren Bedürfnissen zusam- 
menwohnen können, und weil die Leute kein 
arbeitsfreies (oder an Alternativarbeit gebun- 
denes) Einkommen haben, das solch ein politi- 
sches Verhalten ermöglichen würde. 


Der Sozialstaat der BRD wirkt also 
durchaus politisch stabilisierend: er gibt den 
Leuten, die die Arbeit am massivsten verwei- 


gern oder oppositionelle Vorstellungen trans- 


portieren, ein relativ hohes Einkommen und 
verhindert damit, daß sie zu politischen Fak- 
toren in den Sphären der alltäglichen Ausbeu- 
tung, des massenhaften Elends werden könn- 
ten. Nach den großen Auseinandersetzungen in 
Wackersdorf gab es den Vorschlag, die Festge- 
nommenen auf den Bezug von Arbeitslosen- 
knete hin zu überprüfen. Ihnen sollte dann we- 
gen der Demobeteiligung ("Nichtvermittelbar- 
keit") eine Sperrzeit reingedrückt werden. 
Dieser Vorschlag ist nicht weiter verfolgt 
worden, schließlich hält sich der Staat mit der 
Finanzierung dieser "Chaoten" (an anderer 
Stelle) den Rücken freil 
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DAS GHETTO ALS 
STRATEGIE UND KAMPFFORM 


4 


"Aber es sind nicht nur objektive Kräfte, die 
wirksam sind. In solch einer Welt sind die anta- 
gonistischen Menschen nur zu erfreut, Gleichge- 
sinnte zu finden. Solche Gruppen werden dann 
zu den Bezugspunkten für Identität, Sicherheit 
und Unterstützung. Allmählich kommen die 
Leute dazu, ihre Marginalisierung zu akzeptie- 
ren, und diese 'Selbst-Ghettoisierung' schneidet 
die Leute nicht nur aus "ideologischen' Gründen 
‘von anderen oppositionellen Gruppen ab. Das 
heißt, es gibt ein bestimmtes Maß von (unbe- 
wußter) Komplizenschaft mit den Instrumenten 
des Teile-und-Herrsche. Die Brüche zwischen 
den G tauchen auf, wenn eine entweder 
ausdrücklich oder unausgesprochen beansprucht, 
den Schlüssel für die wirkliche gesellschaftliche 
Umwälzung zu besitzen, das historische Subjekt 
zu sein. (Isolierung und Avantgardismus 
schließen sich oft wechselseitig ein.) 


Trotz der Veränderungen in den sozialen Bezie- 
hungen, die in den Straßenkämpfen stattgefun- 
den haben, gab es daher, sobald sich die Frage 
der Organisierung aufdrängte, eine innere Ten- 
denz bei den Leuten, 'automatisch' in die ihnen 
vertrauten Rollen zurückzufallen und damit die 
alten Spaltungen zu reproduzieren." (aus: We 
want to riot not to work) 


Diese Analyse der 1982er Organisie- 
rungsversuche nach den Riots in Brixton trifft 
mindestens genauso auf die hiesige Bewegung 
zu. Die Abschottung, die durch die Möglich- 
keit Häuser zu besetzen und Sozialknete zu 
beziehen ermöglicht wird, wird von der Bewe- 
gung selbst weiterentwickelt, da sie sich in ih- 
ren Lebensweisen und Anschauungen im Ge- 
gensatz zur "normalen Gesellschaft" erfährt. 
Die Szene/Bewegung fängt daher an, auf ihrer 


Was war. also die Funktion der Häuser? 

Sie waren Wohnraum für die Bewegung 
und zugleich Freiräume für ein anderes so- 
ziales und kulturelles Leben; Freiräume, in 
denen sich die oben. beschriebene Selbständig- 
keit der Bewegung entwickeln konnte - poli- 
tisch wie handwerklich. Da jede Besetzer- 
gruppe sich zunächst nur auf "ihr" Haus be- 
zieht, es renoviert, Arbeit reinsteckt und die 
Verantwortung trägt, erfolgt trotz der juri- 
stischen Verletzung des Eigentums in den mei- 
sten Fällen doch wieder eine private Äneig- 
nung. Kollektiven Diskussionen und Entschei- 
dungen über die Häuser können sich die ein- 
zelnen Gruppen einfach durch Nichtbeteili- 
gung entziehen. In diesen Verhaltensweisen 
liegt dann der grundsätzliche Ansatzpunkt von 
Verhandlungsangeboten. 


In Bezug auf die Bewegung waren die 
Häuser immer eine sehr effektive, da 'all- 
tägliche Kommunikations- und Organisations- 
struktur: Informationen gehen schnell rum, 
und wenn etwas läuft, das alle interessiert, 
können schnell Leute mobilisiert werden. Aber 
gleichzeitig bleibt diese Struktur damit stark 
auf die Häuser beschränkt. Szene-Leute, die 
nicht in den besetzten Häusern wohnen, fallen 
aus diesen Strukturen oft raus. Und auch der 
Versuch, gegen diese Begrenzungen Infoläden 
zu setzen (siehe die Diskussionen auf den Ha- 
fentagen Sylvester 1985), zeigt, daß es bei den 
Organisierungsversuchen im Umfeld der Häu- 
ser immer zuerst um die eigenen, inneren 
Strukturen ging. Organisierung wurde in Bezug 
auf den inneren Zusammenhalt der autonomen 
Szene, nicht in Bezug auf unser Verhältnis zur 
Klasse bestimmt. Der Kampf um die Häuser 
war nicht der Ausgangspunkt, sondern ihre 
Bedeutung als "befreite Rückzugsgebiete" der 
Bewegung. Das wird auch daran deutlich, daß 
es in einigen Städten nicht Neubesetzungen 
waren, auf die sich der "Häuserkampf" bezog, 
sondern die Politisierung von Restbeständen 
des vorherigen Kampfzyklus (Bronx in Bo- 
chum, Kiefernstraße in Düsseldorf oder auch 
die Hafenstraße). 


19 


4. DAS GHETTO ALS 
STRATEGIE UND KAMPFFORM 


Unsere Hoffnungen auf eine gesellschaftlich 
tiefergehende Dynamik der neuen Bewegung 
stützten sich darauf, daß die Subjekte der Be- 
wegung heute stärker proletarisiert sind, daß 
die Frage von Einkommen und Arbeitszwang 
auch für sie drängender werden. Die Bewe- 
gung sollte sich ihrer "eigenen sozialen Trieb- 
federn bewußt" werden ("die phase", s.o.), um 
so aus ihrer politischen Abschottung auszubre- 
chen, sich in ihren eignen Einkommenskämp- 
fen mit Klassenkämpfen verbinden zu können. 


Die soziale Zusammensetzung der Bewe- 
gung ist auch heute sowohl der Herkunft wie 
der aktuellen Einkommenssituation nach klas- 
senunspezifisch. Denn Proletarisierung kann 
nicht allein an der Einkommenshöhe oder der 
Arbeit festgemacht werden. Ein Unternehmer, 
der einen asketischen Lebenswandel pflegt, 
um seinen Akkumulationspflichten nachzu- 
kommen, ist deswegen noch nicht proletari- 
siert. Es geht also auch um die Form des Ein- 
kommens und des sozialen Verhaltens dazu. 
Der Sozial/Arbeitslosenhilfe beziehende Alter- 
nativunternehmer betrachtet die Sozialknete 
nicht als Proletarisierung sondern als Subven- 
tionierung seines Sprungs in die Selbständig- 
keit (dem tragen neuere Modelle der Verwen- 
dung von ALG-Ansprüchen zur Betriebsgrün- 
dung bereits Rechnung!). Und in analoger 
Weise behandeln politisch Selbständige ihre 
Finanzierung durch den Sozialstaat als fakti- 
sche Bezahlung ihrer politischen Arbeit. Auch 
hier hat der Sozialstaat nahtlose Übergänge 
geschaffen: die Ausweitung von ABM in sozi- 
alarbeiterischen oder kulturellen Projekten 
(grade solchen mit formaler Selbständigkeit) 
wird nicht als Proletarisierung/Ausbeutung be- 
trachtet, sondern als Bezahlung für das, was 
politisch sowieso gemacht werden sollte. Ne- 
ben ABM kommt hier auch die gesamte De- 
zentralisierung von medizinischen, pflegeri- 
schen, sozialarbeiterischen usw. Aufgaben in 
Form von alternativen Kleinprojekten zum 
Tragen: es entsteht ein relativ großer Ar- 
beitsmarkt, der den Ruch von Ausbeutung oder 
staatlicher Steuerung verloren hat und somit 
eine breite Ausweichmöglichkeit vor dem 
normalen Arbeitsmarkt eröffnet. 


Besonderheit gegenüber dem Rest der Welt zu 
beharren, die eigenen Freiräume als Modell 
der Befreiung zu entwickeln. Damit findet 
aber ein wichtiger Umschlag statt: das 
Ghetto, die Absonderung sind nicht mehr nur 
Ausgangspunkt der Kämpfe und der Selbstver- 
änderung, sondern sie werden als die prak- 
tische Methode behandelt. Das Ghetto wird 
selbst zur Kampfform, die Absonderung zur 
Strategie. 


Im IH. Teil wollen wird das daran 
betrachten, wo Häuser besetzt werden, warum 
sich die Szene auf bestimmte Stadtteile kon- 
zentriert und wie diese sozial charaktersiert 
sind (es sind ja nicht die klassischen Arbeiter- 
quartiere!), wollen aber jetzt erstmal aus dem 
bisherigen eine Antwort auf die erste Frage 
aus dem Berlin-Artikel versuchen: Nein - die 
Bewegung selbst hat kein Interesse an einer 
Ausweitung. Der heute wohlfeil gehandelte 
Vorschlag, "das Getto zu sprengen", ist ohne 
soziale Basis, steht quer zu den aktuellen 
Bedürfnissen der Bewegung. 


(Das heißt nicht, die Bewegung zu verur- 
teilen, oder die Bedeutung der Politisierung 
von Leuten in ihr zu ignorieren - aber es kann 
uns davor bewahren, falsche Ansprüche und 
Forderungen an die Bewegung bzw. die Auto- 
nomen zu stellen! Es heißt auch nicht, die 
Rolle der momentanen Diskussionsprozesse zu 
unterschätzen, aber diese kommen nur dann 
über den jetzigen Charakter der autonomen ' 
Szene hinaus, wenn sie nich länger Sache des 
Interesses ("Bock") sind.) 


5. HÄUSERKAMPF 
IST KLASSENKAMPF!? 


Die Abschottung der Bewegung und der Auto- 
nomen von den Klassenlinien dieser Gesell- 
schaft hat auch ihren Grund im Zustand des 
Klassenkampfs. Soziale Bewegungen sind sehr 
wohl in der Lage, sich auf Machtfaktoren zu 
beziehen - was schon das immer wieder zu 
beobachtende Schielen auf die Grünen zeigt: 
Wenn die eigentlichen Machtfaktoren der 
Klassengesellschaft keine Bedeutung spielen, 
dann liegt das nicht an der Bewegung sondern 
an dem Nichterscheinen, Nichtwirksamwerden 
der Klassenmacht auf einer politischen Ebene, 
im Zusammenstoß mit dem Staat. Das Nicht- 
Zusammenwachsen von Klasse und Sozialbe- 
wegung liegt daher in erster Linie an dem bis- 
herigen Ausbleiben einer neuen Klassen- 
konfliktualität (im Unterschied etwa zu 
Frankreich, Spanien oder Griechenland). 


Den Häuserkampf als Klassenkampf füh- 
ren zu wollen, ohne daß die Klasse sich neue 
Formen von Macht in den "Zentren" der Aus- 
beutung angeeignet hat, ist daher nach beiden 
Seiten hin ein untauglicher Vorschlag: der Be- 
wegung bleibt er (materialistisch zu recht) 
äußerlich, gegenüber der Klasse kann er 
höchstens zu sozialarbeiterischen oder 
stellvertreterischen Politikversuchen führen 
(es ist zu befürchten, daß einige ihn in dieser 
Weise auch aufgreifen werden, zumal damit 
wie bei jeder Sozialarbeit der Übergang zu 
Bezahlung der politischen Qualifikation mög- 
lich ist). 


Auch die zweite Frage des Berlin-Arti- 
kels müssen wir also mit "Nein" beantworten - 
das heißt aber dann, daß die unter Autonomen 
gehandelten Versuche, über die eigenen Haus- 
besetzungen und/oder Stadtteilarbeit einen 
"einfacheren" Bezug zur Klasse herstellen zu 
können, entweder ein Taschenspielertrick oder 
die politische Legitimation für eine Karriere 
als Sozialarbeiter sind. Taschenspielertrick in 
dem Sinne, daß der eigene politisch-revolutio- 
näre Anspruch doch noch irgenwie mit den so- 
zialen Verhaltensweisen und den Organisie- 
rungsformen der autonomen Bewegung vermit- 
telt werden soll. Die Aufgabe der bisherigen 
Betrachtung war es, aufzuzeigen, warum das 
nicht geht. 


Teil Il: Grenzen des Stadtteils 


Als eine Möglichkeit der sozialen Ausweitung 
und Verankerung, des praktischen Bezugs auf 
die Klasse, wird zur Zeit in einigen Städten 
eine Aufnahme von Stadtteilarbeit vorgeschla- 
gen. Eine materielle Basis dafür liegt darin, 
daß sich die Szene, die Subjekte der politi- 
schen Bewegung bzw. eingegrenzter: die Au- 
tonomen, selbst in bestimmten Stadtteilen 
konzentrieren - St.Pauli und Altona in Ham- 
burg, Kreuzberg in Berlin, Ehrenfeld in Köln. 
Der Vorschlag von Stadtteilarbeit kann daher 
scheinbar in organischer Weise an der Le- 
benssituation der Autonomen und schon vor- 
handener Organisierung im Stadtteil anknüp- 
fen. In Hamburg hatten sich Stadtteiltreffen 
"gegen den Bullenterror" gebildet; in Köln 
wurde Ehrenfeld zum Stadtteil der Szene: hier 
wurde besetzt, hier sollten die eigenen Demos 
laufen, der Infoladen sollte über die Organi- 
sierung der Szene hinaus ein Ansatzpunkt zur 
politischen Arbeit im Viertel sein (so jeden- 
falls eine Minderheitsposition); in einer AG 
der libertären Tage berichteten Leute aus dem 
römischen Stadtteil Centocelle über die Be- 
setzung eines Hauses als sozialem Zentrum 
und ihre Erfahrungen im Stadtteil. Leute aus 
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Hamburg, Hanau und Köln versuchten daran 
die Frage nach Möglichkeiten hier anzu- 
schließen. Diese ganzen Versuche - ähnliches 
gilt wohl für Göttingen und die "Mietersoli- 
darität" in Freiburg, nur daß es in diesen 
Städten nicht mehr so ausgeprägte Viertel, 
auch nicht was die Szene betrifft, gibt - sind 
steckengeblieben, bzw. erst gar nicht in die 
Gänge gekommen. 


Die Unterstellung, im Viertel ließen sich 
am ehesten Verbindungen zur Klasse herstel- 
len, weil a) auch die Szene hier konzentriert 
ist und es b) hier noch proletarische Struk- 
turen für die Aufnahme des Kampfes gäbe, 
scheint nach beiden Seiten hin falsch zu sein. 
"Wir denken, daß gerade hier im Viertel die 
Möglichkeit besteht, mit vielen Leuten zu- 
sammenzukommen und sich dagegen (die 
Kohleprobleme) zu organisieren." (Papier zu 
einem Hamburger Stadtteiltreffen) Ähnliche 
Formulierungen haben auch der Kölner Dis- 
kussion zugrundegelegen, als im Zusammen- 
hang mit dem Infoladen über weitere politi- 
sche Schritte diskutiert wurde. 


GHETTO IM STADTTEIL 
IST NOCH KEIN 
GHETTOSTADTTEIL. 


I. 


Eine immer wieder zu hörende Schutzbehaup- 
tung der Szene besagt, daß sie selbst in prole- 
tarischen Vierteln wohne, wobei dann der 
Hinweis auf die Zahl der Arbeitslosen, Sozial- 
hilfeempfänger oder Ausländer kommt. 


Die sozialen Motive für die räumliche Kon- 
zentration der Szene liegen aber woanders. 
Die Viertel der Szene sind in aller Regel Alt- 
bauviertel, die den Angriff der Flächensanie- 
rung Ende der 70er teilweise überlebt haben, 
die Durchgangsquartiere für Migrantenfami- 
lien darstellten, einkommensschwachen Stu- 
denten oder eben dem besagten Sozialhilfe- 
empfänger billigen Wohnraum boten, in denen 
aber gleichzeitig die neuen Konzepte der Alt- 
bausanierung (siehe IBA: kleinräumige Stadt- 
erneuerung") seit Mitte der 70er zum Tragen 
kamen. Es sind Viertel, die zwar weiter einen 
hohen Ausländer- und Sozialhilfeempfängeran- 
teil haben, deren soziale Homogenität aber 
weitgehend zerstört ist. Bei dieser Feststel- 
lung dürfen wir uns auch nicht auf die stati- 
stischen Daten verlassen, da die statistischen 
Abgrenzungen der Stadtteile (Verwaltungs- 
grenzen) mit den eigentlichen räumlichen Zen- 
tren nicht übereinstimmen. So enstpricht der 
Altbaukern von Ehrenfeld überhaupt nicht dem 
Verwaltungsbereich: in dem gibt es weit aus- 
einanderliegend wirkliche Hochhausghettos, 
Obdachlosensiedlungen, Eigenheim-Beamten- 
siedlungen und eben den eigentlichen Kern mit 
einer bunten sozialen Mischung. 


Auf diesen Kern haben sich die Planer seit 
Ende der 70er Jahre konzentriert - gleichzei- 
tig sind die Alternativen und Autonomen zu- 
gezogen. Es gibt gewisse untrügerische äußere 
Anzeichen, die einen Unterschied zwischen 
den noch ansatzweise sozial homogenen Quar- 
tieren (wie Teile von Kalk, Vingst, Chorweiler 
oder Blockghettos wie Kölnberg) und den "dy- 
namischen" Vierteln anzeigen: die Kneipensze- 
nerie, das Kulturgeschehen, der Bioladen, die 
Existenz eines Kopierladens oder auch die 
Wahlergebnisse der Grünen. Das überdurch- 
schnittliche Ergebnis der Grünen in Ehrenfeld 
veranlaßte Kölns ersten Statistiker 1984 zu 
der Bemerkung, daran lasse sich ablesen, daß 
die mit den Sanierungsplänen angezielte so- 
ziale Neuzusammensetzung des Viertels auf 
dem Weg sei. 


Die Viertel, die die Szene anziehen, sind 
also nicht die proletarischen Viertel, schon gar 
nicht die Ghettos im engeren Sinne, sondern 
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stark durchmischte Viertel mit einem alten 
Flair, in denen eben auch Proletarier wohnen. 
In Ehrenfeld gibt es in der Tat noch "soziale 
Zusammenhänge", das Zweite, auf das sich die 
Versuche autonomer Stadtteilpolitik berufen. 

Es gibt die türkischen Großfamilien und Ver- 
eine, Spielhöllen (=Teestuben) und Kneipen, es 
gibt kleine Ghettos von Italienern und deren 
Club Gran Sasso, es gibt die deutschen The- 
kenzusammenhänge und Schützenvereine - es 
sind alles getrennte soziale Strukturen, im 
Viertel aber ohne einen Zusammenhang als 
Viertel, und genauso separat gibt es die Struk- 
tur der Autonomen/Hausbesetzer mit ihren 
Häusern und Orten. Es handelt sich bei allen 
um soziale und kulturelle Überlebensstruktu- 
ren, aber sie stehen quer zu den Erfordernis- 
sen von Kämpfen im Viertel oder gegen die 
Sanierung des Viertels. Alle diese Kulturen be- 
ruhen sogar auf ihrer Abgrenzung - nicht un- 
bedingt mit feindlichem Charakter! - vonein- 
ander. Ehrenfeld, das Viertel, besteht für die 
Autonomen aus ihren Häusern, vielleicht noch 
aus einem Spaziergang während einer Demo. 


Es scheint also so zu sein, daß es nicht die 
proletarische Struktur ist, die die Szene an- 
zieht, sondern genau diese Möglichkeit, seine 
eigene Kultur neben anderen hier entwickeln 


zu können. Die materiellen Bedingungen dafür 
liegen in der unsichtbaren Mobilität während 
der Altbaumodernisierung, dem hohen Anteil 
an kleinen und kapitalarmen Hausbesitzern, 
dem noch nicht dermaßen verplanten Zu- 
schnitt von Wohnungen, der kulturellen Tole- 
ranz in Vierteln mit hohem Ausländeranteil ... 


Für die heutige Situation hilft auch der 
Blick auf die beeindruckenden Mieterkämpfe 
der 70er Jahre in Italien nicht weiter, wie die 
Diskussion um die Erfahrung der römischen 
Genosslinnen zeigte: 


"Die Centoceller schränken den Eindruck ein, 
daß es in Italien immer enge Beziehungen zwi- 
schen Hausbesetzern und Proletariat gibt. Zwar 
leben die Besetzer unter den gleichen ökonomi- 
schen Bedingungen, weil es weniger Möglichkei- 
ten (als hier) gibt, sich der Arbeit zu entziehen, 
politisch gesehen befinden sie sich aber teil- 
weise auch in der Isolation. Da hauptsächlich 
nur die eigenen kulturellen Bedürfnisse befrie- 
digt werden, kommen auch weniger Menschen 
aus anderen Teilen des Proletariats." (aus dem 
Protokoll der libertären Tage) 


2. KRITIK DER 
STADTTEILIDEOLOGIE 


Gehen wir trotzdem nochmal zurück zu den 
proletarischen Mieterkämpfen Anfang der 
70er Jahre, da sie uns einen tieferen Einblick 
in die Funktion und Bedeutung des Stadtteils 
geben, als der unbedarfte Blick auf das eigene 
"Wohnumfeld". Die neuen Kämpfe in den Fa- 
briken, aber auch in den Klitschen oder die 
der Hausfrauen gegen die Abwälzung der re- 
produktiven Funktionen auf sie bilden den 
Hintergrund dieser Mietkämpfe. Auch in 
Frankfurt gibt die Beteiligung der Arbeitsmi- 
granten dem Häuserkampf seine Sprengkraft. 
In Turin hat ein politisches Kollektiv die Er- 
fahrungen der Stadtteilkomitees, die sich in 
den 60er Jahren gebildet hatten und Träger 
von Miet- und Häuserkämpfen wurden, durch 
Fragebögen und Gespräche mit den einzelnen 


Komitees genauer untersucht und eine 
Einschätzung entwickelt. Zunächst analysieren 
sie die Entwicklung der kapitalistischen Stadt: 


"Nur so wird es möglich sein zu verstehen und 
nachzuprüfen, ob der Stadtteil auch heute noch 
eine Bedeutung und konrete politische Inhalte 
hat, die dazu geeignet sind, einen echten anti- 
kapitalistischen Kampf auf Stadtebene hervor- 
zurufen, oder ob er nichts anderes als eine 
mystifizierende Formel ist, verbunden mit 
einem anachronistischen Begriff von Stadt, die 
als eine Gesamtheit von Zellen, den Stadtteilen, 
gesehen wird, welche eine eigene relative 
Autonomie besitzen und daher mögliche 
Objekte einer Verwaltung von unten sind. Aller 
Wahrscheinlichkeit nach geht dieser Begriff auf 
eine für Italien zwar nicht lange zurücklie- 
gende, aber nichtsdestoweniger überwundene 
Vergangenheit zurück, in der in den Stadtvier- 
teln an der Peripherie der Stadt die Klasse 
wohnte und arbeitete und jene Arbeiterstadt ins 
Leben rief, die sich als reale Alternative der 
bürgerlichen Stadt entgegenstellte, weil sie 
fähig war, eine echte ökonomische und kul- 
turelle Autonomie auszudrücken. Heute er- 
scheint das Problem der Stadt eindeutig nicht 
mehr in dieser Weise. Die Zersplitterung der 
Arbeiterstadt in Schlafstädte und Industriege- 
biete und die Durchsetzung des Kapitals im 
gesellschaftlichen Bereich haben die städtischen 
Widersprüche und Konflikte in eine Dimension 
verlagert, die weit über das Arbeitsfeld der 
Stadtteilkomitees hinausgeht. Diese geraten 
aufgrund der Selbstbeschränkung des Gebietes 
der Intervention, die sie sich auferlegt haben, 
immer mehr in Gefahr, in einen Lokalismus zu 
verfallen und in eine Kanalisierung der politi- 
schen Beteiligung der Basis auf einen Bereich, 
welcher vollkommen ungeeignet ist, Kämpfe 
hervorzurufen, die zu einer wesentlichen 
Beschneidung des Einflusses, den die bürgerliche 
ökonomische Macht auf die Stadtstruktur aus- 
übt, in der Lage wären.'(Turiner Kollektiv, 
Stadtteilarbeit, merve 1974, 5.83) 


Dies ist auch eine Schiußfolgerung aus den 
konkreten Erfahrungen, die die Stadtteilkomi- 
tees gerade angesichts breiter Kämpfe in 
Turin gemacht haben: 


"Einerseits nimmt 1968 das Konfliktpotential 
der Protestbewegung zu und weitet sich, aus- 
gehend von der Schule, bis zu den Fabriken und 
Institutionen aus; andererseits kann sich in den 
Stadtteilen eine noch grundsätzlich über den 
Klassengegensätzen schwebende Mitbestim- 
mungsideologie durchsetzen.'(23) 


Durch die aufkommende Bewegung und die. 
sich organisierenden linken Kräfte kann zwar 
die Dominanz der Reformisten:- in einigen 
Stadtteilen zurückgedrängt werden, sie ent- 
wickeln eine Strategie der "städtischen 
Gegenmacht" und kritisieren Stadtteilkomi- 
tees, die "hinter einem formalen Programm 
für die Mitbeteiligung der Bevölkerung meist 
die Funktion einer Rationalisierung und Ver- 


besserung der Kommunalpolitik erfüllten". 
Aber auch diese Gruppen bleiben den politi- 
schen Grenzen des Stadtteils als einer klas- 
senübergreifenden Größe in ihrer Praxis ver- 
haftet. Gerade angesichts der Tatsache, daß 
die Arbeiter in ihren Kämpfen ein Bewußtsein 
davon entwickeln, "daß Fabrik und Stadt zwei 
Momente innerhalb des kapitalistischen Pro- 
duktionszyklus und damit des Ausbeutungs-# 
zusammenhangs darstellen", wird der Bezug 
und die Orientierung am Stadtteil ' zur 
Schranke der Ausweitung. 


"1969 erreicht des Spontaneismus in seiner 
Überbewertung der sozialen Konflikte im Stadt- 
teil seinen Höhepunkt; trotz einer starken Ten- 
denz, die lokale Borniertheit zu überwinden, sis 8 
vermehren sich die Stadtteilkomitees und Basis- 
gruppen weiterhin und fördern damit die Zer- 
splitterung der Bewegung." 


Die Turiner korrigieren auch den Eindruck, 
die Aktivitäten im Stadtteil seien damals eine R 
gradlinige Ausweitung der Fabrikkämpfe aufs 
Territorium gewesen: 


"Der Stadtteil wird mehr und mehr zur zweiten 
Front der operaistischen Gruppen (Potere Ope- 
raio und vor allem Lotta Continua), nicht, nur 
aufgrund der allmählich herangereiften Über- 
‘zeugung von der Notwendigkeit, die Massen- 
mobilisierung und Organisierung der Arbeiter 
auszudehnen, sondern auch wegen der Schwie- 


rigkeiten, sich in den Fabriken gegenüber der 3. "BÜRGER" GEGEN 
wachsenden Kontrolle, die die Gewerkschaften 
als Mittler in den Tarifkämpfen ausüben, zu be- 
haupten." In den 70er Jahren konnte sich an den Sanie- 
Die ausführlichen Zitate sollen hier nur rungsprojekten der Kommunen noch eine 
zeigen, wie genau schon damals die Proble- ganze Menge entzünden. Der Planstaat feierte 
matik des Stadtteils diskutiert worden ist, seine städtebaulichen Triumphe und die da- 
während heute oft eine geschichtslose und un- mals recht naiven Planer waren über das 
kritische Herangehensweise zu beobachten ist Ausmaß von Widerstand überrascht. Durch 
- so als wäre der Stadtteil eine naturgegebene großräumige Flächensanierungen und zentrale 
Größe. Nach den proletarischen Mieterkämp- Sanierungsträger (meistens staatlich gestützte 
fen und den späteren Bürgerprotesten gegen Wohnungsbaugesellschaften) wurde der Protest 
die planstaatliche Sanierung waren es zuerst und Widerstand auch da vereinheitlicht, wo er 
der Staat und die Stadtplaner, die den Stadt- keinen gemeinsamen sozialen Ausgangspunkt 
teil als politisches Konzept wiederentdeckten. mehr hatte. Aber diese Initiativen gegen Sa- 
Die spätestens Ende der 70er Jahre zum Zuge nierung erreichten nicht mehr das Ausmaß von 
kommenden Sanierungsmodelle bedienen sich breiten Bewegungen, sie nahmen mehr die 
dieses Konzepts, grün-alternativ eingefärbt Form von "Bürgerinitiativen" an, wie sie in 
und unter Einbezug oppositioneller Bewegun- allen möglichen Bereichen gegen planstaatli- 
gen (z.B. auch eines Teils der Hausbesetzer), che Gigantomanie entstanden. Sie griffen ei- 
um die Stabilisierung der kapitalistischen nerseits die Projekte des Staates an, sahen 
Stadt voranzubringen. Ein revolutionärer Be- sich aber andererseits in der Verpflichtung, an 
zug kann also nur darin bestehen, die Praxis alternativen Modellen mitzuwirken - so wie 
und Ideologie des Stadtteils zu durchbrechen, die BISA (Köln: Bürgerinitiative Südliche Alt- 
da dieser heute ein Instrument gegen die stadt) in der Stollwerkbesetzung vor allem ein 
Klasse ist. Das gilt sowohl für den grün Druckmittel zur Durchsetzung ihrer architek- 
befriedeten Stadtteil wie den proletarisch tonischen Pläne für das Rec ycling alter Indu- 
revoltierenden, denn auch beim letzteren liegt striegebäude sah. Andere Initiativen, wie die 
die proletarische Ohnmacht in solchen Kämp- des SSK in den 70er Jahren z.B. gegen die Sa- 
fen in der Einsperrung im Stadtteil ("Kiez") nierungspolitik der Gothaer Versicherung, 
begründet. trieben zwar die Konfrontation weiter, blieben 
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nierungskonzeptionen. Zu den alten technokra- 


»*4 tischen Konzepten gab es kaum Vermittlungs- 
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DEN PLANSTAAT 


aber auf die kämpferische Interessenvertre- 
tung der "Bürger im Viertel" oder der "armen 

Menschen" beschränkt. Der Erfolg vieler Ak- 
tionen lag vor allem in der Angreifbarkeit 
einer reformerischen Technokratie, die sich in 
der Öffentlichkeit der Widersprüchlichkeit ih- 
rer erklärten Ziele nicht entziehen konnte. In 
diesen Initiativen, die von unten her nichts 
vereinheitlichen oder organisieren konnten - 
eine Mieterversammlung in einem Haus war 
schon ein Erfolg -, lag daher immer die Ge- 
fahr, daß sie von der kämpferischen Interes- 
sensvertretung zur institutionalisierten über- 
gehen. Die Einrichtung der Sanierungsbeiräte 
und das Vordringen der Grünen in die kommu- 
nalen Vertretungsstrukturen (Stadtrat und Be- 
zirksvertretungen) boten dazu den organisato- 
rischen Rahmen. Die jetzige Beteiligung des 
früheren Mülheimer SSK, jetzt SSM, am Sa- 
nierungsbeirat in einem der letzten großen 
Flächensanierungsgebiete in der BRD (was 
heute auch nicht mehr Kahlschlag heißt!) ist 
in diesem Sinne nur konsequent - und die Grü- 
nen gaben sich alle Mühe, Hausbesetzer und 
Sanierungsgegner in die Räte zu hiefen. 


Daß das jetzt so reibungslos und unkriti- 
siert läuft, hat seinen Grund in den neuen Sa- 
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| anzugreifen, 


gen ließ sich nur angreifen. Heute sind die 
Planungen nur noch vorsichtige Rahmenvorga- 


m ben, deren Durchsetzung viel versteckter auf 


der Ebene der finanziellen Bezuschussung und 


Einige Besetzer aus der Marienstraße 
haben zusammen mit dem Ehrenfelder SSK 
jahrelang versucht, ein Musterbeispiel von 
"Rahmenplanung" (Alt-Ehrenfeld West) 
und dabei sind die ganzen 
Schwierigkeiten sowoh! von Viertelsarbeit wie 


a der Konfrontation mit den neuen Sanierungs- 


konzepten deutlich geworden: weder konnte 
jemals die Stadt als zentrale Instanz der Sa- 
nierung überhaupt deutlich oder greifbar ge- 
macht werden, noch konnten wir an irgend- 
welchen sozialen Zusammenhängen im Viertel 


„anknüpfen. Der soziale Gehalt der Sanierung 
"hat sich dabei gegenüber Flächenplanungen 


wie in Mülheim kaum geändert - die Sprache 
der Planer ist nur zu deutlich. Aber auch das 
endlose Zitieren des dort wörtlich angestreb- 
ten "qualitativen Bevölkerungsaustauschs" 
führte noch nichtmal zu agitatorischen Erfol- 
gen. Durch die Arbeit und Beratung im Viertel 
bekamen wir zwar die konkrete Umsetzung 
dieser "Rahmenplanung" hautnah mit (z.B. die 
Vertreibung von türkischen Familien durch 
Modernisierungsmaßnahmen, den kalten Raus- 
schmiß durch Handwerker), kamen aber nicht 
darüber hinaus, dem entweder individuelle Be- 
ratungen und Unterstützung oder nur von ei- 
nem kleinen Grüppchen getragene Störmanö- 
ver auf öffentlichen Anhörungen entgegenzu- 
setzen. Bei einer Masse von Leuten haben wir 
mitgekriegt, daß sie sich durchaus des sozia- 
len Gegensatzes und der Miete als Kampfver- 
hältnis bewußt waren - nur gab es für sie auf 
dieser Ebene des Wohnens keine Ansatzpunkte 
von kollektiver Macht. Allzuoft waren unsere 
Aktionen gegen einzelne Vermieter (und gegen 
deren Unterstützung durch die Stadt) nur die 
Begleitmusik zum schließlich resignativen 
Auszug der Mieter, worauf wir die Häuser be- 
stenfalls noch besetzt haben (was dann dem 
von den Planern gewünschten "Bevölkerungs- 
austausch" sehr nahe’kam). 


Nach all diesen Erfahrungen müssen wir 
jedenfalls die Vorstellung, auf dieser Ebene 
lägen günstige Ansatzpunkte für gemeinsame 
Kämpfe, zurückweisen. Entweder liegt dieser 
Vorstellung die völlig anachronistische Auffas- 
sung zugrunde, der Stadtteil sei ein irgendwie 
sozial stabiler Ort, was schon die statistisch 
hohe Mobilität widerlegt, oder es ist sowieso 
nicht ernstgemeint. 


NEHMEN WIR 
E : En be R 


Für eine Veranstaltung zum Kölner Häuser- 
kampf hatten wir - ohne eingehendere Diskus- 
sion - auf diese alte Parole zurückgegriffen. 
Das einzige, was dem im Konzept der Veran- 
staltung Rechnung trug, war die in ihr (in 
Form zweier widersprüchlicher Beiträge) ge- 
führte Diskussion um den Stadtteil. Ein Bei- 
trag kratzte die klassische "Verteidigung des 
Veedels gegen die Sanierung" an, indem er 
herausstellte, daß das "Arbeiten und Leben im 
Viertel" in den Konzepten kleinräumiger Sa- 
nierung von den Planern wieder neu aufgelegt 
wird: in den diversen Kombinationen von Alt- 
baumodernisierung, Wohnumfeldverbesserung 
und prekarisierten Arbeitsformen. Wollen wir 
den politischen Fallstricken des "Stadtteils" 
entgehen, dann müssen wir uns mit der kapi- 
talistischen Stadt auseinandersetzen, sie als 
ganze und im Zusammenhang von Produktion 
und Reproduktion, von Maloche und Subkultur, 
von Sozialstaat und Aneignung untersuchen. 


2 2 ae 


Gerade weil der Begriff des "Stadtteils" von 
autonomer Seite so oft explizit gegen die Zen- 
tralität der Arbeit verwandt wird, produzieren 
sie nun selbst die mystifizierende Ideologie 
des Stadtteils. Dabei könnten wir in den Fa- 
briken und Klitschen mehr darüber erfahren, 
was das Leben und Wohnen in der kapitalisti- 


UNS DIE STADT! 


schen Stadt bedeutet, als durch die Suche 


nach der verlorenen Welt des Arbeiterquar- 
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tiers. Die Frage ist dabei nicht in erster Linie 
eine des Zugangs: durch eine ernsthafte Betä- 
tigung in den Wohnsituationen der Klasse ließe 
sich ebenso vieles über den Alltag der Ausbeu- 
tung erfahren, gerade was die weitgehend 
ausgeblendeten Sektoren der prekarisierten 
und illegalisierten Arbeit, der Ausbeutung von 
Frauen und Kindern in den "sozialen Zusam- 
menhängen des Viertels" anbelangt. Wichtig ist 
dabei in erster Linie von einem Verständnis 
der Stadt als Territorium der Ausbeutung und 
des Klassenkampfs auszugehen - und nicht von 
dem, was einem vor der Nase liegt. 


Das zweite Problem liegt darin, daß hier 
zwar die Voraussetzungen für einen revolutio- 
nären Bezug auf die Klasse entwickelt werden 
können, aber daß Vorschläge in diese Richtung 
nix unmittelbar Mobilisierendes bieten können. 
Der Berliner Riot kann in diesem Sinne viel- 
leicht einen Anstoß nach vorne bedeuten, in- 
dem er die Notwendigkeit eines Bezugs auf 
die Klasse, die Notwendigkeit einer Organisie- 
rung nicht als Ghetto sondern im praktischen 
Verhältnis zur Klasse auf die Tagesordnung 
setzt, aber einlösen läßt sich das nicht allein 
in einer bullenfreien Nacht... 


Seit dem 1.Mai sind vier Monate vergangen. 
Einerseits zu spät, um nochmal Erfahrungs- 
berichte und Schilderungen über die Kreuzber- 
ger Randale abzudrucken, da gibt's inzwischen 
ja auch eine ausführliche Doku und jede 
Menge Artikel. Andererseits ist es aber auch 
noch zu früh, um genauere Aussagen zu ma- 
chen über die politischen Veränderungen und 
Neuzusammensetzungsprozesse hier im Vier- 
tel. Denn die Diskussionen innerhalb der 
Kreuzberger Scene sind erstmal in der umge- 
kehrten Richtung verlaufen. Es ist zwar viel 


diskutiert worden in kleinen Gruppen, auf Ple- 


nen usw., es ist viel Papier beschrieben wor- 
den über die auf der Straße bei den Plünde- 
rungen spontan entstandene Einheit zwischen 
Autonomen, Streetfightern, Kids, und ganz 
"normalen" ProletarierInnen aus dem Stadtteil 
- aber wir alle waren seither nicht fähig, die- 
sen Faden als subversive Kraft aufzunehmen. 
Dagegen sind die Fraktionierungen innerhalb 
der "Autonomen" deutlicher geworden (was es 
schwer macht, diesen Begriff präzise zu ver- 
wenden - "die Autonomen" sind weder poli- 
tisch noch sozial eine Einheit; das geht auf 
der anderen Seite so weit, daß wir Schwierig- 
keiten haben, uns da immer genau zuzuordnen, 
deshalb sprechen wir manchmal in kritischer 
Distanzierung von den" Autonomen", manch- 
mal in gemeinsamer Betroffenheit von "wir"). 


Da es aus all diesen Gründen nicht möglich 
war, einen Artikel "aus einem Guß" zu schrei- 
ben, haben wir im folgenden einen längeren 
Teil "zu Berlin" aus verschiedenen Stücken zu- 
sammengestellt: 


Thesen zum ersten 
Mai; 

Interview zu Repres- 
sion und Gegenwehr; 
Informationen zum 
Hungerstreik in der 
Plötze und in Tegel; 

Interview zum ersten 
Streik in einem 
Selbsthilfeprojekt. 


Wir wollen damit 
keine "Szene-Be- 
richterstattung" lie- 
fern, sondern ein 
paar Punkte heraus- 
arbeiten, die über 
Kreuzberg und Berlin 
hinaus Bedeutung 
haben. 


Für NichtberlinerIn- 
nen wollen wir auf 
der nächsten Seite 
kurz die Ereignisse 
zusammenfassen. 


An einer Auseinandersetzung, die weitgehend Autonome auf dem 
Straßenfest am 1.Mai ausgelöst hatten, beteiligten sich spontan. 
massig Leute aus 36: die Bullen mußten sich zurückziehen und 
gaben die Straße frei für ein nie gesehenes Fest kollektiver An- 
eignung, Zerstörung feindlicher Strukturen oder ihrer Zeichen. Als 
die Bullen gegen 3 Uhr morgens wieder massiv vorrückten, gab es 


keinen heilen Supermarkt mehr, keine Ampelanlage, keinen funk- 
tionierenden U-Bahnhof. 


Die bürgerliche Presse berichtete einigermaßen objektiv, daß 
sich auch "ganz normale Bürger" massiv an den Plünderungen be- 
teiligt hatten; sie geiferte gegen die Zerstörung von kleinen Lä- 
den und Privatautos. Bei den "Autonomen" herrschte zunächst 
Hochstimmung, die öffentlichen Bekundungen klangen aber eher 
betreten: die Situation war ihrer Kontrolle entglitten: Alkohol, 
Sexismus, kleine Läden geplündert. Die erste Reaktion: Plakate 
und Flugblätter mit einer politischen Distanzierung von diesen 
Praktiken und Sammelbüchsen für die kleinen Ladenbesitzer in 
allen linken Projekten. 


Die Diskussion in der Scene schwankte zwischen Euphorie 
("Vereinheitlichung des Widerstands auf westeuropäischer Ebene'') 
und Verunsicherung. Beinahe täglich gab es neue Flugblätter, die 
jedoch meist um ein Problem kreisten: die eigene Position gegen- 


über der Revolte darstellen und wie sie es das nächste Mal ma- Pr: 
chen werden (alles zwischen: das nächste Mal besser vorbereitet 


sein, die Schnapsregale zerdeppern, damit die Leute nicht soviel 
saufen, Wache schieben vor kleinen Läden etc.). Was eine Ausein- 
andersetzung mit der "Kreuzberger Bevölkerung" sein sollte, ge- 
riet zur ideologischen Bauchnabelschau. 


Nach dem ersten Mai herrschte in Kreuzberg erstmal Belage- 
rungszustand: täglich 1000 Bullen im Einsatz - das Gefühl, in Bel- 
fast zu sein: Tag und Nacht durchkämmten Wannen voller Bullen 


in Kampfmontur den Stadtteil. Am 1./2.Mai hatte es nur wenige % 


Verhaftungen gegeben, zwei Wochen später folgte die Rache. 
Nach dem Punkkonzert im '"'SO36" am 16.Mai kam der Bullen- 
überfall auf alles, was sich nach Mitternacht noch in der Orani- 
enstraße bewegte: 70 Festnahmen. 


Die Mai-Ereignisse wirkten mobilisierend auf die Reagan-Vor- 
bereitung: Kreuzberg hatte (wieder) hohe Anziehungskraft gewon- 
nen für die westdeutschen Autonomen, die aber vielfach gar nicht 
den andersartigen Charakter der Mai-Randale begriffen hatten. In 
der Aktionswoche kamen massenhaft Leute aus Westdeutschland, 
jede Nacht gab es Scharmützel und Hasenjagd, wüste Prügeleien 
und Verhaftungen. Die positive Scherbenbilanz des "Schwarzens 
Blocks" am 11.6. und die komplette Abriegelung des Stadtteils 
anläßlich des Reaganbesuchs am Tag danach standen merkwürdig 
gegeneinander. Selbstgettoisierung der Scene und Gettoisierung 
des Aufstands. 


Danach ließ der Spuk nach: die Bullen zogen sich zurück. Un- 
ter den Leuten macht sich Unmut breit, reformistische Kräfte 
drängen vor: Initiativen von Autonomen in Richtung Stadtteilpoli- 
tik nehmen realpolitische Züge an. "Wir im Kiez" gegen die Miet- 
erhöhungen, gegen die Armut, gegen die Bullenpräsenz, gegen die 
Randale. 


Ein Kübel Scheiße, mit dem ein paar Leute im August das 
Edel-Restaurant Maxwell aus 36 vertreiben, löst panische Reak- 
tionen aus. Die Diskussion wird scheinheilig und an der Oberfläche 
geführt, AL, taz, autonome "Gewerbetreibende" wollen nun Jie 
Diskussion erzwingen, vor der sie nach dem 1.Mai Muffe hatten. 
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Daß es eine feindliche Strate- 
gie der "sozialen Durchmi- 
schung" gibt, wird seit Jahren 
im Munde geführt und "be- 
kämpft"; inwieweit die zuge- 
zogenen Hausbesetzer, Selbst- 
helfer, linken Projekte, Auto- 
nomen selbst aktiver Teil der 
Umstrukturierung eines Stadt- 
teils, seiner Sanierung und 
kulturellen Aufwertung sind, 
wird überhaupt nicht begrif- 
fen. "Kiez" hat in der Scene- 
sprache eine stark einge- 
schränkte Bedeutung, meint 
ganz einfach: unsere nächsten 
Bekannten in den Nachbarhäu- 
sern, unsere Läden und Knei- 
pen, vielleicht noch die netten 
Leute auf der Straße. Mit 
welcher Selbstverständlichkeit 


[3 


nehmen wir es für uns in Anspruch, Teil dieses 
"Kiez", des proletarischen Stadtteils zu sein, 
in den wir doch auch unsere (mittelständi- 
schen?) Strukturen reingetragen haben, wo wir 


leerstehenden Raum besetzt und verändert 


haben. Vielleicht müßten wir selbst mal über 
unsere Mystifikationen des "Kiez" nachdenken, 
gerade wo jetzt wieder alle von "Stadtteil- 
politik" reden. 


Was von der Kübel-Diskussion eher zuge- 
kleistert wird, das gewinnt am Streik im 
Selbsthelfer-Haus in der Baerwaldstraße viel 
klarere Umrisse: innerhalb der gelobten "Kiez- 
strukturen" gibt es massive materielle und so- 
ziale Unterschiede. Freundschaften, Wohnzu- 
sammenhänge, kulturelle Gemeinsamkeiten 
können nicht mehr verdecken, daß es mehr 
und mehr um ganz normale Chef-Malocher- 
Beziehungen geht. Die sogenannten Selbst- 
hilfe-Projekte funktionieren als Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen und kostengünstige Sa- 
nierung des Stadtteils. (Im Gegensatz zu allen 
westdeutschen Großstädten konnten in Berlin 
die Sozialhilfeausgaben gesenkt werden!). 


Bo ’ nr tn en 


Den Faden vom ersten Mai wiederaufzu- 
nehmen scheint schwierig, die Diskussionen 
sind da noch ganz am Anfang. Im Rahmen un- 
serer Veranstaltungsreihe zu Fabrikguerilla in 
Mailand und den Riots in England im Juni hat- 
ten wir ein paar Thesen zur Kreuzberger Ran- 
dale rausdiskutiert, noch ganz in Rohform. Sie 
sind in den letzten Monaten in ihrer Substanz 
i bestätigt worden, deshalb drucken wir sie in 
etwas veränderter Form hier nochmal ab. Wei- 
ter ist die Diskussion zwischenzeitlich leider 
nicht gekommen. Das wird sie erst, wenn wir 
konkret die so gern im Mund geführte "mili- 
tante Untersuchung" anpacken. 


Wie neu die Situation nach dem 1.Mai war, 
zeigt das Interview mit einer der InitiatorIn- 
nen des Betroffenenplenums der nach dem |. 
und 16. Mai Verhafteten, das wir im Anschluß 
daran abdrucken. Unsere politischen Organisa- 
tionsformen versagen erst mal völlig, wenn sie 
"über die Scene hinaus" funktionieren sollen. 


In dem Interview, das wir mit der Streik- 
kolonne in der Baerwaldstraße geführt haben, 
wird deutlich, welche Widersprüche es oft 
verhindern, daß die Konflikte in solchen Pro- 
jekten offen ausbrechen. Zum ersten Mal grei- 
fen die MalocherInnen zum Streik als kollekti- 
vem Kampfmittel. 
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THESEN ZUM ERSTEN MAI IN KREUZBERG 


Die Randale am 1. Mai hat nochmal deutlich gemacht, daß wir in einer historischen Situation 
leben, wo der aufgestaute Klassenhaß an jeder Ecke losbrechen kann - klar geworden ist aber 
auch, daß wir darauf nicht vorbereitet sind. 


Polizeiliche Überwachung ist in den Metropolen unmittelbare Bedingung des sozialen Frie- 
dens. Als sich die Bullen zurückziehen mußten, ist der Stadtteil regelrecht explodiert. Aber was 
da explodiert, sind die alltäglichen Widersprüche und Reproduktionsstrukturen: Verallgemeine- 
rung von Äneignung, aber auch kleinkrämerisches Auf-die-Seite-Schaffen von Waren; reiche so- 
ziale Autonomie, aber auch Ausbrüche von Sexismus. 


In so ner Situation rächt sich, daß die Autonomen über "Kiezstrukturen" und "Stadtteilpolitik" 
reden, anstatt die revolutionäre Perspektive als Klassenmacht, als proletarische Autonomie 
praktisch zu entwickeln. Die Autonomen gerieten in die Defensive und machten sich dann als 
"politische Schicht" Gedanken, mit denen sie in gefährliche Nähe einer radikalen Sozialarbeit 
oder noch krasser ausgedrückt einer neuen Kiezbullerei kamen. 


Wobei es "die Autonomen" als kompakten Block natürlich nicht gibt, das fächert sich auf von 
"Autonomen, die sich auf die Guerilla beziehen" über "Voll"-Autonome, autonome Studis, Arbei- 
ter, Soziempfänger, autonome Ladenbesitzer bis zum alternativen Unternehmer, die Übergänge 
sind dabei fließend. Wenn wir im folgenden von "den Autonomen" reden, sind wir uns bewußt, 
daß dies eine Vereinfachung ist; diese Schicht befindet sich gerade im Umbruch. Die Alternati- 
ven bzw. AL haben heute als politische Integrationskraft mehr und mehr ausgespielt, zu deut- 
lich ist ihre Verstrickung in die Institutionen. Wir sind in einer Phase, in der ein "politischer 
Grenzträger der Macht" ausgedient und ein neuer sich noch nicht formiert hat - von daher er- 
halten die Bemühungen von "autonomer Seite", sich als neue soziale Kontrollinstanz im Kiez 
aufzuspielen, ihre Brisanz. 


Eine revolutionäre Perspektive besteht nicht darin, effektivere Kampfformen auszutüfteln, 
sondern im Verstehen der Neuzusammensetzungsprozesse, im Entwickeln des revolutionären 
Bruchs aus der Subjektivität der Klasse. Die Frage nach der Subjektivität der Klasse ist keine 
akademische oder der richtigen Auslegung von Marx, es ist ganz einfach die Frage danach, 
woher die Kraft kommen wird, den Kapitalismus zu zerstören. 


1) Randale ist die Fortsetzung der proleta- 2) Riot greift aber auch die Zersplitterung 
rischen Verhaltensweisen im Viertel. Sie hat an, greift die Community-Strukturen in ihrer 
deshalb dieselbe Zwieschlächtigkeit. Was aus- Zwieschlächtigkeit an, macht Zerrüttung des 
bricht, ist die Verallgemeinerung der alltägli- Sozialstaats ich, drückt "soziale Autono- 
chen Verhaltensweisen (der Bolle-Chef sagt, mie" (in ihrem Reichtum und in ihrer Wider- 
auch an normalen Verkaufstagen wäre der Äl- sprüchlichkeit) aus. So wie in den englischen 
koholstand in einer halben Stunde abgeräumt, Riots für die zweite Generation der Einwande- 
wenn sie ihn nicht dauernd bewachen). Genau rer aus der Karibik die Revolten auch ein Auf- 
wie bei den englischen Riots: die Banden der stand gegen die patriarchalischen und pater- 
schwarzen Jugendlichen organisieren das nalistischen Strukturen ihrer ethnischen Com- 
Überleben durch Klauen, Dealen u.a. - diese munity waren. Während die Autonomen auch 
Bandenstrukturen sind das Knochengerüst der die verschiedenen Communities völlig unmate- 
Riots. Die Riots sind von diesen Strukturen rialistisch wahrnehmen: den einen sind sie 

etragen und ‚geprägt - gleichwohl tauchen in Zielscheibe ihrer Integrationsbemühungen, den 
ihnen dann Momente von Neuzusammenset- anderen Projektionsfläche für ihre Träume von 
zung auf. vorindustriellen Community-Zusammenhängen. 
Das Gerede von den "Kiezstrukturen" verdeckt 
gerade, daß wir im Stadtteil nicht verankert 


MR N sind, sonst würden solche Strukturen viel un- 
zZ ı Taler! werden und wir Pükten su eher 
Ds ezug zu den türkischen Kids, die unter sol- 


chen Strukturen leiden und gegen sie revoltie- 
ren. 
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3) Randale entsteht defensiv aus der Margi- 
nalisis . Der 1.Mai ereignete sich an einem 
Schnittpunkt, wo untergründige Neuzusam- 
mensetzungs- und Lernprozesse keine politi- 
sche Vermittlung mehr finden oder finden 
wollen, und die Leute ihre Wut und Bedürf- 
nisse selber unmittelbar auszudrücken begin- 
nen. Man muß allerdings den Unterschied zwi- 
schen "Verelendung" und '"Marginalisierung" 
klar haben: in Kreuzberg stirbt niemand an 
Hunger, das offizielle Einkommen und die re- 
alen Einkommen haben nicht sehr viel mitein- 
ander zu tun (die IBA spricht von folgenden 
offiziellen Zahlen: etwa die Hälfte der Ein- 
wohner in SO 36 unter der Armutsgrenze, 20 
bis 30% Arbeitslosigkeit, Jugend-AL zwischen 
40% bei den deutschen und 60% bei den türki- 
schen Jugendlichen; das Prokopfeinkommen 
beträgt 648 Mark, in ganz Berlin 1 400), ein 

roßer Teil der Einkommen ist "prekär" in,je- 
er Hinsicht: illegal, von heute auf morgen 
bedroht, mit keinerlei Garantien verbunden. 
Marginalisierung ist politisch zu verstehen: 
Leute, deren Interessen von keiner Institution 
vertreten oder geschützt werden und die keine 
institutionelle Möglichkeit haben, sich durch- 
zusetzen. Wie so viele Riots entstand auch die 
Randale am 1.Mai als Sich-zur-Wehr-setzen, 
defensiv. Das ist kein politisches Urteil, son- 
dern ergibt sich aus der Sache: "offensive 
Riots" wären entweder Lebensmittel-Unruhen 
mit (integrierbaren) Forderungen oder "Sturm 
auf das Winterpalais". Wichtiger ist der 
Aspekt, daß sich untergründige Lern- und 
Neuzusammensetzungsprozese nach außen 
wenden und damit lesbar werden - gleichwohl 
aber keine Räume öffnen können. Die "Macht- 
frage" nicht stellen zu können, öffnet dann 
den reformistischen Anbändeleien, sozialarbei- 
terischen Entgleisungen, Kirchen und diversen 
Tempeln Tür und Tor, 


4) Bullentaktik kann an dieser Zwieschläch- 
tigkeit ansetzen. Es war Taktik der Bullen, die 
Randale ganz hart auf die paar Straßenzüge 
zu begrenzen. "Es war unmöglich rauszukom- 
men, die hatten entlang der Adalbert total 
dicht gemacht." Die Abriegelung Kreuzbergs 
am 12.6. war die Vollendung dieser Taktik. Die 
massive "polizeiliche Präsenz vor Ort":kam im 
Mai einem Belagerungszustand gleich. Zivil- 
streifen und Sondereinsatzkommandos produ- 
zierten Vorkommnisse selbst, wie z.B. Verhaf- 
tung von Leuten, die sich gegen Zivis gewehrt 
haben, die sie beim Plakatieren für Vobo fest- 
nehmen wollten. Persilschein für die Bullen, 
vor allem auf der Ebene der Einsatzleiter: 
massive Provokation und danach "alles fest- 
nehmen, was sich bewegt" wie am 16.Mai nach 
dem Konzert im SO36. 


5) Von der anderen Seite bohren die auto- 
nomen Sozialarbeiter. Einige feindliche Stra- 
tegen setzen darauf, daß sıch Teile der Auto- 
nomen als politische Schicht etablieren und 
"Verantwortung" für das Leben im Viertel 
übernehmen. Hier sehen sie den einzigen An- 
satzpunkt der sozialarbeiterischen Neu-Durch- 
dringung solcher Stadtteile wie SO 36. Weil 
die alten Kontrollinstrumente von der Familie 
über die Emigranten-Communities brüchig und 
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von den Jugendlichen noch weiter in die Krise 

edrückt werden, braucht der Staat Menschen, 
die den Stadtteil von sich aus aufbauen und 
sozial instandhalten. Das erste, was von Auto- 
nomen nach der Randale praktisch organisiert 
wurde, lag genau auf dieser Linie: Sammeln 
für "die ar Läden". 


Die Autonomen, die einen revolutionären 
Anspruch vertreten, blieben bisher im Wider- 
spruch "erkämpfte Freiräume für uns" und 
"Sozialarbeit für andere" stecken. Die Überle- 
bensstrukturen, die wir unter uns aufgebaut 
haben, und aus denen wir die Power für unsere 
Art des Kämpfens kriegen, erweisen sich als 
Blockierung bei den Versuchen, uns auf "die 
Klasse im Stadtteil" zu beziehen. Bisherige 
Versuche von "Verankerung" gingen immer da- 
von aus, "daß wir was anzubieten haben" (vom 
Werkzeug über Kiezküche bis zu unseren "be- 
freiten Strukturen" selbst) oder wurden zur 
Einzelfallbetreuung (der typisch sozialarbeite- 
rischen Perspektive). 


Stattdessen müßten Revolutionäre da, wo's 
der Sozialstaat nicht mehr schafft, die Leute 
voneinander zu isolieren und zu spalten, ge- 
rade solche Lernprozesse verstehen und wei- 
tertreiben können. 


6) Die "autonomen Strukturen" sind selber 
zwiespältig und müssen thematisiert und. zer- 
rüttet werden. Wenn die Autonomen nicht zur 
neuen politischen (Verhandler-)Schicht werden 
sollen, müssen sie ihre eigene soziale Stellung 
im Stadtteil angehen: verstreut über die di- 
versen Läden, eingespannt in das breite Netz 
von Selbsthelfern über Subunternehmer bis 
zum Malocher. Eine "offensive Klassenpolitik 
im Stadtteil" ist nicht denkbar, ohne daß diese 
Strukturen selbst thematisiert und gesprengt 
werden. Der Streik in einem Selbsthilfehaus 
im September ist ein wichtiger Ansatz für die 
längst fällige Auseinandersetzung. Entschei- 
dend wird sein, ob wir in dieser Äuseinander- 
setzung die ganze metropolitane Klassenreali- 
tät thematisieren können: die Elektronik-Klit- 
sche im Kiez, das ganze Netz der Ausbeutung 
- und nicht nur "Schicki-Micki-Läden, Spiel- 
höllen und Puffs. 


7) Sich auf die sichtbar werdende Kraft 
beziehen: militante Untersuchung! Allzu lange 
haben sich die Autonomen im bornierten Ver- 
ständnis eingeigelt, daß außerhalb ihrer Get- 
tostrukturen sowieso nichts abgeht, haben die 
Frage nach einer sozialen Verbreiterung als 
Bündnis mit den Bürgern, den Normalos oder 
den Grünen mißverstanden. Die Randale vom 
1.Mai könnte für die Autonomen ne Chance 
sein zu kapieren, daß es außerhalb ihres Get- 
tos revolutionäre Kraft gibt, daß die Klasse 
kein Phantom ist. Militante Untersuchung 
heißt nicht Daten sammeln a la IBA, sie wäre 
die Methode, ein Verhältnis zwischen der ei- 
genen Subjektivität als Revolutionäre und den 
massenhaften Klassenverhaltensweisen herzu- 
stellen. Nur so kriegt ne Diskussion über revo- 
lutionäre Strategie Füße zum Laufen. Und 
erst dann werden wir über Organisierung re- 
den können. 


Bilanz: 

a Von den zwischen 1.5. und Reagan- 
Besuch Verhafteten sitzen noch 
vier, davon warten noch drei auf ih- 
ren Prozeß. Ca. 30 Prozesse stehen 
noch aus. Bisher sind folgende Stra- 
fen ausgesprochen worden: 

1./2.5. :600 DM Geldstrafe 

1 Jahr mit Bewährung 
16./17.5. : 6 Monate mit Bew. 

; 1 Jahr ohne Bewährung 

2 Jahre mit Bewährung 

2 Jahre m.Bew.+ 5000DM 

3 Wochen Jugendarrest 
11.6.: 15 Monate mit Bew. 

1 Jahr mit Bewährung 

4 Monate mit Bewährung 
Fast alle Urteile lauten auf: 
Landfriedensbruch, Widerstand, 
Trunkenheit (!) 


RR 


Dar 


* Interview zu 


* Faß doch einfach nochmal zusammen, was 

Du mir eben erzählt hast: Was für Prozesse 
gibt es, welche Strafen? Wie hat der Staats- 
apparat auf diese Revolte reagiert? 


Ich möchte eigentlich lieber damit anfangen, 
was von uns aus gelaufen ist... Nach dem er- 
sten Mai gab es erstmal eine relative Hilf- 
losigkeit, weil viele Leute eingefahren sind. 


Es gab keine formale Knastgruppe, an die 


man sich hätte wenden können, nur den Er- 
mittlungsausschuß, und der ist eher für die 
Festnahmen zuständig. Die ersten Informa- 
tionen kamen über VVs, über eine zu diesem 
Zweck einberufene VV, wo erstmal eine Li- 
ste der Gefangenen verteilt wurde. Das lief 
alles ohne Koordination darüber, welche Ge- 
fangenen jetzt versorgt sind, Anwalt haben, 
Kohle usw. Aus diesen allgemeinen VVs zu 
den Gefangenen haben sich dann nochmal 
le rausgebildet, dort entstand dann 
ie Idee von so nem Info- und Beratungs- 
telefon. Da haben sich Gruppen zusammen- 
geschlossen, die seither die Arbeit auch wei- 
termachen.. Das anfängliche Problem war, 
daß wir an die Gefangenen selbst rankom- 
men mußten. Das war ja ne andere Situa- 
tion, als wenn man vorbereitet auf ne Demo 
geht. Die waren erstmal vom Erdboden ver- 
schwunden. Wir kannten ganz wenig Leute, 


die die Gefangenen kannten. Wir haben die 


dann erstmal einzeln angeschrieben, schon 
mal um die nicht sofort zu überhäufen mit 


* Soli-Briefen und sonstwas, ohne daß die das 


wollten: als eine Liste mit Namen verteilt 
wurde, machten sich alle möglichen Leute 
ans Schreiben, worauf einige Leute drinnen 
erstmal ganz erschreckt reagiert haben. 
Viele haben sich distanziert, vielleicht aus 
der Angst raus, daß ein Brief, wo ein 
schwarzer Stern drauf ist und revolutionäre 
Grüße drunter stehen, sich negativ auf ihr 
Verfahren auswirken könnte. Und es war halt 
auch das Problem, daß die Leute das erste 
Mal in ihrem Leben von Knast betroffen wa- 
ren, total unvorbereitet, die minimalsten 


5 Rechte nicht kannten, weil sie sich damit 


nie auseinandergesetzt haben. Viele haben 


ee einen richtigen Knastkoller gekriegt. Bei 


fast allen wurden diese Rote-Punkt-Kisten 
durchgezogen, also ein roter Punkt an der 
Zellentür steht für "selbstmordgefährdet". 
Das heißt heißt ganz einfach, daß die alle 2, 
3 Stunden kontrolliert werden; das ing über 
2, 3 Wochen so. Wir haben auch Finterher 
noch mit Leuten geredet, warum diese Di- 
stanzierung. Da kam dann auch mehrheitlich 
die Erklärung, sie wollten keinen politischen 
Prozeß führen, sie wollten nicht politisch 
eingeordnet werden, sie hatten Angst, daß 
die Post vom Richter oder Staatsanwalt kon- 
trolliert wird und sie dann ein höheres 
Strafmaß zu erwarten haben. 


* Hatten die keine Freunde, die sich darum 
kümmerten? 
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Repression und Gegenwehr nach dem 1. Mai 


Schon. Wir haben so einen Aufruf zu einem 
Betroffenentreffen gemacht, also Angehö- 
rige angeschrieben und über Inserate ange- 
‚sprochen, um uns zu orientieren, was die für 
ein Bedürfnis haben. Da hat sich dann z.B. 
rausgestellt, daß die z.T. nichtmal den Er- 
mittlungsausschuß kannten! Und den gibt's 
doch schon seit sieben Jahren 


* Na ja, woher denn? 


Wir hatten das halt total selbstverständlich 
im Kopf. 


* Das erste Betroffenenplenum fand doch 
relativ spät statt? 


Zwei Wochen danach. Das war eigentlich 
eine recht fixe Aktion, den Aufruf zu star- 
ten. Wir hatten diese Resonanz überhaupt 
nicht erwartet, daß so viele Leute sich da 
einfinden, die sich vorher nie mit politischen 
Dingen oder mit Knast beschäftigt hatten. 
Wir waren auch relativ unvorbereitet, 
wußten nicht, auf was wir uns vorbereiten 
sollten. Für die meisten Leute, die kamen, 
war es auch völlig ungewohnt, sich auf so 
einer Versammlung zu äußern, ihre Proble- 
matik zu benennen. Da sind grob fahrlässige 
Sachen gelaufen. Eine Frau hat z.B. gesagt: 
''Mein Bruder hat das und das getan. Hat as 
jemand von Euch gesehen?" - also ohne das 
ın Formulierungen zu verkleiden wie: "Ihm 
wird folgendes vorgeworfen...". Obwohl die 
Angehörigen und Freunde sich vorher nicht 
mit diesen Sachen auseinandergesetzt hat- 
ten, ist doch relativ viel an Eigeninitiative 
gelaufen. Die sind zum Beispiel wenige Tage 
nach dem 1. Mai zu den Festnahmeorten ge- 
gangen und haben Leute in den Häusern 
rumrum befragt, haben Zeugenaussagen ge- 
sammelt. Das war ganz von denen ausgegan- 
en, nicht erst durch unser Eingreifen. Wir 
aben dann Arbeitsgruppen vorgeschlagen, 
an denen wir uns auch selbst beteiligt wa- 
ren. Das war etwas schwierig, weil es erst- 
mal ein zusammengewürfelter Haufen war 
von Leuten, die keinerlei Vorstellungen hat- 
ten, was sie jetzt machen sollten. Die haben 
zum Teil recht gute Sachen veranstaltet, 
z.b. das Jail House Rock-Konzert im Tem- 

drom mit Information und Musik. Sie ha- 

n ein Flugblatt rausgebracht.... 


* Wie habt Ihr darüber diskutiert? In der 
Wandzeitung kommen doch z.T. recht unter- 
schiedliche Positionen zur Sprache. Ich erin- 
nere mich an den Bericht einer Frau, die 
völlig frustriert ist und sagt, nie wieder be- 
tritt sie Kreuzberg... 


Darüber ist weniger diskutiert worden, das 
wurde einfach so zusammengestellt. Es 
hatte ja auch keine Linie in dem Sinn, son- 
dern es waren Einzelberichte. Letzten Endes 
hat das schon mehr oder weniger sozialen 
Charakter gekriegt. Die Leute haben das 
halt weniger in politischem Zusammenhan 
gesehen, sondern hatten erstmal das Bil 


Justiz = Schweinesystem, weiter ging's dann 
nicht... 


* Soweit hatten die das alle klar? 


Die waren schon ziemlich betroffen, die sind 
zum Teil schikaniert worden, das ging so- 
weit, daß der Staatsanwalt die Angehörigen 
vor Besuchen verhören wollte, oder die Ge- 
fangenen selbst zum Teil ziemlich abgefru- 
stet waren, da sind zum Teil auch recht üble 
Methoden gelaufen, nicht nur im Rahmen 
vom 1. Mai, auch später. Daß sie z.B. acht 
Stunden keinen Anwalt anrufen konnten, daß 
ihnen mit fünf Jahren Haftstrafe gedroht 
wurde, daß sie strumpfsockig über den Hof 
laufen mußten, das war für einige nicht ver- 
kraftbar. 


* Da ist dann auch die Volxküche draus ent- 
standen... 


Das hatten die sich aber schon vorher über- 
legt. Was wir noch gemacht haben, war ein 
Kurzinfo zum Knast: Wie verhalte ich mich, 
was erwartet mich, nur nicht reden, wie 
kriege ich einen Vormelder usw.... Die Leute 
sind halt z.T. ganz naiv reingerutscht. Die 
haben Alk geschenkt gekriegt, sind damit 
rumgetrampt, haben damit rumgeprotzt. 
Und wer hat sie mitgenommen? Zivis. 


* Läuft mit denen noch was zusammen, die 
zuerst niemanden hatten und dann Kontakt 
mit Euch gekriegt haben ? 


Wie gesagt, die haben das dann meistens ab- 
gele nt. Klar, Geld oder Zeitungen haben 
ie meist genommen. Besuche wollten sie 
nicht. Das war auch verständlich: Wenn die 
nur zwei Besuche im Monat haben, wollten 
sie lieber ihre Freundin oder ihren Bruder 
sehen.. 


* Die hatten wohl auch etwas Berührungs- 
angst? 


Ich glaube, die wollten sich nicht damit aus- 
einandersetzen. Vieles lief auch einfach auf 
diese Distanzierung raus. Viele haben sich ja 
auch auf den Alk reduziert, also auch bei 
den Prozessen dann: " ... so zufällig reinge- 
rutscht, mach ich auch nie wieder." Auf das 
ist es bei vielen dann rausgelaufen. 


* Haben die mildere Urteile gekriegt, oder 
auf wen zielt die Abschreckung? 


Die sind diesmal ziemlich rigide vorgegan- 
en. Die Urteile sind relativ hoch, für einen 
teinwurf zwei Jahre z.B. Die Bewährung 
einzukassieren, das gab's vorher. nicht. Mit 
den Anwälten war's zum Teil auch schwie- 
rig. Einige haben ihren Mandanten geraten: 
Sagt aus, dann kommt ihr schneller raus. Da 
waren viele junge Anwälte dabei, die keine 
besondere ee entwickelt haben, son- 
dern angefangen haben, mit dem Richter zu 
dealen. Es kam häufig vor, daß die sich die 
Freiheit ein Stück weit erkauft haben, also 
schnelle Prozesse, das war's halt. 


Fortsetzung Seite 3b >> 
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Als der neue Frauenknast Plötzensee vor zwei 
Jahren belegt wurde - in den Jahren zuvor 
waren bereits mehrere Verzögerungs- und Pro- 
testaktionen gelaufen - glaubten viele, daß die 
Vollzugsbedingungen in diesem Knast keine 
Möglichkeit für kollektive Kämpfe mehr offen 
lassen. Um so überraschter waren sie, daß 
ausgerechnet hier Gefangene in der Lage wa- 
ren, einen Hungerstreik zu organisieren - in 
Berlin seit langem den ersten. 


Die Plötze ist einer der typischen Gefäng- 
nisneubauten, in die alle Erfahrungen mit Ge- 
fangenenkämpfen und Widerstand eingeflossen 
sind. Was zuerst in den Hochsicherheitstrakten 
ausprobiert wurde, ist hier auf den gesamten 
Knast übertragen worden. Es gibt die Mög- 
lichkeit zur vollständigen Isolierung der ein- 
zelnen Häuser und Stationen voneinander. Die 
Stationsleitungen stellen den Kontakt zu den 
Gefangenen nicht persönlich, sondern über 
Rufanlagen her. Wände und Fußböden sind ab- 
solut fugenfrei: Hier kann nicht der kleinste 
Gegenstand mehr der Kontrolle entzogen wer- 
den. Kommunikation außerhalb der eigenen 
Station ist fast unmöglich: Die Sägezahnfas- 
sade blockiert Außenkontakt durchs Gitterfen- 
ster nach links und rechts. Die schräge Anord- 
nung der Gitterstäbe soll das Pendeln er- 
schweren. Außerdem gibt es einen vollkommen 
abgeschirmten "Trakt im Trakt" für "Vollzugs- 
störerinnen'". 


In der Plötze herrscht ein stark ausdiffe- 
renzierter "Behandlungsvollzug", der die ge- 
fangenen Frauen nach Kategorien aufspaltet. 
Über die Zuordnung entscheidet die Eingangs- 
diagnose. Die als drogenabhängig eingestuften 
Frauen werden konsequent von den übrigen 
Frauen abgesondert und in einem Haus kon- 
zentriert. Sie sind nochmals aufgeteilt in 
Wohngruppen für"Unmotivierte", "Teilmoti- 
vierte" und "Motivierte". Die gleiche Auftei- 
lung gilt für das Haus mit den jugendlichen 
BTMerinnen. Es gibt ein gesondertes Haus für 
die U-Gefangenen und ein anderes für die üb- 
rigen, wiederum aufgeteilt in Lang-, Mittel- 
und Kurzstraferinnen. Während im alten Knast 
Lehrter Straße die Aufnahme in eine Thera- 
piestation freiwillig war, ist in der Plötze der 
therapeutische Vollzug die Norm. Die gefan- 
genen Frauen werden einer Wohngruppe zuge- 
teilt, der sie sich nicht entziehen können. 
Kennzeichen des Behandlungsvollzugs ist, daß 
die Gefangenen an ihrer Resozialisierung mit- 
arbeiten müssen. Rechte als "Kann-Vorschrif- 


ten" und Vollzugslockerungen, die jederzeit 
zurückgenommen werden können, sollen die 
Frauen erpreßbar machen. 


Die Hälfte der in der Plötze gefangen ge- 
haltenen Frauen sind BTMerinnen. Es ist kein 
Zufall, daß einige von ihnen den Hungerstreik 
organisiert haben, denn sie unterliegen dem 
härtesten Regime. Urlaub und Ausgang gibt es 
so gut wie grundsätzlich nicht für sie. Und 
wenn, dann nur mit anschließender Urinkon- 
trolle. Besuche werden fast nur noch mit 
Trennscheibe zugelassen. 


Im Gegensatz zu den nicht als "drogenab- 
hängig" eingestuften Frauen haben sie aber 
meist nicht mehr viel zu verlieren. In den Ge- 
nuß der Vollzugslockerungen kommen sie eh 
kaum. Die einzige Möglichkeit, andere Haft- 
bedingungen zu bekommen, ist der Antrag auf 
Therapie, Voraussetzung dafür die Verlegung 
in eine Station von "motivierten" Gefangenen. 
Doch immer weniger Frauen stellen diese An- 
träge. Zum einen haben viele von ihnen schon 
die Erfahrung gemacht, daß die Therapie ihnen 
nichts bringt. Eine Therapie außerhalb der An- 
stalt kann beantragt werden, wenn der Straf- 
rest weniger als 24 Monate beträgt. Nach dem 
1932 geänderten $35 BTM-Gesetz wird die Er- 
füllung direkt von der Staatsanwaltschaft kon- 
trolliert. Anerkannt werden nur Einrichtungen, 
wo persönliche Freiheit eingeschränkt ist und 
wo Lockerungen wie "bewachter Ausgang" und 
freier Besucherverkehr fehlen. Wer abhaut, 
bekommt sofort einen neuen Haftbefehl. Da 
es immer schwieriger wird, über die Therapie 
auf freien Fuß zu kommen, ziehen es viele 
Frauen. vor, ihre Reststrafe im Knast abzusit- 
zen. 

Gegen die Entwürdigungen, Schikanen und 
Erpressungen des "Behandlungsvollzugs" traten 
seit dem 12.3.1987 erst drei, schließlich insge- 
samt acht gefangene Frauen in den unbefri- 
steten Hungerstreik. 


Als die ersten drei Frauen den Hungerstreik 
begannen, glaubte niemand, daß sich so viele 
solidarisieren würden: 23 Gefangene aus der 
U-Haft traten in einen dreitägigen Solidari- 
tätshungerstreik, andere Gefangene schlossen 
sich dem unbefristeten Hungerstreik an. 
Gleichzeitig liefen Aktionen im Knast: In die 
Tüten, in die sie Plastikbesteck für PanAm 
verpacken müssen, steckten Frauen kleine 
Zettel: "Während Sie hier in Ruhe essen, be- 
finden sich acht Frauen im unbefristeten Hun- 
gerstreik". In der dritten Streikwoche schlos- 
sen sich 40 Männer aus Tegel dem Hunger- 
streik an. 


35 


DER N se Kr 2 B: 
Draußen gelang es sehr schnell, Öffentlich- 
keit zu schaffen. Seit den Verhaftungen im 
Mai und Juni hatten sich neue Knastgruppen 
gebildet, die nun Kundgebungen, Plakat- und 
Transparentaktionen organisierten. 


Die Knastverwaltung schien überrascht zu 
sein von der Ausdauer der Frauen. Ihre an- 
fängliche Strategie war wohl gewesen, das 
Ganze nicht ernst zu nehmen, dann die Sache 
totlaufen zu lassen. Erst als die Solidaritäts- 
bekundungen nicht nachließen, und die Frauen 
bald drei Wochen durchgehalten hatten, gab es 
für das gesamte Gefängnis starke Einschrän- 
kungen bei Brief- und Telefonverkehr. 


Trotz allem rückte die Knastverwaltung die 
ganze Zeit nicht von ihrer unnachgiebigen 
Haltung ab. Als die Frauen den Hungerstreik 
gemeinsam nach über 3 Wochen abbrachen, 
gab es noch keinerlei verbindliche Zusagen. 
Wenn sie trotzdem schreiben: "Wir haben mehr 
erreicht, als wir je geglaubt hätten", heißt 
das: der Mythos des Superknasts ist ange- 
kratzt worden, sie haben gezeigt, daß kollek- 
tiver Kampf auch hier möglich ist. 


Aus den Briefen/Flugblättern: 


"„.Daß als erste Reaktion auf den Hunger- 
streik von den Schweinen die "Therapiesta- 
tion" aufgelöst wurde und die dort im Hunger- 
streik befindlichen Frauen zwangsweise auf 
verschiedene Stationen verlegt wurden, kön- 
nen wir nur als Erfolg verbuchen/werten: 


WIR BRAUCHEN KEINE 
ZWANGSTHERAPIE !!! 


Die Tatsache, daß nun die zuständige Psy- 
chologin auf einer leeren Station die Zeit und 
den Raum für sich selbst hat, um sich einer 
Eigenanalyse zu unterziehen, erfüllt uns - 
nicht nur - mit klammheimlicher Freudel..." 


"Wir fordern: 
Unzensierten Briefverkehr 
Unzensiertes Lesematerial 
Auch für BTMerinnen Besuche ohne Trenn- 
scheibe und/oder Bespitzelung durch Bewacher 
Kein entwürdigendes Urinkontroll-Programm 
und dazugehörenden Seelenexhibitionismus bei 
Vollzugslockerungen' (Ausgang, Ausführung, 
Urlaub und Freigang) 
Freie Entscheidung über politische Kontakte 
Freie Entscheidung über das Wie und mit wem 
Zusammenleben innerhalb des Knastes; das 
soll auch heißen: Aufhebung der Iso- und Get- 
tohaft, Telefonate ohne Bespitzelung." %+ 


Fortsetzung von Seite 33 


* Die Hoffnung, auf Bewährung rauszu- 
kommen, hat sich bei den meisten zerschla- 
gen? 


Also die Prozesse haben ja sehr schnell an- 
gefangen, Juni, Juli, August. Das erste Ur- 
teil, das war gegen einen Junkie, der hat 
halt ziemlich viel zugegeben. Der hat schon 
nach zwei Wochen sein Verfahren gehabt, 
mit Bewährung und Drogentherapieauflage 
in Westdeutschland, d.h. er ist dann auch 
gleich noch weg. Sogar bei den Leuten, die 
sie nicht Enger festgehalten haben, sind die 
Anklageschriften relativ schnell gekommen, 
nach zwei Monaten. Naja einige sind dann 
nach dem zweiten Haftprüfungstermin raus- 
Genen, am Schluß saß fast keiner mehr. 

ußer den beiden Verurteilten sitzen viel- 
leicht noch zwei oder drei. Die vom ersten 
Mai sind alle draußen. Im Mai insgesamt 
haben sie etwa 200 Leute festgenommen, 
vom 1. Mai saßen davon 11, nach dem 16. 
nochmal 15. Ob dies als Abschreckung nun 
funktioniert hat, kann ich nicht sagen. Ich 
will ja den Leuten nicht unterstellen, daß sie 
sich jetzt in ihre Einzimmerwohnung zu- 
rückziehen. Es könnte ja auch sein, daß es 
etwas ausgelöst hat, daß sie sich jetzt mehr 
mit diesen Sachen beschäftigen. 


* Zumindest sind doch die ganzen neuent- 
standenen Gruppen ein Zeichen für eine Po- 
litisierung? 


So würde ich das nicht sagen, denn da sind 
schon Leute dabei, die das schon länger ma- 
chen. Hauptsächlich hat es das ausgelöst, 
sich wieder mit Knast zu beschäftigen. Daß 
der Norbert sich im Knast umgebracht hat, 
das hat nochmal so ne morälische Erschütte- 
rung in der Scene ausgelöst, so "Ihr kümmert 
Euch einen Dreck um die Gefangenen". Der 
Norbert ist hier auf eine Schule gegangen, 
und seine Mitschüler haben gar nicht recht 
mitgekriegt, daß er auf einmal weg war. 
Erst als er tot war, hat man sich erinnert: 
"Ach der war das...". In den ersten zwei Wo- 
chen war's so, daß die Leute drin saßen, 
keine Koordination möglich war. Man wußte 
nicht, wie's denen geht. Ich mein das jetzt 
als totale Kritik an uns, daß wir nicht drauf 
vorbereitet sind, daß mal Leute einfahren 
außerhalb ner angemeldeten Demo. Was ich 
ziemlich beschissen finde, ist, daß wir uns 
schon ziemlich lange mit Knast beschäftigen 
und daß es dann auf den ersten VVs gleich 
anfing mit: "Wir haben keinen Bock, Knast- 


arbeit zu machen, Sozialarbeit zu machen", 


so als ob das nicht ne Selbstverständlichkeit 
sein kann, sich trotzdem um die Gefangenen 
zu kümmern. Sogar Leute, die selbst schon 
im Knast waren, wollten erst diskutieren: 
"Wir müssen erst bestimmen, was Knast- 
arbeit ist, bevor wir was da auf die Reihe 
kriegen", echt ätzend. Ich selbst würde auch 
keine Knastarbeit in dem Sinn mehr machen. 
Aber deswegen können wir uns doch nicht 
fünf Wochen lang handlungsunfähig machen. 
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RE EN EEE a EL NEN Er a EEE EEE 


* Zu den Leuten von der Betroffenenver- 
sammlung gibt es jetzt keinen Kontakt 
mehr? 


Die Arbeitsgruppen sind nach dem Flugblatt 
mehr oder weniger eingeschlafen. Wir haben 
die Adressen, es war aber halt kein Interesse 
mehr da, und es hat keinen Sinn, dann Leu- 
ten hinterherzulaufen. Ich versteh die Leute 
ja auch, man trifft sich, wenn man was be- 
stimmtes im Kopf hat, es einen Anlaß gibt. 
Bei der Versammlung wurden halt Leute, de- 
ren Ängehörige zufällig an diesem Tag in 
Kreuzberg waren, zusammengerufen; wie 
sollen die denn auf einmal einen gemein- 
samen Anspruch haben? Es ist halt geschei- 
tert, weil die Interessen ganz verschieden 
waren. Das stellt auch die Frage, was wir 
für ein Verhältnis haben oder aufbauen wol- 


Jen zu Leuten, die erstmal nicht in unserem 


Sinne "politisiert" sind. Da darf man auch 
nicht zu hohe Ansprüche haben. Das Betrof- 
fenenplenum hat am Anfang viel geleistet: 
einfach, daß da die Leute zusammenkamen, 
voneinander wußten, daß es verschiedene 
noch im selben Knast gab, wie man sich 
verhält. Es hat schon eine wichtige Funktion 
gehabt, eben Ratschläge und Tips zu geben, 
weil es ein riesiges Informationsdefizit gab. 
Dann haben sich auch die Leute, die raus- 
kamen, weiter darum gekümmert, was mit 
den Dringebliebenen passiert. 


Es gab also den Raum, daß eine minimale 
politische Gemeinsamkeit für die und von 
denen selbst entstehen konnte. Das können 
offenbar nur politische Strukturen leisten 
und herstellen, aber das heißt anscheinend 
nicht, daß wir dieses Plenum dann einfach 
als Struktur für uns übernehmen können. In 
dem Augenblick, in dem die Leute aus dem 
Knast rauskommen, zerbröckelt das eben, da 
sind diese Aufgaben weg. 


* Es war ja damals gar nicht ausgemacht, 

ob diese Revolte ne Eintagsfliege bleibt, 
oder ob es in den nächsten Monaten in West- 
deutschland oder in Berlin wieder aufflak- 
kert. Deshalb gab's ja auch die Überlegung, 
durch ein massives Eingreifen wie Demos 
usw. das Thema Knast den Leuten wieder 
nahezubringen, damit die Leute beim näch- 
sten Mal besser damit umgehen können. 


Ich weiß nicht, ob wir das je schaffen kön- 
nen. Denn in der Regel ange du ja nicht, 
wenn sowas ausbricht, nen Pack mit Flug- 
blättern "Wie verhalte ich mich..." mit dir 
rum. Auf Demos kannst du sowas verteilen, 
auch jetzt. Aber es war ja eben die Qualität 
vom ersten Mai, daß das so unvorhergesehen 
passiert ist. Wie willst Du denn Leute auf 
was vorbereiten, das für die erstmal ganz 
weit weg ist? Es soll eben selbstverständlich 
werden; daß auf ne Revolte Repression 
folgt, die Leute darüber ein politisches Be- 
wußtsein entwickeln. Das gehört heute eben 
nicht zum Alltag wie 1981. 


Das folgende Interview haben wir am 10. September mit 4 Frauen und 5 Männern gemacht, die 
zu dem Zeitpunkt seit fast zwei Wochen eine Baustelle bestreikten. Es ist der erste Streik in 
einem Berliner Selbsthilfeprojekt gegen die Bauherren und - damen. Bauliche Selbsthilfeprojekte 
gibt es in Berlin seit 1980 als Resultat aus den Hausbesetzungen. Während es zu Beginn nur den 
BesetzerInnen selbst angeboten wurde, mit Unterstützung des Senats "ihr Haus" zu renovieren 
(oft mit der Klausel, daß sie nach Ende der Renovierungsarbeiten ausziehen müssen), hat sich 
das inzwischen völlig aufgefächert. Mittlerweile gibt es auch gutverdienende Mittelständler und 
sogar Alternativspekulanten, die sich dieses Modells bedienen und Leute (schlecht bezahlt) für 
sich arbeiten lassen. Zusätzlich kompliziert sich diese Konstellation dadurch, daß auch viele 
Projekte, die auf Besetzerzeiten zurückgehen, Leute in ihrem Projekt (lohn-)arbeiten lassen. 


Die Streikenden sehen die Veröffentlichung ihres Flugblatts und die Diskussionsprozesse, die 
zum Interview geführt haben, als Beginn einer weiterführenden Debatte. "Trotz der unter- 
schiedlichen Positionen, die im Interview herauskommen, haben wir es geschafft, uns gemein- 
sam in Form des Streiks kollektiv gegen die miserablen Arbeitsbedingungen zu wehren." 
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"Der Arbeitsplatz 
‚ ist nicht so 
wie in der Fabrik" 


A: Es sind u 
ir hi ınterschiedli 2 
wir h ‘ iche 
Nie Nie ae cha Ser I een 
gungen er und hab Beh 
ren, also daß en, die halt einfach ok u 
heitsfall es Lohnfortzahl . ay wa- 
Ban, daß. erh ung im Krank- 
sogar bezahlte Fei ezahlten Urlaub 
dun te Feiertage und gab und 
fr UETIER dance; Cal a0 ran haben. Und halt 
inanzierbar ist. D so was geht, daß 
Projekt . Das andere Ei ‚ daß es auch 
nicht LEN weil I much ists in so 
san 9 oder eh alas Fabrik, daß du er 
ängst und dein er um 8 oder so ens 
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RT 
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bestreiken wir die Baerwaldstraße 


die Selbsthilfe geleistet haben. 
schiedliche Stundenlöhnt von 10.- b 
em 


es nicht, da es sich weder an 
"_eicht-" bzw. 


Nach einigen 


straße praktiziert worden ist - folgende Forderungen? 


übliche soziale Absicherung, Einheitslohn. 


Diese teilten 

da sie npeschlußunfähig" waren. Da wir so 
haben wir eine Übergangslösung (Einheitslohn vo 
Treffen wurde von 
Bauleiterin 
Löhne zu Z& 
die Bauleiterin abgewälzt (die die 
hat die Bauleiterin die Möglichkeit, höhere LO 


In den folgenden zwei Wochen übernahm 
Bauleitung. Nach nochmaliger Rücksprache mit 
Ermessen die Löhne eingestuft. 


zusammengeschmissen und versucht, den Einheitslohn v 
chen Bauleiterin wurde diese Regelung dann noch eine 


waren die EigentümerInnen dann auf einer 
a 


Am 30.8. 


(der die hatte) 


Urlaubsvertretung gem 


Auf dem nächsten Treffen am 2.9. forderten wir di 


S 
unannehmbare Arbeitsbedingungen unter denen auch A- 
- Zitat eines Hausbesitzers: wenn 


Wir haben grundsätzlich abgelehnt, auf Pauschalbasis ZU 
eine wesentliche 


Konkurrenz, verschärften Leistungsdruck und 
gungen bedeutet. 


Deshalb sind wir in den unbefristeten Streik getreten. Unsere F 


1.) Wiedereinstellung von A- 
2.) Einheitslohn: 


3 in Kreuzberg 61. 


HausbesitzerInnen seit mehreren Monaten als inzwischen fes 
r folgende: für gleiche Arbeit gab e$ unter- 


wir den HausbesitzerInne® auf einem Treffen mit, das 


n 13,50 DM) verlangt. 
Seiten der HausbesitzerInnen keine klare Aussage gemacht und lediglich der 
für bestimmte "qualifizierte" Arbeit höhere 


Vermittlerfunktion hatte). 
öhne zu zahlen, nur teilweise genutzt. 


von der Baugrupp® als Urlaubsvertretung die 
i c 


c 
"Vertrauensmißbrauchs" und "Betrug" ristlos gekündigt. 


Daraufhin sind wir alle in einen befristeten Streik getreten. 
e Wiedereinstellung von A« 
Statt darauf einzugehen diktierten sie uns 4 


gucken kannst 
re nst, wann du anfä i 
vr an ER s dann auch ee ee Fi 
dann 27% tig "länger Ren, Da ee 
E; \ nal er, aber i i s 
t die Möglichkeit, über Rhein e 
atz 


mitzubestimm 
nmen. Das sind für mi 
so nem Projekt zu erh mich Gründe, in 


Frage: H 
g ast du vorher woanders gearbeitet? 


A: Ich arbei 

I t sch i 

Ba ei on seit 5 Jah i 

Pin Broken Bi war Be Se eg 

en wußten, wie sie mi si 

Erin gehen sollten. Da ehe 

De Wungen gemacht in ran ran 
ann. Im letzten Projekt, in ich 

’ ic! 


gearbeitet hab 
wirklich ee waren die Voraussetzungen 


"Schwerstarbeit" festmachte (also personengebunden). 
Diskussionen formulierten wir - in Anlehnung an ein 


Modell, das in der Cuvry- 
garantierte Arbeitsverhältniss®, allgemein 


edoch ergebnislos verlief, 
t weiterarbeiten wollten, 


jedenfalls nic 
Auch bei einem zweiten 


uns und ihnen au 


In den ersten eineinhalb Wochen 


h seinem 


haben dann unsere unterschiedlichen Löhne 


on 13,50 rauszukriegen. Von der eigentli- 
Woche mitgetragen. 


außerordentlichen Sitzung beschlußfähig: A.» 
wurde ohne uns Zu fragen wegen 


und endlich klare 
ber völlig neu®» 
wieder arbeiten "dürfe": alle sollten nur 
ihr genug ranklotzt, könnt 


weil diese Art der Entlohnung 


arbeiten, 
unserer Bedin- 


Verschlechterung 


orderungen bleiben bestehen: 


a) 12,50 netto, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, bezahlter Urlaub; 
b) 13,50 netto, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 


3.) 4 Wochen Kündigungsfrist 
(Aus dem Flugblatt der Streikenden) 38 


Mi 


B: Was sagst du? Daß die optimal waren? Du 
bist da rausgeflogen he n mangelnder Lei- 
stung und wegen was noch. Da kannst du doch 
nicht einfach von optimalen Arbeitsbedingun- 
gen reden! 


A: Ja, ich hab gesagt, von den Voraussetzun- 
gen her. 


Frage: Ihr solltet vielleicht kurz erklären, 
wie so n Projekt funktioniert mit der Finan- 
zierung und wie das intern geregelt wird. 


C: Ein Haus kriegt vom Senat die Knete und 
kriegt vorgeschrieben, was modernisiert wer- 
den ‘muß. Sie müssen sich um das Material 
kümmern und die ArbeiterInnen besorgen. Und 
das läuft dann auf verschiedene Arten: auf der 
einen Seite gibts Projekte, die sich aussuchen, 
wie sie mit den Arbeiterinnen umgehen, wie 
sie mit der Selbsthilfe umgehen und das auch 
n bißchen einheitlich bezahlen - und in dem 
Fall ist es eben nicht einheitlich gewesen. 


D: Hier ist es so, daß sich sechs ehemalige 
Mietparteien zu ner Käufergemeinschaft zu- 
sarmmengeschlossen haben und das Haus ge- 
kauft haben, und 80% der Modernisierungsko- 
sten kriegen sie vom Senat. 


C: Der Unterschied zu einigen Selbsthilfepro- 
jekten früher ist der, daß das alles Leute sind, 
die gut Cash haben. Das geht vom Arzt über 
den Lehrer zum Psychologen - ne besser ver- 
dienende Schicht. 


G: Bessere Mittelschicht. 


A: Ein "Selbsthilfe-Haus" kriegt nen Maßnah- 
menkatalog vom Senat, wo alles aufgeführt 
ist. Dafür werden Preise festgelegt vom Se- 
nat, die im unteren Marktdrittel liegen. Die 
Förderungshöchstgrenze ist 800 Mark pro 
Quadratmeter, was so n Projekt kriegt, unab- 
hängig davon wie sie strukturiert sind oder 
wie sie in den Besitz von dem Haus gekommen 
sind. Das Programm läuft dann so, daß man 
sagen muß, in dem Quartal macht man die und 
die Arbeiten und dafür kriegt das Projekt das 
Geld im Voraus (also 30%). Nach drei Monaten 
wird dann kontrolliert, ob die Baumaßnahmen 
fachgerecht ausgeführt wurden. Wenn das der 
Fall ist, dann kriegen sie das nächste Geld für 
die Maßnahmen der nächsten drei Monate. 


"Bauptenche, es ist okay und 


Frage: Das heißt, der Kostenrahmen ist 
schon so angelegt, daß es mit normalen Fir- 
men nicht gemacht werden kann? 


A: Schwerlich. Es gibt einige Preise, die okay 
sind und wofür du Firmen findest, aber die 
meisten Preise, dafür kriegst du keine Firma. 


Frage: Womit vergleichst du die Bedingun- 
gen, wenn du sagst, sie sind okay? Was du 
aufzählst: Lohnfortzahlung, Urlaub usw., das 
sind ja normale Bedingungen, nix Besonderes! 


A: Ich hab in den Projekten eben nicht den 
Druck gespürt, daß jemand hinter mir steht 


und mir andauernd auf die Pfoten guckt. Son- 
dern daß ich mir mehr oder weniger einen Ar- 
beitsbereich raussuchen kann und daß es mir 
überlassen bleibt, wie ich das mach, Hauptsa- 
che, es ist nachher okay und es ist fertig. Und 
daß ich keinen Chef hab, der sagt, jetzt hol 
mal 5 Schubkarren von dem Zeug und schmeiß 
es in die Maschine, oder daß niemand was 
sagt, wenn ich rumsteh und ne Zigarette rau- 
che. Daß es lockerer ist als in der Fabrik oder 
auf nem normalen Bau. Daß einfach die Kon- 
trolle nicht so über dir hängt. 2 


"Normalerweise nicht für nen 
Zehner" 


E: Ich hab hier nicht gearbeitet, weil ich das 
Projekt so toll find oder weil ich Projekte 
hen gut finde, ich bin mehr durch 
ufall reingekommen oder durch Kontakte, 
und das Ding war einfach so, daß ich halt Geld 
brauchte un er. dringend, ganz schnell, weil 
ich Schulden hatte - und das wars einfach 
erst mal. Vorher hab ich ne Lehre gemacht 
und hab so die ganz allgemein bekannten, 
normalen Ausbeuterverhältnisse mitgekriegt. 
Danach war ich arbeitslos, und das hat sich 
jetzt so angeboten. Ich hätt genau so gut in 
die Fabrik gehen können, um mein Geld zu 
kriegen - wahrscheinlich unter besseren Be- 
dingungen. 


Frage: Warum denkt ihr, ist das der erste 
Streik in einem Selbsthilfeprojekt? Weil die 
Bedingungen besonders schlecht sind oder weil 
das keine ehemaligen Hausbesetzer sind son- 
dern ehemalige Mieter, daß euch da viel eher 
klar ist, daß man da auch mal die Bedingungen 
angreifen muß? 


C: Die Frage ist schlecht. Du schränkst das 
jetzt nur noch auf Selbsthilfeprojekte ein. Die 
Arbeitsbedingungen, wie wir sie hier haben, 
sind übertragbar auf total verschiedene Be- 
rufe, und es ist überall wichtig, daß so was 
passieren würde. Und die wenigsten haben hier 
angefangen, weil sie die ganze Zeit nur in 
Selbsthi feprojekten gearbeitet haben und das 
quasi als ihren Berufsbereich sehen. Und bei 
mir war das auch so, daß ich vorher n Job ge- 
sucht hab in der Fabrik und gehört hab, daß 
die hier Leute suchen und daß ich anfangen 
kann. Normalerweise hätt ich gar nicht ange- 
fangen für nen Zehner. Und das mit der fle- 
xiblen Arbeitszeit ist klar mit ein Grund, 
warum du hier irgendwann mal sagst, ist ja 
gar nicht so schlecht, obwohl’s im Grund ne 
erarschung ist. Bei mir ist es halt öfters pas- 
siert, daß ich gesagt gekriegt hab, ist keine 
Arbeit mehr da und daß ich nach n paar Stun- 
den wieder abhauen konnte, obwohl ich das 
Geld eigentlich gebraucht hätte, ich hätt län- 
ger arbeiten müssen, ich hab die Kohle Be 
raucht. Die flexible Arbeitszeit hat Vorteile 
wie Nachteile... 


Frage: Wie habt ihr das & regelt, wenn 
"nicht genügend Arbeit" da war? Wer hat euch 
heimgeschickt, oder wer hat entschieden, wer 
da bleibt und wer heimgeht? 
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C: Das haben wir zum Teil untereinander ent- 
schieden, daß wir gesagt haben, der eine 
braucht dringender das Geld, wo er sonst 
überhaupt nix mehr im Hintergrund hat und 
der eine braucht s weniger - und ich bin mei- 
stens gegangen, weil ich auch nicht so ar- 
beitsgeil bin. 


B: Daß das hier geklappt hat mit dem Streik, 
liegt schon an den Leuten, die hier zusammen 
waren, denn die Bedingungen sind anderswo 
auch nicht besser. Der Fall, den A. geschildert 
hat, ist ja total selten, daß es Lohnfortzah- 
lung, Kündigungsschutz usw. gibt. Das normale 
ist so wie hier, kommste, guckste, ob was da 
ist, wirst wieder weggeschickt. 


A: Woran sich das hier festgemacht hat, und 
daß es so weit gekommen ist, war schon, daß 
wir mit denen reden wollten, das analog wie 
in dem anderen Projekt <Cuvrystr.> zu ge- 
stalten, daß die aber an nem bestimmten 
Punkt gesagt haben: 'nee, entweder ihr macht 
das au Pauschalierung, oder nicht! und. daß 
von denen ne Mentalität rüber kommt, die an- 
ders ist als in den anderen Häusern. Das sind 
eben Linksliberale, und die sind so drauf, daß 
sie sagen, wir haben nicht so viel Kohle und 
wir müssen gucken, daß wir damit hinkommen. 


Frage: Wie sind die überhaupt drauf ge- 
kommen, ne Pauschalierung zu fordern? 


E: Das ist besser zu berechnen und wir sind 
besser zu kontrollieren. 


Frage: War das notwendig geworden? 


E: Die haben das wohl teilweise so empfunden, 
daß es notwendig geworden ist. Da kamen halt 
so Sprüche rüber, daß wir sowieso nix schaffen 
würden, das hab ich erst mal als Schwachsinn 
empfunden. 


C: Mit der Pauschalierung heben sich die Vor- 
züge von selber auf, da hast du zwar keinen 
Chef, der hinter dir steht und guckt, wieviel 
du arbeitest, sondern du hast das in deinem 
eigenen Kopf drin, daß du mehr arbeiten 
mußt, um einigermaßen auf einen Stundenlohn 
zu kommen. Und wenn da mehr Leute ge- 
braucht werden, entsteht innerhalb der Ko- 
lonne halt n Druck gegeneinander. 


Frage: Aber es gibt doch viele Kolonnen, 
die auf Pauschale arbeiten. Hängt das damit 
zusammen, daß es immer weniger Selbsthilfe- 
projekte aber immer mehr Leute gibt, die 
aufm Bau arbeiten wollen? 


A: Ich seh da nicht so ne I FIR Hier 
war von Änfang an der Auftrag an die Baulei- 
tung, zu gucken, daß sie pauschal vergibt. Das 
ist n Ding, wo sie jetzt wieder hin zurückge- 
gangen sind. Unsere Forderung war halt an 
nem bestimmten Punkt "Einheitslohn", mehr 
Lohn und Sicherung von dem Arbeitsplatz. 
Und mit den Pauschalpreisen fängt das halt 
an, daß du dich gegenseitig unterbietest, n 
Weitergeben von Zwängen. 


Frage: Gibt's da eigentlich Diskussionen un- 
ter den Leuten, wie man mit dem Problem 
umgeht? 
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E: Bis jetzt noch nicht, aber hoffentlich bald. 


Frage: Es hat ja schon öfters Streikversu- 
che in solchen Projekten gegeben. Sind die ab- 
gebügelt worden? 


D: Ein Streik war das nicht in dem anderen 
Projekt, wo ich vorher gearbeitet habe. Das 
waren kleine Schritte, um die Bedingungen 
klar zu kriegen, unter denen wir arbeiten. Das 
war dort natürlich n bißchen anders, weil 
Leute da gearbeitet haben, die auch gleichzei- 
tig Besitzer von dem Haus waren und auch 
Leute, die von außen waren. Und da gabs halt 
n paar Leute, die versucht haben, einige Sa- 
chen durchzusetzen. Zum Beispiel am 1[1./12. 
Juni, wo der Reagan kam, war klar, daß wenn 
wir auf die Demo gehen, das nicht bezahlt 
kriegen. Da ist uns halt klar geworden, wenn 
wir jetzt in ner Fabrik arbeiten, würden wir 
uns krankschreiben lassen und bezahlt auf die 
Demo gehen. Und da haben wir gefordert, daß 
wir den Tag bezahlt kriegen. 


Frage: Und wie steht ihr jetzt dazu, daß ihr 
durch so "unverschämte Lohnforderungen" die 
Selbsthilfeprojekte kaputt macht? 


E: Unverschämte Lohnforderungen?? Ich 
hab wohl falsch gehört. 


Entweder Ihr macht das auf 
Pauschale, oder ...! 


Frage: Oder durch verschämte Lohnforde- 
rungen die Projekte weiter finanziert? A. hat 
ja vorhin gesagt, die können es sich gar nicht 
leisten, normale Löhne zu zahlen. 


A: Das Problem ist, daß die Selbsthilfehäuser 
auch untereinander alle ihr eigenes Ding ma- 
chen, daß sie sich gegen den Druck, den sie 
auferlegt kriegen, gar nicht wehren. Die hok- 
ken sich da rein, sehen nur noch ihr Häuschen. 


Frage: Dein Ding wär eher, die Selbsthilfe- 
projekte an einen Tisch zu kriegen? 


C: Da besteht aber ein Unterschied: ob du in 
dem Haus wohnst und arbeitest, oder ob du 
von außen kommst und siehst das als nen nor- 
malen Job. Und hier ist es halt so, das sind 
Linke bzw. Linksliberale - und so wie die sich 
verhalten, wird offen, daß die sich nur besser 
getarnt haben die ganze Zeit. 


Frage: Aber das Problem ist ja nicht vom 
Tisch, wenn der Senat die, Selbsthilfeprojekte 
so niedrig finanziert, daß sie sich ne normale 
Firma nicht leisten können. Dann haben die ja 
das Problem, finden sie billigere Arbeitskraft. 


E: Dann kannst du dich mal informieren, was 
das heißt, normale Löhne, das ist nämlich von 
17, 18 Mark aufwärts. Und das heißt, wenn 
wir für nen Zehner ackern, das ist unver- 
schämt! Und unsere Forderungen "12,50 plus 
Urlaub; oder 13,50" das ist immer noch mini- 
mal, aber das wär ne Lösung. Das heißt nicht, 
daß wir jetzt normale Löhne fordern. 


"Normale Löhne, das ist von 
17,18 Mark aufwärts." 


"Die sehen nur nach ihrem 
Häuschen" 


Frage: Wonach bestimmt ihr dann eure For- 
derungen. Sind die so realistisch, daß es finan- 
zierbar bleiben soll? 


E: Wir haben das ausgerichtet nach einem re- 
alistischen Modell, wie es in einem anderen 
Selbsthilfeprojekt praktiziert worden ist, ob- 
wohl s da noch so war, daß die mehr gekriegt 
haben. Was ich brauche, ist bestimmt mehr, 
aber ich fand's erst mal realistisch. 


A: Das ist der Spielraum, den es so gibt auf- 
grund der Erfahrungen in den anderen Häu- 
sern, wo auch klar ist, daß für die noch was 
übrigbleibt. 


Frage: Aber je Hnger das geht, desto mehr 
Lohnausfall habt ihr. Fordert ıhr, daß die euch 
den Streik bezahlen? 


A: Die sollen erst mal die Knete rüberschie- 
ben, die Leute von uns noch zu kriegen haben, 
und sollen unsere Forderungen erfüllen. 


Frage: Aber irgendwie müßt ihr doch Druck 
auf die ausüben, daß die sehen, wenn ihr ge- 
winnt, dann müssen sie euch den Streik zah- 
len, und um so schlechter für sie dann, wenn 
der Streik lange gedauert hat. Im Moment seh 
ich nicht so richtig, worin der Druck liegt. 


A: Der Druck liegt darin, daß wir hier sitzen. 


B: Der Druck ist wohl der, daß sie ihren Quar- 
talsabschnitt fertig kriegen müssen. Wenn sie 
das nicht schaffen, kriegen sie keine neue 
Knete, bzw. vom Senat Verzugszinsen aufge- 
ballert. Ich weiß nicht, was das bei dem Haus 
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ausmachen würde, aber n paar tausend Mark 
werden das schon sein. 


D: Es ist auch so, daß wir hier sitzen und ver- 
suchen zu verhindern, daß andere anfangen. 
Und es sind am Montag ja auch vier gekom- 
men, die sie über Zeitungsinserat gesucht hat- 
ten. Montag haben wir mit denen geredet, 
daraufhin sind zwei gegangen. Aber zwei ha- 
ben weitergemacht und sind dann am Dienstag 
mit einem Dritten wiedergekommen. Da haben 
wir sie aber von der Baustelle geschickt. 


A: Die Bauabnahme sollte morgen sein, aber 
die können das natürlich ein, zwei Wochen 
verschieben. 


Frage: Ihr bestreikt ja nur den Selbsthilfe- 
teil von der Baustelle, während hier gleichzei- 
in ne Baufirma ganz normal weitermalocht. 
Seht ihr da ne Möglichkeit, die in den Streik 
einzubeziehen? 


C: Das wär Quatsch, die haben ihren Chef und 
die haben mit den Chefs, die wir haben, erst 
mal gar nix zu tun. 


Frage: Aber so funktioniert's ja! Wenn dich 
ein Sklavenhändler in die Fabrik schickt und 
du machst deinen Sklavenhändlerstreik, wäh- 
rend die übrige Firma weiterläuft, dann ist 
das ja für n Arsch. 


B: Im Prinzip können die uns kaltstellen. Die 
brauchen nur Firmen zu holen, weil das was 
ist, was wir akzeptieren und nicht einbezie- 
hen. Dann wird das über die Bühne gehen. 


Frage: Das läuft ja schon, gestern hat bei 
HKWerner ein Neuer angefangen... 


B: Der macht jetzt das, was wir vorher ge- 
macht haben. 


C: Das stimmt nicht ganz, das war vorher ab- 
esprochen, daß das sowieso HKWerner macht. 
Kae, das ist die Frage, ob die jetzt anfangen, 
Arbeiten von uns mit zu übernehmen. 


A: Das Druckmittel, das wir gegen die haben, 
ist, daß wir dafür sorgen, daß jetzt nicht an- 
dere Leute auf Pauschale-Basis anfangen. Und 
wenn Firmen das machen, schnellt der Preis 
für die so in die Höhe, daß sie locker auch un- 
sere Forderungen bezahlen könnten. 


Frage: Euer Streik haut ja ziemlich gut rein 
in ne Auseinandersetzung, die läuft über die 
har are Kiezstrukturen, inwieweit Mittel- 
schichten, Ärzte usw. noch Teil dieser Struk- 
turen sind. Meint ihr, da könnt ihr zur Polari- 
sierung in so ner Diskussion beitragen? 


E: Ganz klar, das haben wir auch mit einbezo- 
en. Wir een davon aus, daß die Herrschen- 
en die Bauhilfeprojekte und Selbsthilfestruk- 

turen mit in die Kiezstrukturen integrieren 

wollen, um Leute wie uns und andere Leute 
von der Straße weg zu kriegen. 


A: Was unseren Arbeitgebern hier nicht unbe- 
dingt klar sein muß! Das ist so n Ding, wo ich 
nochmal drauf raus will, daß sich der Streik 
für mich in erster Linie dagegen richtet, daß 
sie uns erst ne Gesprächsbereitschaft signali- 


sieren und dann aufgrund von irgendwelchen 
Sachen, über die sie nicht geredet haben, sich 
einfach hinsetzen und sagen "Pauschale, und 
über was anderes reden wir nicht"; oder daß 
sie sich zusammenklucken und nach vierzehn 
Tagen Urlaub Zettel durchgucken, und dann 
"Betrug" behaupten, einen rausschmeißen, 
ohne das zu diskutieren. Das ist ein Verhalten, 
wie in der Fabrik, wo wir davon ausgegangen 
sind, daß so was hier nicht läuft, und so was 
soll auch nicht laufen. Das ist ne Art und 
Weise, die ist einfach schweinisch. 


C: Diese Diskussion über Kiezstrukturen ist 
aufgebrochen nach dem 1.Mai, wo angeblich 
kleinere Läden plattgemacht worden sein sol- 
len. Da gibts zum Beispiel so nen "kleinen 
Laden", der vollkommen geplündert wurde, das 
"Kontor", der war höchstens klein von der 
Räumlichkeit her, das war so n Design- 
Schicki-Micki-Laden mit hohen Preisen. Was 
zur Struktur von solchen Leuten gehört, weil 
sie sich hier nicht ansiedeln, wenn sie hier 
nicht ihre Einkaufsmöglichkeiten haben. 


A: Es ist schick geworden, in Kreuzberg zu 
wohnen, und die ganzen Leute, die hier rein- 
drängen, können auch die Mieten bezahlen, die 
gefordert werden. 


E: Das kannst du ja ganz klar hier sehen, wie 
hat 61 vor n paar Jahren ausgesehen und wie 
sieht es jetzt aus. Ich möcht da nicht wohnen, 
kann da nicht mehr wohnen. Da wohnen jetzt 
auch lauter andere Leute, Akademiker und so, 
und die wollen sich jetzt auch in 36 breit ma- 
chen - das werden sie aber nicht schaffen. 


C: Von denen werden wir ja teilweise nur noch 
als durchgeknallte faschistoide Kneipler be- 
schimpft. Und so ne Leute sind in der Lage, 
uns Arbeitsbedingungen zu diktieren, die wir 
sonst nie akzeptieren würden. Und das ist die 
anze Zeit akzeptiert worden egal, ob das 
jetzt Umzugsfirmen, Kneipen, Kollektive sind. 
Also im Grund gehts um Malocher gegen Un- 
ternehmer, aber weil die Diskussion im Kiez 
sowieso angesagt ist, gehts eben auch noch 
um mehr. 
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Frage: Wie kann der Streik jetzt verstärkt 
werden? Oder läßt euch das cool, daß ihr 
schon zehn Tage streikt und nix passiert? 


C: Es ist schon was passiert, heute ist der er- 
ste von den Chefs am Ackern, er ist gezwun- 
gen, selber ne Schaufel in die Hand zu neh- 
men. 


A: Außerdem fiel ja auch schon die Äußerung: 
"Wenn wir hier überhaupt noch mal Leute ein- 
stellen, dann ist klar, daß die die Vorausset- 
zungen haben." Also quasi sind sie schon auf 
die Forderungen, die wir gestellt haben, ein- 
egangen, aber halt nicht für uns, so auf die 
Er Und da haben wir ja schon was er- 
reicht. Haja Aktionsformen: wir machen jetzt 
erst mal ne Fete, wo wir gucken, daß wir 
vielleicht ne Streikkasse zusammenkriegen, 
und dann wird man sehen, was kommt. 


Frage: Euer Streik ist im Moment doch to- 
tal angesagt, weil viele Leute unter solchen 
Bedingungen arbeiten, weil die ganze Diskus- 
sion über Kiezstrukturen grad läuft usw. Ihr 
könntet doch ganz anders auftrumpfen! 


H: Über den Streik erhoff ich mir halt ganz 
stark, daß ne Diskussion zwischen den Leuten 
zustande kommt, die in den ganzen Selbsthil- 
feprojekten tätig sind. Weil ich sehe, daß 
selbst innerhalb unserer Strukturen es immer 
wieder Leute gibt, die diese Arbeit mystifi- 
zieren. Und es gibt überhaupt keinen Grund, 
diese Art von Arbeit noch zu mystifizieren. 
Damit muß Schluß gemacht werden, das steht 
schon’ lange an und das erhoff ich mir ganz 
stark daraus, daß das jetzt thematisiert wird, 
was das "Tolle" überhaupt noch ist an dieser 
Art von Arbeit. 


C. Da kannst du ja auch allgemeiner werden. 
Ich glaub, es ist ein Fehler, das nur auf die 
Scene zu beziehen, ich glaub, die Masse der 
Leute, die hier arbeiten, arbeiten unter ähnli- 
chen Bedingungen wie wir. Diese ganzen Zeit- 
verträge, das läuft auf dasselbe raus wie hier 
auch, im Endeffekt n Abbauen von irgendwel- 
chen erkämpften Rechten. 


Frage: Wenn ihr gewinnt, bleibt ihr hier für 
12,50 Mark? 


A: Wenn die auf unsere Forderungen eingehen, 
ist es klar, daß wir weiterarbeiten. 


E: Ich schätz es erst mal so ein, daß sie nicht 
auf unsere Forderungen eingehen. Aber wenn s 
so sein sollte, dann würd ich mich eventuell 
noch mal dazu hinreißen lassen, mit denen zu 
reden. Dann könnt man evtl. bezahlten Streik 
ansprechen. Und wenn das alles läuft, könnt 
ich mir evtl. vorstellen, hier wieder zu arbei- 
ten. Das haben wir vorhin auch nochmal ange- 
sprochen, daß wir auch wollen, daß solche 

orderungen in die anderen Projekte reinge- 
tragen werden. 


C: Der allgemeine politische Kampf und die 
Arbeit, das soll sich nicht mehr so aus- 
schließen. Es soll irgendwann normal werden, 
daß du dich auch gegen die Arbeit wehrst. 


"Die haben gesagt, 
wir sind doch alle 
Selbsthelfer." 


Frage: Aber bei euch geht °s doch auch 
darum, daß ihr hier arbeiten könnt, oder habt 
ihr so viele andere Möglichkeiten? 


C: Ne, das geht schon darum. 
E: Wir sind schon ziemlich abhängig davon. 


B: Ich glaub auch, daß es diese Möglichkeit 
gar nicht gibt, in andere Projekte zu gehen 
und da bessere Ärbeitsbedingungen zu finden. 
Ich hab das jetzt mitgekriegt, hab mich in 
letzter Zeit bei zwei anderen Projekten be- 
worben und da war nur noch auf Pauschale, 
wo die voll darauf reagieren, auf die ungün- 
stige Lage mit den Leuten, die da unange- 
nehme Forderungen stellen. Und andererseits 
erg haben und herausgefunden haben, 
aß das für sie besser ist. Ein Projekt in der 
Görlitzer, die machen nur noch auf Pauschale, 
Pauschalpreis für ein ganzes Hinterhaus. Das 
sind Architekten, die vorher selber bei Selbst- 
hilfeprojekten mitgemacht haben und das jah- 
relang beobachtet haben. Die haben sich jetzt 
ein Haus gekauft und lassen das in "Selbst- 
hilfe" renovieren. Da sind die Bedingungen 
noch viel schlechter als hier. Das ist der 
Trend, den ich sehe. 


Frage: In welche Richtung denkt ihr, muß 
der Streik weitergehen? 


C: Das sind mehrere Punkte: erstmal muß ge- 
nauer thematisiert werden, was sind denen 
ihre Strukturen, was sind unsere. Außerdem 
muß überhaupt die Arbeit weiter thematisiert 
werden. Das läßt sich nicht so schnell festle- 
gen. Wenn wir noch ein Flugi schreiben, fallen 
uns wahrscheinlich noch ganz andere Sachen 
auf, die uns bisher gar nicht aufgefallen sind. 


Frage: Wichtig ist aber auch, daß ihr hier 
Erfolg habt. 


B: Irgendwo ist das ja n ganz heißes Eisen, das 
ist das erste Mal, daß in diesen Projekten und 
Programmen, die seit Jahren laufen, so was 
aufbricht, und da mal ne Sache deutlich wird, 
die auch in den anderen Projekten deutlich ist, 
dieses Arbeitgeber-ArbeitnehmerInnen-Ver- 


/ 


43 


hältnis. Wo die in der Cuvry aufgesprungen 
sind, als wir das gesagt haben, und mit Schlä- 
gen gedroht haben. Die haben gesagt, wir sind 
doch alle Selbsthelfer. Das hat ne totale 
Brisanz. 


Es gab in nem anderen Projekt mal einen 
Versuch, sich gegen die Kündigung von zwei 
Leuten zu wehren. Die meisten aus der Beleg- 


schaft haben aber gleich "nee" gesagt, "das 


‚ 


| geht nicht". Und dann gabs später nochmal 


nen Versuch, einen Streik zu organisieren. Da 
war ganz oft freitags kein Geld da, und viele 
wußten überhaupt nicht, wie lange sie arbei- 
ten konnten, oder ob sie ne Kündigungsfrist 
hatten. Und einige von den schon länger die- 
nenden ArbeiterInnen hatten noch nen An- 
spruch auf ne Abfindung am Ende, wo plötz- 
lich nicht mehr klar war, obs die gibt, weil 
immer behauptet wurde, es sei kein Geld da. 
Und da haben wir uns in einer Kneipe zusam- 
mengesetzt und uns überlegt, gemeinsam ins 
Büro zu gehen und verbindliche Zusagen zu 
fordern und solange zu streiken - mit allen - 
bis wir das durchhaben. 


Das ist dann aber daran gescheitert, daß 
die Leute zu unterschiedlich drauf waren. Es 
gab zu viele von denen, die kein Interesse hat- 
ten, so was anzuzetteln. Die das Gefühl hat- 
ten, sie haben im Selbsthilfeprojekt ganz gute 
Arbeitsbedingungen, die sie nicht aufs Spiel 
setzen wollten. Und sich im Selbsthilfeprojekt 
anzulegen, so hart auf hart zu gehen, ist 


‘dich auch gegen 


die Arbeit wehrst." 


erstmal viel schwere i 

\ : r. Weil, man h ja ni 

ri. UnternehmerInnen Ei Bde 

_ ne um einen Tisch, da wird tier 

gibt's er pr ah 2 Witze gemacht, da 
rhältnisse, da i 

alle Grenzen, wird alles ich 


Und daran ist das dann auch gescheitert. 


Obwohl viele Leute sti 
) stinkesauer waren. D 
einfach ne Angst davor zu sagen, das sind die 


(Aus dem Flugblatt der Streikenden) 


Was ist Pauschalierung? 


wir verhalten uns auch so 
arm Aa weil wir unsere eigenen Interessen 
unsere Kohle pünktlich wollen. 


® en, ist wichtig zu wissen, daß einige 
Me a “ ‚dort arbeiten, auch dort woh- 
Peie pe nns dann zu ner Konfrontation 

‚ dann sind das auch die Leute, die auf 


der anderen Seit = 
ginnen, sonder re nicht mehr Ze 


| 


| 


Die Pauschalierung ist ein Vertragsverhältnis, worin eine Partei Geldgeber ist und die andere 


Partei festgelegte Teilbereiche eines Gesamtproje 
festgesetzten Termin zu erbringen hat. Der Geldge 
den ArbeiterInnen, z.B. unvorhersehbare Schwierigke 
etc. Dadurch können Fristüberziehungen auftreten, 


kts zu einem vorher vereinbarten Preis und 
ber überträgt alle Risiken auf die ausführen- 
iten wie Materialfehler, kaputtes Werkzeug 
für die die ArbeiterInnen haftbar gemacht 


werden. Sogar, wenn der Vertrag eingehalten werden kann, bedeutet dies, daß folgende zusätzli- 


che Arbeiten zu organisieren und zu erledigen sind: 


- genaue Planung der auszuführenden Arbeit, der Zeit, des notwendigen Materials und deren 


Preise, 
- der Einkauf, 
- die Buchführung. 


Eine weitere Auswirkung ist die Aufhebung des 


nen Absicherungen (8-Stunden-Tag, Krankengeld, Urlaubsgeld, Kündigungsschutz »+- ) 


garantierten Arbeitsverhältnisses mit all sei- 


Leute, die 


auf Pauschale arbeiten müssen, sind gezwungen, sich gegenseitig nen Konkurrenzkampf zu lie- 


fern, d.h. wer Ist billiger - wer ist schneller? 


Pauschalierung ist ein strategisches Instrument des Kapitals, kollektiven Kämpfen schon im 
Vorfeld vorzubeugen. 1.) Selbstorganisierung der Arbeit und/oder 2.) Entgarantierung jeglicher 
sozialen Absicherung und Arbeitszeiten und/oder 3.) vereinzelnde Konkurrenz ist eine seit lan- 


gem durchgesetzte Tatsache. 


Nicht nur bei der Arbeit auf Pauschale, sondern auch bei Tagesjobs, Teilzeitarbeit, Sklav.en- 


händler, Alternativprojekten etc. Klar ist aber auch, 


daß es einen ständigen Krieg zwischen Ar- 


beiterInnen und Kapital gibt, wo die ArbeiterInnen zur Zeit nur vereinzelt kämpfen. Wenn wir 
von ArbeiterInnen sprechen, beziehen wir uns nicht nur auf Lohnarbeit, sondern auf jegliche Art 
von Arbeit innerhalb der kapitalistischen Herrschaftsstrukturen. 


In Berlin, speziell in Kreuzberg gibt es viele Leute, die sich der Arbeit verweigert haben und 
mit Sozikohle, Arbeitslosenkohle, Stromklau usw. ausgekommen sind. Die Reaktion des Kapitals 
bestand und besteht einerseits aus ökonomischen Druckmitteln, schleichende Durchführung von 
Sozikürzungen, Mieterhöhungen - andererseits durch Angebote wie Senatskohle für Selbshilfe- 


projekte, Existenzgründungsdarlehen auch für Kollektive. Ein 


großer Teil der GeldempfängerIn- 


nen sind linksliberale UnternehmerInnen, die "andere" Arbeitsbedingungen vorgeben als in Be- 


trieben der sogenannten "freien Wirtschaft". 


Nicht nur in alternativen Bauprojekten, sondern in jeglicher Art von Kollektiven, wie Knei- 
pen, Kitas, Umzugsunternehmen uSW. existieren Ausbeutungsmechanismen. Unter dem linkslibe- 


ralen Deckmante 


wird scheinbar "angenehmere" Arbeit vorgetäuscht, die jedoch letztendlich 


nach denselben kapitalistischen Mechanismen funktioniert. Beispiel: "Kein Bock auf Arbeit, An- 
ruf genügt - jedoch ohne Bezahlung". Vielfach wird diese Art von Arbeitsverhältnissen mystifi- 
ziert, nur auf Grund der speziellen Form. Dahinter verbirgt sich jedoch kapitalistische Realität 


- die Ausbeutung. 


Ausgehend von der Situation, daß uns individuell allen die Arbeitssituation stinkt, haben wir 
durch Diskussionen untereinander auch im Arbeitsbereich die Notwendigkeit des kollektiven 
Kampfes erkannt, den wir in anderen politischen Bereichen auch wollen. Es ist für uns eine 
tolle, wichtige Erfahrung, die Möglichkeit zu nutzen und gemeinsam für bessere Arbeitsbedin- 


gungen ZU kämpfen. Für uns bedeutet dies konkret, 


unseren allgemeinen politischen Kampf in 


die Arbeitsbedingungen ZU tragen. Wir denken, daß es vielen ArbeiterInnen in anderen Projekten 
genauso oder ähnlich geht, so daß sich gemeinsam was entwickeln kann. 


IM KOLLEKTIVEN HANDELN LIEGT UNSERE STÄRKE !!! 
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Seit Jahren haben die Kämpfe der Werft-, Stahl-und Kohlearbeiter Spaniens von sich reden 
gemacht. Euskalduna, Bazan, Sagunt , Gijon, Puerto Real - alles Namen von Unternehmen 
und ganzen Städten, die für den Kampf stehen, den die Arbeiter der Schwerindustrie gegen 
die Wirtschaftspolitik der Sozialisten auszufechten haben. Aber in diesem Frühjahr hat 
sich das Spektrum der Arbeiterkämpfe erheblich erweitert, man kann sogar feststellen, 
daß kein Sektor der Industrie und der Arbeit überhaupt von den Konflikten ausgenommen 
blieb: Erst waren es die Studenten, dann gleichzeitig die Angestellten und Kleinbauern, die 
Arbeitslosen, die Punks, die Arbeiter von praktisch allen Multis, die Betriebe in Spanien 
haben, und viele andere mehr. Zur Diskussion steht das monetaristische Wirtschaftsmodell, 
das die Sozialisten seit Jahren vorantreiben. Mit dem folgenden Bericht über den Kampf 
einer Kleinstadt gegen diese Politik wollen wir einen Frontverlauf aufzeigen, der deutli- | 
cher als manche Analyse die Politik von Gewerkschaften und reformistischen Parteien | 
bloßgestellt und obsolet gemacht hat. N 


Die Welle von Streiks, Demos, 
Blockaden, die dieses Frühjahr 
durch Spanien gegangen ist, war 
sicher das Härteste, was das 
nachfranquistische Spanien bisher 
erlebt hat. Und es war eine Welle, 
die sich stärker als alle anderen 
sozialen und politischen Ausein- 
andersetzungen in Westeuropa in 
diesem Jahr zu offenen und lang- 
anhaltenden Klassenkonflikten 
“ entwickelt hat. Aus zwei Quellen 
speist sich diese Unruhe: Zum 
einen ist es Euskadi, das sich alles 
andere als befriedet zeigt, zum 
anderen sind es Kämpfe, die aus 
der tiefgreifenden Umgestaltung 
des Landes, aus der forcierten 
Anpassung an die EG herrühren. 


Zwei Kleinstädte haben die 
schärfsten Auseinandersetzungen 
geführt, ihre Namen. findet man 
heute in jeder spanischen Stadt 
als Parole an den Hauswänden: 
Riano und Reinosa. Es sind Orte, 
so klein, entlegen, und unnachgie- 
big, daß Anspielungen auf Asterix 
nahelägen,wenn die dort ausge- 
tragenen Konflikte weniger ernst 


Riano: Eine Kleinstadt im Nord- 
westen, hoch im Gebirge. Die 
Stadt wurde trotz der harten Pro- 
teste und Aktionen im Juli 87 
dem Erdboden qgleichgemacht. 
Schon in den 60er Jahren war hier 
ein Stausee geplant worden, in 
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dem das zu Schutt gewordene 
Riano nun untergehen wird. 


Reinosa: Ebenfalls in den Bergen, 


-im Norden. Eine Kleinstadt, die 


an der kurvigen Verbindungs- 
strecke Santander-Madrid liegt 
und drei Großfabriken sowie drei 


kleinere Betriebe aufweist. Um 
mehrere hundert Arbeitsplätze in 


diesen Betrieben entwickelte sich 
seit dem Spätherbst des vergan- 
genen Jahres ein Kampf, der Ar- 
beiter und Stadtbevölkerung in 
offenen Konflikt mit der 
Staatsmacht führte. 


ch 


Trotz ihrer Einbindung in das 
industrielle Spanien haben die 
13 000 Bewohner von Reinosa 
immer noch einen lebendigen Be- 
zug zu ihrem Hinterland behalten, 
zu den umliegenden Tälern mit 
kleinem und mittlerem Landbe- 
sitz, von dem sich auch die Ar- 
beiterfamilien nie ganz gelöst 
haben 


Kantabrisches Gebirge: Östlich 
angrenzend das Baskenland mit 
seinen rebellischen Kampftradi- 
tionen - und im Westen von Kan- 
tabrien: Asturien, das durch und 
durch geprägt ist von den Kohle- 
und Stahlarbeitern, die in der Ge- 
schichte schon mehrmals den 
Aufstand geprobt und das mit 
sehr viel Blut bezahlt haben. 


Zwischen diesen beiden Regio- 
nen mit immer schon sehr offen 
verlaufenden Konflikten liegt das 
als konservativ oder apolitisch 
geltende Kantabrien. Viele Fami- 
lien haben es trotz der Minifun- 
dien zu relativem Wohlstand ge- 
bracht, die Orte in den Bergen 
wirken überhaupt nicht herunter- 
gekommen oder arm wie in 
manch anderen Gegenden Spa- 
niens. . 


Die Region wählt unbeirrt die 
postfranquistischa AP (Alianza 
Popular) in die örtlichen und au- 
tonomen Körperschaften. In den 
Städten und Dörfern findet man 
noch die Straßennamen und Sta- 
tuen aus der Francozeit. Reinosa 
wählt - vor wie nach dem Kon- 
flikt - zur guten Hälfte AP, zur 
knappen Hälfte sozialistisch. 


Die Industrie, die in Kanta- 
brien in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts eingeführt, dann 
aber abgebremst wurde, ist heu- 
te mit ihren wenigen Großfabri- 
ken auf einige "Inseln" in der Re- 
gion beschränkt. Sie beschränkt 
sich auf Santander mit seinen 
Vororten, auf Torrelavega und 
eben Reinosa. ImLauf der letzten 
hundert Jahre sind mehr und 
mehr Bauern aus der weiteren 
Umgebung nach Reinosa gezogen. 
Die Fabriken wurden in der 
Kleinstadt zu den Zentren, aus 
denen heraus sich die sozialen 
Kontakte, Freundschaften und 


Diskussionen entwickelten. Das 
heißt, neben den Fabriken exi- 
stierte so gut wie keine selbstän- 
dige Gemeinschaftsstruktur, 
kaum Vereine, kaum Treffpunkte 
usw., was ganz wesentlich Form 
und Verlauf des aufbrechenden 
Kampfs prägen sollte. 


Ebenfalls fast vollständig 
"fehlt" ein Zentrum der Reichen, 
der Besitzer und Nutznießer der 
Fabriken. Die wichtigen Ent- 
scheidungen fallen in Santander 


(der Hauptstadt Kantabriens) oder 
in Madrid. Es existiert kaum eine 
lokale politische Schicht, die die 
Forderungen und Bedürfnisse auf- 
greifen und ggf. verfälschen 
könnte. Von daher laufen wie in 
den meisten Teilen Spaniens die 
Klassenkämpfe weit offener und 
brutaler ab, ohne Vermittlungs- 
instanzen, aber eben auch ohne 
eine starke "Linke", wie wir es 
aus dem Italien der 70er Jahre 


kennen. 


Die vergebliche Suche nach Kampfkomitees 


Wer nach Reinosa kommt, um 
sich über den Stand des Konflikts 
Kenntnisse aus erster Hand zu 
verschaffen, dem tritt ein wider- 
sprüchliches Bild entgegen. Die 
örtlichen Vertreter der KP-nahen 
Betriebsgewerkschaften "Comisi- 
ones Obreras" (CCOO) wamen 
vor radikalen Vermutungen: "Kein 
Gedanke daran, daß die Kämpfe 
hier gesellschaftsverändernde In- 
halte transportieren oder auch 
nur zur Ablehnung des kapitalisti- 
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schen Systems führen - nichts da- 
von sehen wir hier." Tatsächlich 
gibt es in diesem Sommer 87 
keine Vollversammlungen oder im 
Kampf selbständig entstandene 
Komitees mehr - mit einer Aus- 
nahme, dem kleinen "Bürger- 
verein" (s.u.). Auch in den verfüg- 
baren Materialien findet sich 
nichts, was beispielsweise auf 
eine Thematisierung der Ausbeu- 
tung während der Kämpfe hindeu- 
ten würde. Andererseits herrscht 


eine erstaunliche Illusionslosig- 
keit, was die Rolle von Kapital 
und Staat betrifft. "Wir brauchen 
auch eine ETA-M" sagt ein 
Wandspruch in Reinosa. Nachdem 
die Guardia Civil die Auseinan- 
dersetzung im Frühjahr mit dem 
Mitteln des Bürgerkriegs beendet 
hatte, sieht heute jeder im Ort 
diese Einheiten als "Besatzungs- 
truppen"' eines Staats, mit dem 
die Leute nichts gemein haben, 
der nur als Angreifer im Dienst 
des Kapitals auftritt. Und das 
Kapital - das ist die Macht, die 
durch Entlassungen und Abzug 
der Industrie die Sozialstruktur, 
das Leben der Leute bedroht, 
unmittelbar bedroht. Einige we- 
nige würden später vielleicht fe- 
ste Jobs in Reinosa finden, die 
anderen würden zur Arbeitslosig- 
keit und zur Abwanderung in die 
Großstädte gezwungen. Der Riß 
würde durch die Familen, Freund- 
schaften und Nachbarschaften 
gehen. 

In einer Situation schleichen- 
der Arbeitsplatzverluste, in der 
sich Reinosa latent seit zehn Jah- 
ren befindet, und die in diesem 
Frühjahr durch angekündigte Mas- 
senentlassungen explodiert ist, 
entwickeln sich die Vertreter der 
Comisiones Obreras zu Sprach- 
rohren der Revolte, ohne daß sie 
dadurch aber zu realer Macht in 
der Arbeiterbewegung kommen 
würden. Immerhin ist der Druck 
"von unten" aber so stark, daß 
von diesen Gewerkschaftern kein 
einziges Wort der Distanzierung 
zu hören ist. Das überrascht, da 
landesweit in den Medien und 
auch von fast allen Parteien die 
militanten Aktionen der Reinosa- 
Arbeiter als "terroristisch" ab- 
qualifiziert werden. Andererseits 
hört man, daß es keine Versuche 
von rechts gegeben hat, die Co- 
misiones Obereras zu isolieren. 


Politische Ansätze, die die Ge- 
fahr des Reformismus oder der 
Vermittlung bzw. Vetretung von 
Masseninteressen der Arbeiter in 
sich bergen, haben keine Chance 
in Reinosa. Es sind immer diesel- 
ben sehr wenigen Menschen, die 
sich um alle möglichen Themen 
wie Ökologie, Anti-Nato-Bewe- 


gung u.a. kümmern, denen es je- 
doch nicht gelingt, aus der Stel- 
lung der Betriebsgewerkschaften 
beispielsweise langlebige politi- 
sche Strukturen zu entwickeln. 
Einen tieferen organisierenden 
Einfluß auf die örtliche Arbeiter- 
klasse haben sie nicht, ebenfalls 
nicht auf Ausbruch oder Ende der 
Revolte. 


Es sind die Fabriken des Orts, 
aus denen heraus sich fast an je- 
dem Tag in diesem Frühjahr die 
Revolte entwickelt. Und sie ent- 
wickelt sich deshalb, weil die Ar- 
beiter von Anfang an alle eng ge- 
zogenen gewerkschaftlichen 
Grenzen eines Kampfes "aus der 
Produktion heraus" überschreiten. 
In der Fabrik und an der Fabrik 
als dem Ort ihrer Verwertung 
versammeln sich über lange Zeit 
hinweg täglich nicht nur die be- 
schäftigten Arbeiter, sondern 
auch die Entlassenen, die Kurzar- 
beiter und die vorübergehend 
nach Hause geschickten, es tref- 
fen sich dort die Jugendlichen, 
die Frauen .. die ganze Klein- 
stadt. Tag für Tag gemeinsame 
Beratungen, anfangs meist in den 
Fabriken, dann auf dem Platz vor 
einer der Fabriken. Und schließ- 
lich die Blockade der Eisenbahn- 
schienen, die keine 10 Meter vor 
den Fabrikanlagen entlanglaufen, 
dann die Barrikaden auch auf der 


Durchgangsstraße, 50 Meter hin- 
ter den Gleisen. Beid’ sind 
neuralgische Stränge, eben die 
einzige große Verbindung zwi- 
schen Madrid und Santander, der 
Nordküste Kantabriens. 


Bis zu 1 500 Mann Spezialein- 
heiten der Guardia Civil, Hub- 
schrauber und Ausrüstung für die 
Aufstandsbekämpfung karrt das 
Regime aus Madrid heran, und es 
beginnt ein mehrmonatiger Stel- 
lungskrieg mit einer Dynamik, die 
deutlich macht, daß die Arbeiter 
der Großfabriken nicht nur einen 
Bezugspunkt, sondern das Haupt- 
angriffsziel der sozialistischen 
Wirtschaftspolitik darstellen. Die 
Chronik des Konflikts von Rei- 
nosa am Punkt seiner bislang 
schärfsten Zuspitzung wirft viele 
Probleme auf. An ihrem Ende 
steht die Frage, welche Waffen 
die industrielle Arbeiterbevölke- 
rung schmieden muß, um sich ge- 
gen das Arsenal der staatlichen 
Aufstandsbekämpfung durch- 
zusetzen, in Spanien, aber nicht 
nur dort. 
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Aufstand und Panzer in der Kleinstadt 


Reinosa hat heute 1 600 gemel- 
dete Arbeitslose. Nach der An- 
kündigung von weiteren Entlas- 
sungen - 180 Arbeiter bei Cene- 
mesa (früher Westinghouse)sollten 
wegen Produktionsrückgang nach 
Hause geschickt werden, - ging 
am 22.12.86 die ganze Stadt auf 
die Straße. Wenige Monate später 
wurde bekannt, daß die soge- 
nannte "La Naval" (offiziell Hie- 
ros y Forjas), der größte ortsan- 
sässige Betrieb, Massenentlassun- 
gen vornehmen wollte: 463 Ar- 
beitsplätze sollten verschwinden. 
Daraufhin marschierten die Ar- 
beiter zum Betriebsleiter und 
verlangten eine Erklärung. Dieser 
war als Sozialdemokrat gerade 
zum Bauminister der baskischen 
Regionalregierung ernannt wor- 
den, er wurde während der Aus- 
sprache von den Arbeitern 
kurzerhand "fest""genommen. 


Die Intervention der Guardia Ci- 
vil machte aus der Geschichte 
eine Entführungsstory. Die 
Schlagzeilen der überregionalen 
Medien - "Arbeiter aus Reinosa 
entführen Minister!" - brachten 
den Fall ins grelle Licht der Öf- 
fentlichkeit und schufen einen 
neuen Brennpunkt im Panorama 
des radikalen Widerstands gegen 
die sozialdemokratische Sanie- 
rungspolitik in der spanischen 
Schwerindustrie. Neben Euskal- 
duna und dem südspanischen 
Puerto Real (beide Schiffsbau) 
ging Reinosa (Metall- und Elek- 
troanalagen) in die Ehrenliste der 
ungezähmten Arbeiterabwehr- 
kämpfe ein. 


Zurück zur Chronologie in 
Reinosa: Um den Betriebsleiter 
am 11.3.87 befreien zu können, 
beorderte die Guardia Civil eine 
halbe Hundertschaft ihrer überre- 
gionalen Antiaufruhreinheiten (die 
sogenannten UARSs) in die Klein- 
stad. Am frühen Morgen des 
12.3. schlugen letztere zu und 
nahmen die Gebäude der Naval 
ein. Derweil hatten die Fabriksi- 
renen die Stadt wachgerüttelt, 
viele, insbesondere jugendliche 
Schulgänger, versammelten sich 
an den Fabriktoren. Tränengas- 
Geschosse direkt in die Menge 
provozierten die Angriffslust vor 
allem der Jugendlichen, die in die 


Auseinandersetzung dadurch mit 
hineingezogen wurden. Die beiden 
lokalen freien Radiosender zogen 
die Zuhörer und nicht direkt am 
Geschehen Beteiligten durch Si- 
multanübertragungen an, die 
Schlacht verlagerte sich mehr und 
mehr in das ganze Stadtgebiet. 
Im Verlauf des Tages entwickelte 
sich das Ganze zu einem regel- 
rechten Aufstand, an dessen Ende 


die 300 herangezogenen Bullen in 
ihre Kaserne oder an die Stadt- 
grenzen zurückgedrängt und fol- 
genschwer gedemütigt wurden: 
Einzelne mußten ihre Hosen oder 
Waffen abgeben, andere erbaten 
weinend Gnade. 


Tagelang tat sich erst einmal 
gar nichts. Der konservative 
Stadtrat beschloß die formelle 
Forderung, daß die Guardia Civil 
aus dem Stadtbild verschwinden 
müßte. Dabei ist die Guardia Ci- 
vil dem Innenministerium unter- 
geordnet, die Einflußmöglichkeit 
eines Stadtrats ist da gleich null. 
Die Guardia Civil macht hingegen 
keinen Hehl aus ihrem Vorhaben, 
die verletzte Corps-Ehre bei Ge- 
legenheit wiederherzustellen. 
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Unterdessen wurden neue De- 
mos und Kundgebungen vorberei- 
tet, da die Werke auf den ange- 
kündigten Massenentlassungen be- 
standen. Am 1.4. kamen 10 000 
Menschen zusammen. Gleichzei- 
tig trugen die Arbeiter ihren Pro- 
test aus der Fabrik heraus: An 
der Eisenbahnlinie Nordküste-Ma- 
drid wurde täglich der Talgo, das 
Prestigeobjekt der spanischen Ei- 
senbahn, am Weiterfahren gehin- 
dert, die Guardia Civil kämpfte 


dann jedesmal die Gleisanlagen 
wieder frei. Darüberhinaus wur- 
den neue Guardia Civil Truppen 
zusammengezogen: Sie wurden in 
den ehemaligen Badeanstalten un- 
tergebracht - Cantabria war ein- 
mal eine vornehme Ferien- und 
Kurgegend - ,„ und zwar neue 
Aufruhreinheiten, zehn Panzer- 
wagen und eine Luftaufklärungs- 
einheit. Am 11.4., Gründonners- 
tag, kam es zum großen Knall. 
Den Anlaß lieferte eine öffentli- 
che Versammlung, die die Arbei- 
ter von Cenemesa und Naval in 
einem, Stadtpark einberufen hat- 
ten. Über die Vorfälle, d.h. über 
die folgende Bestrafungsaktion, 
die die Guardia Civil durchführte, 
heißt es in dem Bericht des Ma- 
drider "Vereins für Menschen- 
rechte": 


"Von Anfang an - bevor die für 
17 Uhr angesetzte Versammlung 
zustande kommen konnte - wurde 
übermäßige Gewalt (durch die 
Guardia Civil; eingesetzt. So fuh- 
ren die Panzerspähwagen mit ho- 
her Geschwindigkeit durch die 
Straßen der Stadt (es gibt dort 
keine breiten Alleen, die Stadt 
hat noch einen mittelalterlichen 
Grundriß), auf dem Turm der 
Fahrzeuge saßen fünf oder sechs 
Gardisten, die wahllos Gummiku- 
geln rumschossen." 


Anwesende bezeugten später, 
daß der Einsatz mit dem 
Schlachtruf "jetzt nehmen wir sie 
uns vor' begann. (Videoaufnahmen 
zeigen einen Panzerwagenturm 
mit dem Graffiti 'wir rächen 
dich, R.!). Die Hartgummige- 
schosse wurden nicht nur auf die 
Herumstehenden oder Vorbei- 
eilenden abgeschossen, sondern 
auch Pe | Fre Heer alt 
zeuge pen. Gleichzeit 
überflogen Polizeihubschrauber 
niedrig die Stadt und Vororte. 

ten zu Fuß oder motorisiert 
räumten Läden und Kneipen, in- 
dem sie durch die mit den Ge- 
wehrkolben zerschlagenen Fen- 
sterscheiben Tränengaspatronen 
hineinwarfen. Wenn die so Ge- 
räumten hinausströmten, wurden 
sie geschlagen: oder festgenom- 
men." 


Privatwohnungen und Garagen 
blieben ebenfalls nicht heil: Dort, 
wo die Türen nicht aufgemacht 
wurden, schossen die Bullen die 
Schlösser auf. 


"In die städtische Poliklinik 
drängte ebenfalls eine große 
Gruppe von Guardia Civiles, ver- 
setzte die Patienten und ihre Be- 
sucher in große Panik, bedrohte 
das Personal und verhinderte die 
Behandlung der von der Straße 
eintreffenden Verletzten. 


Solange, wie der Einsatz dau- 
erte, sogar als die Einheiten den 
Rückzug antraten, zerschlugen 
Beamte Schaufenster und Auto- 
scheiben mit den Gewehren. 
Folglich ergaben sich für manche 
Gewerberäume beträchliche 
Sachschäden. In einem Beerdi- 
gungsinstitut wurden die Särge 
durch Gaspatronen angezündet." 


An dem Tag wurden 63 Perso- 
nen festgenommen und darüber- 
hinaus fast immer geschlagen. 
Sogar auf Festgenommene, die 
gerade mit Handschellen abge- 
führt werden sollten, wurde ge- 
schossen. Uniformierte städtische 
Angestellte, die üblicherweise den 
Verkehr regeln, wurden ebenfalls 
gejagt und mißhandelt. Beim Ge- 
fangenentransport mit den Pan- 
zerwagen mußten die Gef: 
oftmals aussteigen und Barrika- 
den räumen. Im Kofferraum eines 
einzigen Polizeiautos wurden bis 
zu fünf Festgenommene abtrans- 
portiert. 

"Yom Moment der Festnahme 
an und während der ganzen An- 
wesenheit in den Sammelstellen 
wurden die Gefangenen gezwun- 
gen, stets mit gesenktem Kopf zu 
stehen oder zu laufen.. " 


In den Kasernen wurden sie 
geschlagen, beschimpft und be- 
droht. Schon beim Aussteigen aus 
den Transportwagen mußten sie 
Spießruten laufen; ein Spalier von 
Bullen schlug dabei auf Gefan- 
gene mit Fäusten, Füßen, Ge- 
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wehrkolben und Schlagstöcken 
ein; dabei trugen die Opfer Hand- 
schellen. Nach dem -Filzen und 
der ED-Behandlung hatten sie 
über zwei Stunden auf dem Hof 
mit dem Gesicht zur Wand und 
gespreizten Gliedern zu stehen... 
Zwei Frauen wurde Vergewalti- 
gung angedroht, einem Gefange- 
nen ein Messer angeboten und 
Selbstmord empfohlen. 


In Reinosa ist nach dem 16.4. 
Angst neben Wut geblieben. Tage 
nach der Rache-Aktion der Bullen 
starb ein Verletzter an Lungen- 


ödem. Er hatte mehrere Stunden 
in einer Garage verbringen müs- 
sen, wo er nach einem Volltreffer 
eines Gummigeschosses ins Ge- 
sicht hingeschleppt wurde, weil 
die Bullen keinen Ausgang offen- 
ließen und ein Wegkommen un- 
möglich gemacht hatten. Statt- 
dessen hatten sie durch ein Flut- 
lichtfenster Tränengas noch zu- 
sätzlich hineingeschossen. Wut 
besteht auch wegen des Zynismus 
der Polizeibehörden. Um deren 
Lügen und angeblichem Nichtwis- 
sen zu widersprechen und dem die 
Wahrheit entgegenzusetzen, 
mußten die in einem 
"Bürgerverein von Reinosa" zu- 
sammengeschlossenen Einwohner 
ein Video aus Amateuraufnahmen 
zusammenstellen. das Film- 
material einem Abgeordneten von 
IU (Izquierda Unida, KP-Bündnis) 
anvertrauen und eine Vorführung 
mit dessen Hilfe im Cafe des 
Madrider Parlaments organisie- 
ren. Erst damit wurden aus den 
"Wildgewordenen" Opfer für die 
Öffentlichkeit. Aber auch die 
zweistündige Vorführung auf dem 
Bildschirm von Zeugenbefragun- 
gen und Aufnahmen des Einsatzes 
mit verdeckter Kamera rüttelte 
nicht an der en ie 

,„ wonach die Operation in 
Relnosa am 16.4. ein notwendiger 
ordnungsherstellender Polizeiein- 
satz gewesen sei, bei dem 


möglicherweise individuelle Ex- 
\zesse stattgefunden hätten. Für 
Reinosa schien plötzlich der Auf- 
standsbekämpfungsplan (ZEN) für 
das Baskenland gültig geworden 
zu sein: Hier agierten Polizei- 
kräfte nicht entlang von herr- 
schaftspolitischen Linien, sondern 
aufgrund einer institutionsimma- 
nenten Logik, die pauschal von 
den politischen Instanzen abge- 
deckt wird. Die Guardia Civil be- 
schließt eine ihre Ehre wiederher- 
stellende Rache-Operation in der 
Form einer urbanen Aufstandsbe- 
kämpfungsaktion, und die Politi- 
ker erklären hinterher das Ganze 
als herrschaftskonform. Und es 
gibt in der Tat keinen Grund an- 
zunehmen, daß sie das nicht Ernst 
meinen. Der Staat baut nicht auf 
allgemeine Prävention, sondern 
auf konkrete Abschreckung. Die 
Arbeiter in den vier Betrieben 
von Reinosa waren und sind of- 
fenbar überfordert durch diesen 
neuen Rahmen. Sie waren ausge- 
zogen, um die Erhaltung ihrer 
Produktionsstätte, ihrer Ar- 
beitsplätze und der Erwerbs- 
grundlagen der Region zu fordern. 
Sie schlitterten dabei - wegen der 
Polizei-Ehre - in einen machtpoli- 
tischen Konflikt. 


Die von den Betriebsräten 
nicht bewußt angestrebte Aus- 
dehnung des Konflikts hat einen 
Organisierungsansatz im Ort ent- 
stehen lassen, neben den Comi- 
siones Obreras und unabhängig 
von ihnen: Den "Bürgerverein'" 
(Asosiacion Ciudadana de 
Reinosa), eine kleine Gruppe, wo 
Antirepressionsarbeit übrigens 
mehrheitlich von Frauen geleistet 
wird. Das Ziel dieser Gru; ist 
heute eher eine Art von Öffent- 
lichkeitsarbeit und Gegeninforma- 
tion, ohne daß sich aus dieser 
Gruppe nun ein neues Komitee 
der Arbeiterkämpfe entwickeln 
würde. 


Zur Zeit der offenen Kämpfe 
fanden die Belegschaften, Comi- 
siones Obreras und dieser städti- 
sche Organisierungsansatz in öf- 
fentlichen Versammlungen ihr 
gemeinsames Aktionsfeld. 


Unbeschädigt von zehn Jahren 
parteipolitischer Faxen und 15 
Jahren reformgewerkschaftlicher 
Propaganda tauchen heute For- 
men direkter, unmittelbarer Be- 
ratung und Entscheidung wieder 
auf. Aber sie funktionieren eher 
als eingeübter Notreflex denn als 
kontinuierlicher Ausdruck von 
Arbeitermacht. 


Kein Frieden nach der Francozeit 


Unter den OECD-Ländern hat 
Spanien die höchste Arbeitslosen- 
quote, mehr als 20%. Dennoch 
hat sich Spanien in den letzten 
Jahren zum viertgrößten Auto- 
produzenten Westeuropas entwik- 
kelt, es liegt seit 1984 noch vor 
Großbritannien. Weiterhin ist 
Spanien im OECD-Vergleich das 
Land mit dem prozentual größten 
Einfluß der Multis, und zwar in 
allen Industriesektoren. 


Diese Daten sind für uns inso- 
fern von Bedeutung, als sie den 
Charakter der sozialistischen 
Wirtschaftspolitik erkennbar wer- 
den lassen. Es handelt sich nicht 
um staatliche Investitionspolitik, 
sondern um einen Angriff auf die 
Arbeiterklasse, der sich vor allem 
auf dem Arbeitsmarkt abspielt 
und die Flexibilisierung der Ar- 
beitsverhältnisse zum Ziel hat. 


Seit der Öffnung des franqui- 
stischen Spaniens und der Einbin- 
dung in die US- und EG-Märkte 
ab 1959 hat das Land eine derart 
schnelle Industrialisierung erlebt, 
daß man die Vergleiche eher mit 
Ländern außerhalb Westeuropas 
suchen müßte. Dieses Wachstum, 
den der Mythos des SEAT 600 
jahrzehntelang beschworen hat, 
wurde in erster Linie auf dem 
Rücken der abwandernden Land- 
bevölkerung, der billigen neuen 
Fabrikarbeitskraft durchgezogen. 
Samstagsarbeit und haufenweise 


Überstunden waren selbstver- 
ständlich. Ruhige Arbeitsverhält- 
nisse versuchte der Staat durch 
eine Bindung der Arbeiter an ihre 
Fabrik zu erreichen. So wurden 
Festeinstellungen mit einem im 
europäischen Vergleich enorm ho- 
hen Entlassungsschutz und eben- 
falls sehr hohen Abfindungsprä- 
mien zugestanden bzw. erkämpft. 


Damit handelte sich der Staat 
kompakte Arbeiterhochburgen 
ein, die erst jetzt geschleift wer- 
den. Noch heute stöhnt das Kapi- 
tal über die Rigidität des spani- 
schen Arbeitsmarkts, über die 
Hartnäckigkeit der am Arbeits- 
platz orientierten Arbeiter- 
kämpfe. 


International hat das Kapital 
so weit wie möglich die "Ölkrise" 
als Angriffsinstrument genutzt, 
gegen die bis dahin kontinuierli- 
chen Lohnsteigerungen und die 
weitverbreitete Arbeiterrigidität. 
In Spanien fiel die beginnende 
wirtschaftliche Krise ab 1975 mit 
der politischen Krise zusammen, 
das heißt mit einer Welle von 
aufeinander bezogenen ökonomi- 
schen Streiks und politischen 
Kämpfen, die das Ende der Dik- 
tatur herbeiführten. Für das Re- 
gime des "Zentrums" (1975-82) 
bedeutete dies den Zwang zu 
enormen Zugeständnissen. Bis 
zum Anfang der 80er Jahre stie- 
gen die Löhne und die Lohnstück- 


kosten scharf an, während sich in 
anderen Ländern wie z.B. in Ita- 
lien die Wende längst vollzogen 
hatte. Und im Gegensatz zum 
Trend in den übrigen westeuropä- 
ischen Ländern flauten in Spanien 
die Arbeitskämpfe nicht ab, son- 
dern nahmen weiterhin zu. 


Die Sozialisten 


Mit dem Regierungsantritt der 
Sozialisten 1982 wird der Angriff 
sofort auf alle Industriesektoren 
ausgedehnt. 1983 erscheint das 
"Libro Blanco de la Reindustriali- 
sacion" (von Carlos Solchaga). Es 
projektiert eine radikale Interven- 
tionspolitik, ausgerichtet auf die 
Zerschlagung der Hochburgen der 
Arbeiterklasse. Ihr Ziel ist es, 
Arbeitsbedingungen nach EG-Mu- 
ster durchzusetzen. 1983 werden 
die hier maßgeblichen Gesetze 
wirksam . Die Entwicklung ver- 
läuft dann aber anders als ge- 
dacht: Wegen der starken Prote- 
ste und der anhaltenden Kämpfe 
wird das Ausmaß der geplanten 
Entlassungen zurückgeschraubt. 
Auch die neuen Regionen der 
Reindustrialisierungen, die per 
Gesetz geschaffen worden waren, 
funktionieren nicht. Investitionen 
bleiben aus. Viel Geld fließt in die 
"Arbeitsförderungskassen"(Fondos 
de Promocion de Empleo), das 
heißt, es wird zur Ruhigstellung 
der Entlassenen benutzt, die über 
drei Jahre zumeist recht hohe 
Bezüge erhalten. 


Zeitgleich verabschiedet das 
sozialistische Regime neue ge- 
setzliche Normen, die Teilzeit- 
und befristete Arbeitsverträge 
ermöglichen, und verändert das 
Statut der Werktätigen in Rich- 
tung Flexibilisierung der Arbeits- 
verhältnisse. 


Mit dem Eintritt in die EG 
verschärft sich die explosive Lage 
dadurch, daß der Import, auch 
von landwirtschaftlichen Produk- 
ten, stark ansteigt, für die der 
Export neuer spanischer Produkte 
keinen Ausgleich schaffen kann. 
Planmäßig werden lokale Produk- 
tionsstrukturen und Binnenmärkte 


Das einzige, was das "Zen- 
trums"Regime ausrichtete, war 
eine schleichende industrielle Re- 
strukturierung in eng umgrenzten 
Gebieten. Von ihr waren etwa 
680 000 Personen betroffen, also 
ungefähr ein Viertel der Indu- 
striearbeiterschaft. 


im Frontalangriff 


zerschlagen und zugleich Massen- 
entlassungen vorgenommen, die 
hohe Abfindungszahlungen an 
einen beträchtlichen Teil der 
Entlassenen zur Folge haben. 
Wichtige Weichenstellungen der 
ökonomischen Krise, die das spa- 
nische Proletariat erpreßbar ma- 
chen soll, werden mit Beruhi- 
gungsmitteln an potentiellen Ge- 
fahrenherden kombiniert. 


Inzwischen hat die bekannte 
postkeynesianische Kapitalstrate- 
gie für die Metropole - Entgaran- 
tierung und Entqualifizierung ei- 
nerseits, Einbindung der Arbeiter- 
und Technikerkerne in den sanier- 
ten hochkapitalisierten Schlüssel- 
betrieben andererseits - im spani- 
schen Staat das Ausmaß einer 
flächendeckenden Strategie ein- 
genommen. Heute kommt nur auf 
jeden dritten Beschäftigten im 
Sekundärsektor ein fester Ar- 
beitsplatz; der Rest, über 60%, ist 
mit befristeten Arbeitsverträgen 
eingestellt. Ruft in der BRD die 
Entgarantierung den Staat als 
Manager der freiwerdenden Ar- 
beiterkontingente auf den Plan, 
so geht der spanische Staat ein- 
deutig malthusianisch vor: 46% 
der Jugendlichen unter 24 Jahren 


sind arbeitslos, d.h. kennen keinen 
Arbeitszusammenhang. Frauen 
machen nur 28% der Erwerbstäti- 
gen aus. Nicht mehr als ein Drit- 
tel der gemeldeten Arbeitslosen 
verfügt über finanzielle Hilfe 
vom Arbeitsamt (ENAM); Sozial- 
hilfe gibt es in Spanien bekannt- 
lich nicht. 

Der spanische Staat akzeptiert 
offenbar, daß schätzungsweise 
20% des Mehrwerts und riesige 
Teile der Reproduktionsarbeit un- 
erfaßt und unreglementiert blei- 
ben. Es nimmt sich fast wie ein 
Witz aus, daß offiziell noch von 
"Concertacion" gesprochen wird, 
wobei unter "Concertacion'" die 
Abstimmung volkswirtschaftlicher 
Globalzahlen zu verstehen ist, 
über die sich Staat, Unterneh- 
merverband und Gewerkschaften 
besonders im Hinblick auf die Ta- 
riflöhne verständigen. 


Was den Gewerkschaften und 
den reformistischen Comisiones 
Obreras als Rolle in diesem mo- 
netaristischen Spiel bleibt, ist ein 
kümmerlicher Part. Sie fordern 
eine Neuauflage keynesianisti- 
scher Politik, können damit aber 
nicht einmal mehr die Arbeiter 
selbst mobilisieren: Statt dem 


Abriß von ganzen Industrierevie-, 


ren verlangen sie die Erhöhung 
der Staatsausgaben und damit die 
Finanzierung von Infrastruktur- 
plänen. Aber der Staat bleibt fest 
bei seiner monetaristischen Poli- 
tik und seinen Flexibilisierungs- 
programmen. Welche Antwort die 
Arbeiter und die proletarische 
Bevölkerung auf den industriellen 
Kahlschlag geben, das steht noch 
nicht fest. Reinosa aber hat für 
alle Seiten ein Zeichen gesetzt. 


Die Demokratie der Ausbeutung beruht immer 
auf der Gewalt der Waffen im Hintergrund, 
auch wenn dies in den Metropolen nicht täg- 
lich erfahrbar ist. Die ständig drohenden oder 
realen Konfrontationen mit dem Militär in den 
"jungen Demokratien" Brasilien, Argentinien, 
den Philippinen oder Haiti stehen nicht im Ge- 
gensatz zu dem Demokratisierungsprojekt des 
internationalen Kapitals. In Argentinien sollen 
putschende Offiziere die Massen für einen 
demokratischen Staat auf die Straße treiben, 
den sie kurz zuvor noch bekämpft haben. In 
Brasilien läßt die Regierung die bestreikten 
Ölraffinerien und Häfen vom Militär besetzen, 
es werden neue Putschgerüchte ausgestreut, 
um der Klasse klarzumachen, daß die gewalt- 
same Absicherung der Ausbeutung zur Norma- 
lität der Demokratie gehört. Auf den Philippi- 
nen wird wie abgesprochen jedesmal, wenn die 
neve Regierung von der Klasse angegriffen 
wird, ein militärischer Putsch inszeniert. 


Der eigentliche Kern des Demokratisierungs- 
projekts, für das sich die USA und soziali- 
stische Internationale auf Geheiß des trans- 
nationalen Kapitals stark machen, liegt in der 
neuen Phase von Klassenkämpfen, die in den 
erwähnten Ländern, also international, of- 
fensichtlich ist. In den 70er Jahren und noch- 
mal zu Beginn der 80er blieb dem Kapital nur 
noch die offene Repression der Waffen, um 
seine Macht aufrechtzuerhalten. Gleichzeitig 
versuchte das Kapital, dieser politischen 
Klassensubjektivität im weltweiten Rahmen 
die materielle Basis zu entziehen - durch die 
technische und regionale Neuzusammenset- 
zung der internationalen Klasse. Dazu gehört 


Die aktuelle Welle von Streiks und Revolten 
der Arbeiter-innen in Sudkorea ist der offene 
Angriff der Klasse auf das Demokratisierungs- 
projekt des Kapitals. Die Militanz dieser 
Kämpfe setzt sich zur Zeit genauso entschlos- 
sen über die Warnungen der bürgerlichen 
Opposition vor einer Gefährdung des Demo- 
kratisierungsprozesses hinweg, wie über die 
Drohungen des Militärs mit demonstrativen 
Manövern "gegen den inneren und äußeren 
Feind". 


zum Beispiel die Verlagerung von arbeitsin- 
tensiven Industrien wie Textil und Elektronik 
in Länder wie Südkorea, aber auch die Aus- 
lagerung von Schwerindustrie aus den Metro- 
polen, um hier einer alten Arbeiteravantgarde 
politisch das Genick zu brechen. An den Nie- 
derlagen der Arbeiter-innen-Kämpfe und dem 
Steckenbleiben der nationalen Befreiungsbe- 
wegungen in den 70er Jahren ist ablesbar, wie 
weit ihm das gelungen ist. Aber das Kapital 
entwickelt sich nicht von selbst; es beruht auf 
lebendiger Arbeit und auf deren Subjektivität. 
Die einzige dynamische Größe im Kapital ist 
die Klasse. So sehr das Kapital auch immer 
wieder die Klasse bekämpft, es beruht in 
seiner Existenz und Entwicklung einzig und 
allein auf dieser antagonistischen Kraft. 
Demokratisierung ist der Versuch, die Klasse 
in ihren Kämpfen als diesen mobilen Motor 
des Kapitals anzuerkennen und gleichzeitig am 


Streikendes Hotelpersonal 


politischen Heraustreten aus dem Kapitalver- 
hältnis zu hindern. In seiner historischen 
Entwicklung beruht das Kapital nicht auf der 
Ausbeutung isolierter Arbeitskraft, sondern 
auf der Ausbeutung der Klassenkämpfe. In 
Sudkorea ist das heute aktuell, weil das inter- 
nationale Kapital allein in einem Funktiona- 
lisieren des Klassenkampfs die Chance einer 
Intensivierung der Ausbeutung sieht (d.h. eines 
Übergangs zur relativen Mehrwertproduktion). 
Die entscheidende Frage (und revolutionäre 
Aufgabe) bezüglich des neuen Zyklus von Ar- 
beiterkämpfen liegt darin, ob die Klasse inter- 
national diese ständige Ausbeutung ihrer 
Kümpfe durchbrechen kann. Und diese Frage - 
wie die Klasse aufhört das Kapital voranzu- 
treiben und es stattdessen zerstört! - kann nur 
als internationale gestellt werden. 


Klassenkampf als Motor 
der Kapitalproduktivität? 


Unter der Überschrift "Werden die Arbeiter- 
unruhen den Boom zerstören?" werden in 
"business week" vom 31. August Überlegungen 
in diese Richtung vorgenommen. Daran wird 
zugleich deutlich, wie Demokratie als die po- 
litische Form funktionieren soll, unter der die 
Klasse die Produktivität des Kapitals - also 
die Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit 
- entwickelt. 
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Demonstration der Hyundai-Arbeiter in Ulsan am 18. August 


"Wenn die Arbeiter bessere Löhne und Arbeitsbedin- 
gungen erreichen können, so könnte dies die Grund- 
lage für Produktivitätssteigerungen über viele Jahre 
hinweg schaffen. ... Auch die koreanischen Inve- 
storen sehen in den Arbeitskonflikten ein gutes Zei- 
chen: am 19. August (einen Tag nach der "Bei- 
legung!' des Hyundai-Konflikt durch Regierungs-Ver- 
mittlung) erreichte die Börse in Seoul einen noch nie 
dagewesenen Hochpunkt. Durch den Abbau der Un- 
zufriedenheit unter den Arbeitern, so hoffen die 
Investoren, werde es zu größeren Unternehmenspro- 
fiten kommen." 


An einigen Fällen sei diese Entwicklung be- 
reits ablesbar: 


STREIK BEI HYUNDAI 


Nach der angekündigten Wende zur Demokra- 
tisierung werden vor allem in einigen Groß- 
betrieben sofort neue Gewerkschaften gebildet, 
so auch bei einem der größten Mischkonzerne 
des Landes, Hyundai (Werften, Auto, Elektronik 
usw) in der südlichen Stadt Ulsan. Aber die 
Arbeiter setzen sich sehr schnell über diese 
Vermittlungsversuche hinweg, an denen dem 
Kapital angesichts der heraufziehenden 
Arbeiterrevolte sehr gelegen ist. Am Montag 
den 27. Juli tritt die Hälfte der 24 000 
Hyundai-Arbeiter in den Streik. Sie fordern 
Lohnerhöhungen von 35 bis 50%, den Acht- 
Stunden-Tag und Neuwahlen des Gewerk- 
schaftsvorstands. Der bisherige Durch- 
schnittslohn liegt bei 810 DM monatlich, also 
weit über dem durchschnittlichen Lohnniveau in 
Südkorea von ca. 350 DM. An diesem, bisher 
größten Streik dieses Jahrzehnts, wird die Ent- 
wicklung der gesamten Streikwelle deutlich. 


Nach zwei Wochen Streik, wobei sich am Schluß 
20 000 der 24 000 Arbeiter an Sitzstreiks be- 
teiligen, schickt Hyundai die gesamte Beleg- 
schaft in einen viertägigen bezahlten (!) Urlaub. 
Die Hyundai-Autofabriken waren mittlerweile 
durch Streiks in der Zulieferindustrie lahmglegt 
worden. Am Donnerstag, den 13. August neh- 
men die Werftarbeiter die Arbeit wieder auf - 
nur um dann am Freitag erneut Streikaktionen 
zur Schaffung einer demokratischen Gewerk- 
schaft einzuleiten. Am Wochenende kündigt die 
Firmenleitung an, die Produktion werde vor- 
übergehend eingestellt und auf unbestimmte 
Zeit kein Lohn bezahlt. Damit solle die Bildung 
"illegaler Arbeitervereinigungen" verhindert 
werden. 


Am Montag, den 17. August, beginnen die mi- 
litärischen Manöver gegen "die Gefahren von 
innen und außen". Am selben Tag besetzen 
20 000 ausgesperrte Arbeiter sechs Betriebe 
von Hyundai. Mit Vorschlaghämmern und 
Schweißgeräten beseitigen sie Stahlplatten an 
den Eingangstoren, während es gleichzeitig zu 
heftigen Kämpfen mit der Polizei kommt. "Es 
beginnen drei Stunden der Gewalt, nachdem das 
Management das Tor zur größten Werft des 
Landes mit Stahlplatten verschlossen hatte." 
(The Times) An einigen Stellen ist die unterle- 
gene Polizei gezwungen, sich hinter Barrikaden 
zu verschanzen. Am folgenden Tag demonstrie- 
ren 25 000 Arbeiter durch die Innenstadt, wo- 
bei sie von etwa 75 000 Menschen auf den 
Straßen unterstützt werden. Sie haben sich mit 
Gabelstaplern, LKWs, Tränengasmasken, Stöc- 
ken und Steinen ausgerüstet. 


An diesem Punkt greift die Regierung am 18. 
August demonstrativ ein und drängt die Firmen- 
leitung zu einer Übereinkunft mit den Arbei- 
tern. Der stellvertretende Arbeitsminister er- 
klärt, die Regierung unterstütze die Forde- 
rungen der Arbeiter nach höheren Löhnen und 
freien Gewerkschaften. Es wird schließlich ver- 
einbart, die Arbeit am Donnerstag wieder auf- 
zunehmen und dann weiterzuverhandeln. Nach 
dieser scheinbaren Beruhigung der Situation im 
Bereich der Großbetriebe, den Aushängeschil- 
dern des ms, wird nun über zuneh- 


mende Streiks in Mittelbetrieben und im Trans- 


portsektor berichtet. Die Regierung kündigt 
einen Mindestlohn von $120 an. 


Zwei Wochen nach der exemplarischen Been- 
digung des Hyundai-Streiks, am Montag den 31. 
August, treten 15 000 Arbeiter der Werft er- 
neut in den Streik, nachdem Lohnverhandlungen 
gescheitert sind. Am Mittwoch beginnen 2000 
Arbeiter der Hyundai-Maschinenbaufabrik einen 
Bummelstreik, und 30 000 Arbeiter demon- 
strieren durch die Innenstadt von Ulsan. Sie set- 
zen dabei neben Gabelstaplern und Bulldozern 
auch Sandstrahlgeräte ein, gegen die die Polizei 
machtlos ist. Bei den Auseinandersetzung am 
Mittwoch werden die Konzernzentrale und das 
Rathaus verwüstet. Fünf Arbeiter werden von 
einem angesoffenen Streikbrecher mit einem 
LKW angefahren; einer von ihnen stirbt. Das 
Regime versucht nun in Zusammenarbeit mit 
gemäßigten Gewerkschaftern "radikale Ele- 
mente" für die Unruhen verantwortlich zu ma- 
chen und einzelne Arbeiter als Unruhestifter 
herauszugreifen. Etwa hundert Arbeiter werden 
festgenommen. Die Leitung der Hyundai-Werft 
erklärt den Betrieb am Samstag den 3.9. für ge- 
schlossen, worauf 10 000 Arbeiter ihn am 
Montag wieder besetzen. Neben der Lohner- 
höhung fordern sie nun die Freilassung der 
verhafteten Arbeiter. In Südkorea war es in der 
Tat überraschend, daß ausgerechnet in diesem 
"Hochlohn"-Bereich der Kampf derart gut 
organisiert und militant geführt wurde! 


2 Korea Herald radiophoto 
The funeral procession for Lee Sok-gyu leaves the Okpo Daewoo Hospital in Koje for a 
funeral ceremony at the Daewoo shipyard playground yesterday. About 15,000 people 


attended the funeral service. 


"Optimisten hoffen, daß Arbeiter und Managment in 
einzelnen Fabriken und Unternehmen rasch zu Ver- 
einbarungen kommen werden. In den meisten Fällen 
verlangen die Arbeiter, die in der Industrie durch- 
schnittlich $2 pro Stunde verdienen, Lohner- 
höhungen von etwa 20%, mehr Freizeit und die Bil- 
dung unabhängiger Gewerkschaften. In Unterneh- 
men, die bereits Verträge abgeschlossen haben, 
fanden sich die Arbeiter dazu bereit, die Produkti- 
Onsausfälle in 65-Stunden-Wochen wieder hereinzu- 
arbeiten." 


In dieser angeblichen "Bereitschaft zu noch 
härterer Arbeit" liegt die Hoffnung des Kapi- 
tals. 


& 
N 


Lohnabschluß bei der Dae-woo-Werft am 27. August nach 19 Tagen Streik 
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Aber zur Zeit scheitert die 
Ausbeutung der Kämpfe 
durch einzelbetriebliche Lö- 
sungen daran, daß die Klasse 
von verschiedenen Sektoren 
her immer wieder das ge- 
samte Industriesystem 
blockiert und darin ihre 
politische Einheit entwickelt. 
Nachdem es zunächst so 
aussah, als könnten die 
beherrschenden Großbetriebe 
- die "chaebol" wie Hyundai 
oder Daewoo - den Konflikt 
tatsächlich in solche Verein- 
barungen umsetzen, werden 
sie nun weiter durch die 
Streikwelle in den Klein- und 
Mittelbetrieben blockiert und 
ebenso drohen ständig Unter- 
brechungen im 
Transportsektor. Darin liegt 
fürs Kapital ein größeres 
Problem als nur die tech- 
nische Anfälligkeit der Zulie- 
ferstrukturen. Die Ausbeu- 
tungsstruktur in SuUdkorea 
basiert auf einer extremen 
Aufspaltung und Individuali- 
sierung der Klasse in ver- 
schiedene Sektoren. Der 
Masse der unter dem 
Existenzminimum entlohnten 
Arbeiterinnen und Arbeiter 
in den Klein- und Mittel- 
betrieben, die ebenso wie das 
Proletariat der Straßen- 
händler, Gelegenheitsarbeiter 
und Kleinkriminellen aus den 
Slums der Großstädte 
kommt, standen die privile- 


gierteren und meistens 
männlichen Arbeiter in den 
großen Betrieben der 


Schwerindustrie gegenüber. 
Bei früheren Streikbewe- 
gungen wurde das immer 


wieder zum Hemmnis. Aber in der Gleichzei- 
tigkeit der jetzigen Kämpfe liegt zumindest 
die Tendenz, diese Aufspaltungen zu über- 
winden. 

Denn auch die Hoffnungen auf die Gewerk- 
schaftsabkommen in den Großbetrieben wur- 
den von den Arbeitern bei Hyundai und Dae- 
woo schnell wieder zunichte gemacht. In die- 
sen Streiks benutzen die Arbeiter sofort die 
Angreifbarkeit des konzentrierten fixen Kapi- 
tals in der Form des Sit-In-Streik, die seit den 
amerikanischen Automobilarbeiterkämpfen in 
den 30er Jahren die wirksamste Kampfform 
an den Montagelinien ist. Bei den Arbeiterre- 
volten in den Bergwerken oder Werften wurde 
das fixe Kapital kurzentschlossen zur effek- 
tiven Bewaffnung gegen die Bullen umfunktio- 
niert. In diesem Fall wurden Bulldozer, Gabel- 
stapler oder Sandstrahlgebläse tatsächlich zu 
"nützlichen Gebrauchswerten" vom Arbeiter- 
standpunkt aus (anders als es sich die alter- 
nativen Apostel "sinnvoller Arbeit" hätten 
träumen lassen). 


Fast sieht es so aus, als würden die süd- 
koreanischen Arbeiter-innen die aus anderen 
Ländern bekannten Kampfformen des Schach- 
brett- oder rollenden Streiks nun flächen- 
deckend zur Blockierung des exportorientier- 
ten Industriesystems einsetzen. Diese sich 
ständig abwechselnden Streikbewegungen ent- 
springen auch einer Dynamik in den Ausein- 
andersetzungen, die jede vorläufige Verein- 
barung nach ein paar Tagen oder Wochen wie- 
der über den Haufen wirft - das zeigt die 
Entwicklung bei Hyundai, aber auch in einer 
Reihe kleinerer Betriebe. 


DEMOKRATIE ODER KLASSENAUTONOMIE? 
Die Abwesenheit der Arbeiter im Juni-Kampf 
EEE BER AN EILTTIESZFIER 


Daß die Arbeiter-innen erst im Anschluß an 
die Demokratisierungs-Ankündigung durch die 
herrschenden Militärs die Initiative ergriffen, 
erscheint vielen als Ausdruck der Unselbstän- 
digkeit der Klasse. Warum blieb es im Juni, 
als sich die Aufruhr auf der Straße von Tag zu 
Tag steigerte, in den Fabriken und Büros so 
still? 


Die internationalen Zeitungen berichteten er- 
leichtert, daß die Bänder in den Auto- 
mobilfabriken und in der Elektronikindustrie 
rund um die Uhr durchliefen, daß sich die 
Büroangestellten selbst durch die Tränengas- 
schwaden zu ihrem Arbeitsplatz durchkämpf- 
ten. Südkoreanische Industrielle erklärten, sie 
sorgten sich lediglich darum, ob ihre Arbeiter- 
innen trotz des vielen Tränengas noch ihre 


volle Leistung bringen könnten. Sie selbst 
störe nur, daß sie als reine Vorsichtsmaß- 
nahme auf ihr wöchentliches Golfspiel ver- 
zichteten. In den industriellen Zentren blieb 
es in der Tat den Juni über ruhig. Die Zuspit- 
zung auf der Straße bezog allerdings zuneh- 
mend breitere Schichten ein. Konnten 
bürgerliche Oppositionspolitiker wie Kim Dae 
Jung und Kim Young Sam in den Jahren zuvor 
die radikalen Studenten immer wieder auffor- 
dern, sie sollten sich aus den politischen 
Angelegenheiten heraushalten und gefälligst 
von der Straße bleiben, so erhielten die Stu- 
dent/inn/en für ihre Militanz auf der Straße 
im Juni wachsenden Applaus und auch prakti- 
sche Hilfe. Kleine Geschäftsleute, Büroange- 
stellte oder Straßenhändler unterstützten die 
Studenten und schlossen sich schließlich den 
Demonstrationen an. Vor allem die letzte 
große Demo vor der "Wende" am 2%. Juni 
signalisierte eine sehr viel breitere Beteili- 
gung des Kleinbürgertums und von Teilen des 
städtischen Proletariats. Am 26. wurden die 
Kämpfe am Abend, als die Arbeiter aus den 
Betrieben kamen, an einigen Orten (z.B. in der 
Industrieansiedlung Songnam bei Seoul) sehr 
heftig. Das intensivere Eingreifen der USA, so 
hieß es hier, sei auch durch TV-Bilder von al- 
ten Frauen, die Steine warfen, ausgelöst wor- 
den. 


Was das Einlenken der Regierung - und die 
Einflußnahme der USA - bestimmte, war aber 
der in den letzten Jahren schon sichtbar ge- 
wordene Druck der Arbeiterklasse. Das herr- 
schende Regime hatte in dieser Entwicklung 


Streikende Taxifahrer, April 1987 


einen sehr viel klareren Blick für die an- 
stehende Arbeiterrevolte als die bürgerliche 
Opposition selbst. Seit 1984 haben die Arbei- 
terinnen und Arbeiter verschiedener Indu- 
strien, die städtische Slumbevölkerung und die 
verarmten Bauern auf dem Land ihre Kraft zu 
Kümpfen wieder neu entwickelt und sind in 
der Breite ihrer Aktionen über die Kämpfe der 
70er Jahre hinausgekommen. Wir werden das 
im II. Teil genauer darstellen. Auch der hier 
bekannt gewordene Streik der Arbeiterinnen 
bei der deutschen Textilfirma Adler ist Teil 
dieses seit 1984 beginnenden Kampfzyklus. 


Es war also absehbar, daß die Klasse eine 
Fortführung der Exportindustrialisierung 
blockieren würde. Sie beruht auf extremen 
Formen der absoluten Mehrwertproduktion - 
also niedrigen Löhnen und einem bis an die 
physischen Grenzen verlängerten Arbeitstag; 
außerdem auf einer zersplitterten Klassen- 
situation - starker Lohndifferenzierung selbst 
Innerhalb einzelner Betriebe und Industrie- 
zweige und hoher Mobilität bzw. Fluktuation. 
$chon im April hatte das Regime darin eine 
Grenze weiterer Produktivitätssteigerungen 
erblickt: Unter Verweis auf drohende protek- 
tionistische Maßnahmen - vor allem der USA, 
deren Handelsbilanzdefizit zunehmend auch 
aus suüdkoreanischen Importen entsteht - wur- 
de eine umfassende Restrukturierung der 
Wirtschaft und der Staatsausgaben vorgeschla- 
gen. Verstärkte Orientierung auf den Binnen- 
markt, Erhöhung der Infrastruktur- und Sozial- 
ausgaben und Aufhebung von Importbeschrün- 
kungen - mit denen bisher der inländische 
Konsum gesenkt worden war - wurden ange- 
kündigt. Das Militärregime hatte also bereits 
das Wirtschaftsprogramm einer bürgerlich-de- 
mokratischen Regierung in der Tasche. Die 


Wende zur Demokratie, sollte sie erfolgen, ! 
soll nun durch Wahlen geeignete Akteure an 
die Macht bringen, die ein solches Programm | 


gegenüber der Klasse zum Funktionieren 
bringen könnten. 


Die Dimöktaristerungsnngshafe zielten daher * 


auf die USA ausgerichtet begreift, übernahm 
sofort ihre Verantwortung für das Managen 
des Klassenkonflikts. Nach dem Einlenken des 
Regimes verkündete Kim Young Sam, die Par- 
tei habe nun eine Untersuchungsgruppe gebil- 
det, die bestimmen solle, wie hoch ein zukünf- 
tiger Mindestlohn maximal angesetzt werden 
dürfte, um nicht den Exportboom des Kapitals 
zu gefährden. Und mit der beginnenden Arbei- 
terrevolte warnten diese Figuren sofort vor 
einer Ausweitung der Kämpfe, die das Militär 
provozieren und die Demokratisierung gefähr- 
den könnten, während sie zu dieser Zeit mit 
dem Militär bereits die neue Machtaufteilung 
verhandelten. 


Vor diesem Hintergrund wird deutlich, daß die 
Abwesenheit der Arbeiterklasse im Junikampf 
Ausdruck ihrer Selbständigkeit, ihrer politi- 
schen Autonomie ist, die sich nicht dem bür- 
gerlichen Politikverständnis unterordnet. Denn 
trotz der Radikalität der eigentlichen Akti- 
visten im Juni-Kampf blieb die dort demon- 
strierte Einheit auf die Demokratie be- 
schränkt. Gegenüber dem Gejammer in den 
60er Jahren über das politische Desinteresse 
der Arbeiter und ihre Abwesenheit selbst im 
gewerkschaftlichen Kampf, war es enorm 
wichtig, zu erkennen, daß die Verweigerung 
des demokratischen Kampfes eine spezifische 
Form des Arbeiterkampfes sein kann, "die 
passive Antwort der Arbeiter auf die klein- 
bürgerliche Aufforderung, ihre Forderungen 
auf die Grenzen der Demokratie zu be- 
schränken" (Tronti). Das Verhalten der süd- 
koreanischen Klasse während der Juni-Demon- 
strationen drückt also alles andere als ihre 
Unselbständigkeit und Zurückgebliebenheit aus 
- sondern ihre bereits erreichte Autonomie. 
Sie existiert bereits als eigene und besondere 
Klasse, m sich gegen die Gesehen stellt. 


in erster Linie darauf, die bürgerliche Opposi- PA 


tion als dynamische Kapitalfraktion auf die : 
Seite der staatlichen Herrschaft zu bringen, 
um mit dem drohenden Ansturm der Klasse 


fertig werden zu können. Was die bürgerliche %4 


Opposition angeht, ist das bestens gelungen. 
Die neue Partei von Kim Young Sam und Kim 7 
9, die sich selbst. als kanseryai und % 


\ ER “7 a} rs 
Und dos Imdastet auch ein zweites: es gibt 


& £ keine von der Arbeiterklasse unabhängigen 


j Bewegungen des Volkes mehr; jeder Aufruhr 
4 des Volkes ist vom Arbeiterkampf abhängig. 
| Die Wucht des Zusammenstoßes im Juni lag 
; nicht nur auf der Straße, sondern in der schon 
[iehtbar apart zum. der Klasse. 


In der politischen Diskussion Sudkoreas stoßen 
wir ständig auf den Begriff "Minjung" (wörtl: 
Volksmasse), der zuntchst mal einfach Volk im 
Sinne der Unterdrückung und Armut bedeutet. 
Seit den 70er Jahren und vor allem nach den 
Kämpfen in Kwangju vom Mai 1980 hat sich 
die oppositionelle Bewegung in Südkorea selbst 
als "Minjung-Bewegung" verstanden; es 
entwickelt sich eine eigene "Minjung-Kultur" 
in Opposition sowohl zu den Relikten feudali- 
stischer Herrschaftskultur wie zum westlichen 
Kulturimperialismus. Und vergleichbar der 
lateinamerikanischen Befreiungstheologie ent- 
wickeln kirchliche Basisgruppen eine "Min- 
jung-Theologie" (deren Grenzen heute ver- 
stärkt diskutiert werden). In der revolu- 
tionären Diskussion ist versucht worden, die- 
sen Begriff, der selbst von Koreanern oft als 
unbestimmt und ungenau bezeichnet wird, zu 
präzisieren. Es ging dabei im ganz funda- 
mentalen Sinn um eine Analyse der Klas- 
senzusammensetzung, um die Frage nach den 
sozialen Subjekten eines revolutionären Pro- 
zesses. Entscheidend ist hier nicht, die zum 
Teil akademisch geführte Diskussion selbst 
nachzuzeichnen, sondern die Momente darzu- 
stellen, in denen die Klasse selbst diesen Be- 
griff praktisch bestimmt. Dies sind zum einen 
die verschiedenen Kümpfe in den 70er Jahren, 
und - für die "Entdeckung" von Minjung als re- 
volutionäre Größe - der Aufstand von Kwangju 
1980; nicht als Einzelfall oder tragisches Mas- 
saker, sondern als konzentrierter Ausdruck ei- 
nes revolutionären Potentials. 


In diesem Sinne soll auch hier die proleta- 
rische Zusammensetzung in den 70er Jahren 
betrachtet werden. In den üblichen soziolo- 
gisch-entwicklungstheoretisch orientierten 
Darstellungen wird die extrem schnelle 
Schaffung einer Industriearbeiterklase durch 
das Kapital untersucht - ergänzt durch refor- 
mistische Spekulationen darüber, ob überhaupt 
von "Entwicklung" gesprochen werden könne , 
wenn die Klasse nicht nach metropolitanem 
Standard ausgebeutet wird. Vom Klassen- 
standpunkt (oder Arbeiterstandpunkt) aus 
stellt sich die Frage umgekehrt: nämlich wie 
sich die Klasse selbst als subversive, zer- 
störerische Kraft im Kapitalverhältnis ent- 
wickelt. Unsere praktische Absicht ist nicht, 
das Kapital zu erklären: "Die Arbeiterklasse 
ist das Geheimnis des Kapitalismus nicht im 
Sinne seiner Erklärung, sondern in dem seiner 


Auflösung." 


In diesem Sinne setzt das Kapitalverhältnis hi- 
storisch das Auftreten einer antagonistischen 
Klasse voraus. Diese Voraussetzung kann das 
Kapital nicht selber schaffen. Im ausgehenden 
19. Jahrhundert entsteht in den massenhaften 
Bauernrevolten gegen die feudalistischen 
Strukturen und imperialistische Eindringung 
ein kümpferisches Proletariat in Korea. Dies 
ist der Ausgangspunkt der dann vor allem un- 
ter dem japanischen Kolonialismus be- 
ginnenden Industrialisierung. Die proletarische 
Drohung vom Lande her bleibt aber bis in den 
Korea-Bürgerkrieg hinein ständig präsent. Die 
Industrialisierung, die im Anschluß an die Auf- 
standsbewegung von 1960 geplant vorange- 
trieben wird, ist die Antwort des Kapitals auf 
diese Drohung. Von da ab wird der prole- 
tarische Aufstand in den städtischen Zentren 
und Fabriken akut. 


ARBEITERINNENKÄMPFE IM INTERNATIONALEN KAPITAL - THESEN 
IE RE DEE WEBER TEETTERTTETT TETZEIE 


In den ersten zwei Jahrzehnten nach 1960 sind 
es in Südkorea vor allem Kinder und Frauen, 
die in neve exportorientierte Industrien hin- 
einmobilisiert werden. Flankiert wird dieser 
Industrialisierungsangriff durch ein 1982 von 
der Regierung eingeleitetes Programm der 
Bevölkerungspolitik ("Nationales Programm 
zur Familienplanung"), das im Unterschied zur 
gesundheitlichen Versorgung in den folgenden 
Jahren stark ausgeweitet wird . Wie überall 
zielt dieses Programm darauf, die materiellen 
Ansprüche des Proletariats durch den Verweis 
auf "Familienplanung" zu einer Frage des 
individuellen Verhaltens zu erklären. Zugleich 
ist es funktional für einen Arbeitmarkt, der 
auf der Arbeitskraft unverheirateter und 
kinderloser Frauen beruht. Dabei bleibt die 
Zuweisung der Reproduktionsfunktionen an die 
Frauen "natürlich" weiter der Hebel, um die 
Frauen nur für einige Jahre in der Fabrik ar- 
beiten zu lassen, die Zusammensetzung in den 
Betrieben dadurch ständig neu zu durch- 
mischen und um den Lohn dieser Arbeitskraft 
auf ein Minimum zu drücken. Die verheirate- 
ten Frauen sind auch gezwungen zu arbeiten, 
aber statt in die Fabrik zu kommen, sind sie 
auf noch schlechtere Arbeiten, wie z.B. die in 
den sudkoreanischen Slums verbreitete Heim- 
arbeit für die Bekleidungsindustrie, angewie- 
sen. 


Die Klassenkümpfe in den 70er 
Jahren sind in erster Linie eine 
Arbeiterinnen-Bewegung, die Frauen 
bilden die Avantgarde der Fabrik- 
kümpfe. Die Kämpfe konfrontieren 
sich mit einer Ausbeutungsstruktur, 
die sich der gesellschaftlichen Frau- 
en- und Kinderunterdrückung bedient 
und greifen damit diese grundlegende 
Klassenspaltung an. In diesen Kämp- 
fen liegt daher die Hoffnung, daß die 
Arbeiterinnen aus der Entwicklung 
einer politischen Macht gegen das 
Kapital heraus, den gesamten 
Mechanismus der Reproduktion der 
Arbeiterklasse in Frage stellen. In 
dieser Weise war in der hiesigen 
Diskussion der alte Streit um Klasse 
und Patriarchat auf die Füße gestellt 
worden: "Macht für die Frauen und 
damit für die Klasse." (Selma James) 
Das folgende sind also Thesen zur 
Entwicklung einer solchen revolu- 
tionären Subjektivität in den Arbei- 
terinnenkämpfen. 


Obwohl die Masse der Arbeiterinnen aus den 
ländlichen Strukturen kommt und einer ständi- 
gen Mobilisierung unterworfen ist, befinden 
sie sich in den strategischen Sektoren des in- 
ternationalen Kapitals in Südkorea. Auf die 
permanente Mobilisierung never Arbeitskraft 
weist die Alterstruktur der Lohnarbeiterinnen 
hin. Zwischen 1965 und 1975 dominiert in den 
Fabriken die Gruppe der 14 bis unter 20-jähri- 
gen. Danach verschiebt sie sich bei den Arbei- 
terinnen zur Gruppe der 20 bis unter 25-jähri- 
gen, bei den Männern zu den 25 bis unter 40- 
jährigen. (Diese Angaben aus der offiziellen 
Statistik können natürlich nur Tendenzen an- 
deuten, da sie weite Teile der kleinbetriebli- 
chen und informellen Ökonomie nicht erfas- 
sen.) Zentraler Sektor ist in dieser Zeit die 
Textil- und Bekleidungsindustrie. Die Zahl der 
hier Arbeitenden verdreifacht sich in den 70er 
Jahren und sie bilden etwa ein Drittel aller in 
der Produktion Ausgebeuteten. Die Macht der 
Arbeiterinnen entwickelt sich auch daraus, 
daß dieser Sektor die höchste Konzentration 
aufweist. Ein Viertel aller Textilarbeiterinnen 
(auf Betriebe mit mehr als 5 Beschäftigten 
bezogen!) arbeitet in Großbetrieben (über 


500). Und die Regierung fördert die regionale 
Konzentration durch die Einrichtung von Indu- 
striegebieten. 


Aus einer regionalen Konzentration heraus 
entwickeln sich die Kämpfe der Textilarbeite- 
rinnen am "Friedensmarkt" in Seoul. Dort be- 
findet sich eine Ansammlung kleiner und 
kleinster Textilfabriken, in denen etwa 70% 
des Inlandbedarfs hergestellt wird. Die Region 
war damals von Slums aus Bretterhütten 
umgeben und 90% der Arbeiter/innen waren 
junge Frauen im Alter von 14 bis 24 Jahren, 
die meistens gerade vom Land kommen, wo 
ihre Familie noch lebte. Symbol für diese 
Kampfbewegungen wurde in Korea allerdings 
die individuelle, heroische Tat eines privile- 
gierten männlichen Arbeiters, die gerade nicht 
die Kämpfe der Arbeiterinnen selbst aus- 
drückt. Einerseits sind solche Symbole 
Antworten auf die politische Repression, aber 
zugleich versperren sie den Blick auf die 
Stärke als kollektive Arbeiterinnen-Macht - 
und diese war und ist die Grundlage der Fa- 
brikarbeiterinnen-Bewegung! 


"Am 13. November 1970 verbrannte sich der 
22jährige Arbeiter (Chun Tae-Il) aus Protest gegen 
die unmenschlichen Arbeitsbedingungen. Er arbei- 
tete in einer kleinen Kleiderfabrik im Friedens- 
markt, in dem Hunderte solcher Fabriken versam- 
melt sind. Seine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
arbeiten jeden Tag ohne Feiertage ab 8 Uhr mor- 
gens bis 20 Uhr abends. Trotzdem waren ihre Löhne 
weit unter dem Existenzminimum. Die Situation der 
minderjährigen Lehrlinge war noch schlimmer, weil 
sie während ihrer Lehrlingszeit von zwei Jahren 
beinahe kein Geld erhielten. Deshalb mußten sie oft 
ohne Mittagessen Hunger ertragen. Herr Chun war 
besonders von ihrem Elend tief getroffen. Er war 
Näher, aber bildete sich zum Schneider aus, damit 
er die Not der Mitarbeiter verringern konnte, weil 
an seinern Arbeitsplatz in der Kleiderfabrik der 
Schneider als Chef fungierte. Er kam jedoch zur Er- 
kenntnis, daß er, trotz seiner persönlich guten Ab- 
sichten, in diesem unmenschlichen System hilflos 
war. Daher fand er es nötig, eine Gewerkschaft zu 
organisieren. Sein Versuch sie zu organisieren, schei- 
terte an der Behinderung durch die Arbeitgeber und 
an dem Eingreifen der Polizei. Chun und seine 
Kollegen wurden schließlich von den Arbeitsplätzen 
entlassen. Gegen diese ungerechten Maßnahmen des 
Arbeitgebers sowie gegen die Arbeiterpolitik der 
Regierung veranstalteten sie eine Demonstration 
auf der belebten Straße vor dem Friedensmarkt. Als 
die Polizisten die Demonstration mit Gewalt angrif- 
fen, goß Chun Tae-Il Benzin über sich, zündete sich 
an und rief, das Heft mit dem Arbeitnehmerschutz- 
recht hochhebend: 

Wir sind keine Maschinen! Haltet 
das Arbeitnehmerschutzrecht ein!' Seine Mutter 


weigerte sich, die Leiche ihres Sohnes zu überneh- 
men, bevor die Arbeitsbehörde ihr die Erfüllung der 
Forderungen ihres Sohnes versprach. So, durch das 
Lebensopfer eines Arbeiters, den entschiedenen 
Protest seiner Mutter und die daran anschließenden 


Demonstrationen der Studenten, konnte eine 
Gewerkschaft der Kleiderfabriken am Friedens- 
markt gegründet werden." 


Zentrale Figur für die weitere Organisierung 
blieb die Mutter von Chun Tae-Il, die eine 
Abendschule für die jungen Arbeiterinnen 
einrichtete und leitete. Durch einen Hunger- 
streik in dieser Schule erreichten die Arbeite- 
rinnen 1975 die Beachtung des vorgeschrieben 
Arbeitsendes um 20.00 Uhr; Anfang 1976 set- 
zen sie Lohnerhöhungen von etwa 32% für alle 
Beschäftigten durch. 


Zu Streiks kommt es in den Jahren 1970/71 
auch in einer Textilfabrik in der Produktions- 
zone von Masan, in mehreren Rohseide- und 
Wollwarenbetrieben. In einer Reihe von 
Großfabriken versuchen die Arbeiterinnen, die 
Gewerkschaft für ihre Ziele zu benutzen. In 
der Textilfabrik Dong-Il in Inchon mit etwa 
1400 Arbeiterinnen organisieren die Arbeite- 
rinnen 1972 gegen den Widerstand der Fir- 
menleitung eine Betriebsgewerkschaft, bei der 
zum ersten Mal eine Arbeiterin zur Vorsitzen- 
den gewählt wird. Dieser Fall ist später vor 
allem durch die bestialische Repression der 
Firmenleitung bekannt geworden. 


Durch die meistens vereinzelten, aber spekta- 
kulären Aktionen wenden sich die Studenten, 
Intellektuelle und vor allem auch kirchliche 
Kreise den Arbeiterinnen zu. In den 70er Jah- 
ren übernehmen die christlichen Industriemis- 
sionen Schutzfunktienen für die Aktionen der 
Arbeiterinnen, was noch die Schwäche der 
selbständigen Kraft als Industriearbeiterklasse 
wi derspiegelt. 


en Zu ee 


Obwohl sich die Frauen in ihren Kämpfen mit 
dem alltäglichen Sexismus in der Fabrik kon- 
frontieren, bleibt die Abhängigkeit in den al- 
ten Familienstrukturen noch wirksam. Viele 
Frauen arbeiten in den städtischen Fabriken, 
damit die Familie das Schulgeld für die Söhne 
aufbringen kann, und umgekehrt bleiben die 
Arbeiterinnen aufgrund der minimalen Löhne 
davon abhängig, weiter mit Lebensmitteln 
vom Land versorgt zu werden. Bei den mei- 
sten Auseinandersetzungen machen sich die 
Unternehmer diese Abhängigkeit zunutze - bis 
heute, wie, der Fall Adler zeigt. Bei Streik- 
aktionen werden die Eltern eingeschaltet, sie 
werden unter Druck gesetzt, ihre Töchter zu 
disziplinieren oder aufs Land zurückzuholen. 


Und genauso versucht das Kapital in seinen 
Unterdrückungsmaßnahmen, sich der inneren 
Disziplinierung der Frauen durch ihr Ehr- und 
$chamgefühl zu bedienen, indem gezielt diese 
Verletzbarkeit ausgespielt wird. Die syste- 
matische Folter durch sexuelle Gewalt wurde 
aber letztes Jahr in Südkorea zum Politikum, 
weil eine Frau sie endlich selbst publik 
machte. Eine Studentin, die mit falschen 
Papieren in einer Motorenfabrik arbeitete, 
wurde im Juni 1986 verhaftet und von Poli- 
zisten sexuell gefoltert. Sie entschloß sich, 
trotz der gesellschaftlichen Tabus an die 
Öffentlichkeit zu gehen und zeigte die Poli- 
zisten an, was zu Massenkundgebungen und 
Demonstrationen in Seoul führte. 


Die jungen Arbeiterinnen verbinden mit dem 
Leben in der Stadt und der eigenen Lohnarbeit 
die Hoffnung auf ein Ausbrechen aus den ge- 
trade auf dem Land ausgeprägten patriarcha- 
lischen Strukturen. "Die meisten aktiven Ar- 
beiterinnen stehen der Ehe positiv-skeptisch 
gegenüber; sie wollen zwar heiraten, aber 
nicht zu bald, und wenn möglich weiterhin er- 
werbstätig bleiben und gesellschaftspolitisch 
aktiv sein." Die Verlangsamung des Bevölke- 
tungswachstums, die Mitte der 70er Jahre ein- 
setzt, dürfte weniger auf dem von der Regie- 
tung behaupteten Erfolg ihrer Bevölkerungs- 
politik beruhen, sondern auf der Infrage- 
stellung der weiblichen Reproduktionsfunk- 
tionen durch die jungen Frauen in den Fabri- 
ken. 


In letzter Zeit zeigt sich das Regime selbst 
besorgt über eine zu weit gehende Auspow- 
erung weiblicher Arbeitskraft, womit sie auch 
die Furcht vor einer zunehmenden Stärke der 
Arbeiterinnenbewegung meint. Als neues Mo- 
dell der physischen Reproduktion der Ar- 
beiterklasse propagiert sie daher die westliche 
Kleinfamilie mit Hausfrau. Dies deckt sich 
mit den personalpolitischen Interessen der 
großen Konzerne, die versuchen, männliche 
Arbeiter langfristiger an die Ausbeutung zu 
binden. So werden in den Hyundai-Autofabri- 
ken neuerdings bevorzugt verheiratete Arbei- 
ter eingestellt, da ein "geregeltes Familienle- 
ben" von gewerkschaftlicher Organisierung 
und Aufsässigkeit abhalte. Ob es dem Kapital 
gelingen wird, dieses Modell einer geschlecht- 
lichen Neuzusammensetzung der Klasse zum 
Funktionieren zu bringen, ist noch lange nicht 
ausgemacht. 


(Im Anschluß dokumentieren wir den Bericht 
einer jungen Arbeiterin aus der taz, weil in 
ihm sowohl die Situation der Arbeiterinnen 
wie die gezielten Versuche der Student/inn/en 
exemplarisch deutlich werden.) 


IchheißeJi-Hang undbin 22 Jahre 
alt. Zusammen mit meinen drei 
Geschwistern bin ich in einem Ar- 
menviertel in der Nähe des Flug- 
hafens von Seoul aufgewachsen. 
Mein Vater versuchte sich inallen 
möglichen Geschäften, aber er 
hatte nie Erfolg, und als ich 16 
war, konnte er das Schulgeld für 
uns nicht mehr aufbringen. Also 
ging ich in die Fabrik. Meinerster 
Arbeitsplatz war in der Qualitäts- 
kontrolle einer Strumpffirma, es 
warsehrstaubig, viele Arbeiterin- 
nen hatten Lungenkrankheiten, 
und die Beleuchtung war so 
schlecht, daß wir die Fehler kaum 
erkennen konnten. Trotzdem 
strengte ich mich an, so sehr ich 
konnte, denn damals dachte ich: 
wenn ich hart arbeite, kann ich 
vielleicht genug sparen, um wei- 
terzulernen oder gar zu studieren. 

Abendsbesuchte ich Kurse, um 
mich auf die Eingangstests für 
Highschool und Universität vor- 
zubereiten. Ich bestand sie auch, 
aber bald darauf ging die Firma 
bankrott, weil der Boss Geld aus 
der Kasse für private Zwecke ve- 
wendet hatte. 


Arbeit ohne Lohn 


Bei meiner zweiten Stelle, einer 
kleinenkoreanischen Firmainder 
Elektroindustrie, waren die Ar- 
beitsbedingungen ähnlich wie bei 
derersten. Wirmußtendenganzen 
Tag sitzen. Sogar um aufs Klo zu 
gehen, mußte man den Vorgesetz- 
ten um Erlaubnis fragen. Wir 
wußten nie, wieviel wir im Monat 
verdienten. Der Lohn wurde 
häppchenweise ausgezahlt, sodaß 
wir nie etwas planen konnten und 
als dann auch die Firma pleite 
ging, behielten sie den Rest des 
ausstehenden Lohneseinfachein. 

IndernächstenFirma, inderich 
anderthalb Jahre beschäftigt war, 
arbeiteten wir direkt neben den 
Büroangestellten. Die durften 
sich natürlich frei bewegen, aber 
wir konnten nur mit der Genehmi- 
gung des Vorgesetzten aufstehen. 
Außerdem wurden wir be- 
schimpft und herablassend behan- 
delt. Alseine Arbeiterineseinmal 
wagte, sich dem Abteilungsleiter 
zu widersetzen, ohrfeigte er sie. 
Viele Kollegen bekamen von der 
Arbeitmitden Chemikalien Haut- 
ausschläge, aber wir durften nie 
zum Arzt gehen. 

Die Diskriminierung gegen- 
überden Angestelltenäußerte sich 
in vielen Kleinigkeiten. Soerhiel- 
ten wir Essensmarken für 500 
Won, die Angestellten aber für 
800 Won. Und wenn wir am Ende 
der Nachtschicht frühstückten, so 


gab es meist Instantnudeln für nur 
300 Won, den Rest des Geldes be- 
hielt die Firma einfach. Als wir 
protestierten, gaben sie nur ein 
Glas Milch dazu, aber kein Kore- 
aner trinkt Milch zum Frühstück! 


Der Studienzirkel 
Dasallesmachtemichsehrwütend 
und ich fragte mich, ob es so sein 
muß. Als mir eine Freundin er- 
zählte, daß es eine Abendschule 
für Arbeitergibt, hatmichdassehr 
interessiert. Studenten hatten ein- 
fach eine Kirche angemietet und 
hielten dort Studienzirkel für Ar- 
beiter ab. In kleinen Gruppen stu- 
dierten wir Geschichtsbücher, die 
speziell für Arbeiter geschrieben 
waren, zum ersten Mal las ich 
„AwaytoSeoul“ und „Outcry ofa 
Sandstone“, zwei Romane von 
Arbeitern, die in die Stadt kom- 
men. Wir begannen auch, uns mit 
der russischen Revolution zu be- 
schäftigen. Christen und Nicht- 
christen haben zusammengear- 
beitet. Die Studenten sagten: die 
Abendschule ist der einzige Ort, 
wo man wirklich etwas über die 
Realität unseres Landes lernen 
kann. 

Indieser Zeithatsichauchmein 
Verhältnis zu Ausländern geän- 
dert. Es fing damit an, daß meine 
Schwester eine „kleine Prinzes- 
sin“ wurde. So werden bei uns die 
Frauen genannt, die mit US-Sol- 
daten von den Militärbasen zu- 
sammenleben um ihren Lebens- 
unterhalt zu sichern. Wie unzäh- 
ligeandere Frauen inKoreaarbei- 
tete meine Schwester als Prosti- 
tuierte, um den Schulbesuch mei- 
nes Bruders zu finanzieren. Und 
aus Scham darüber beging sie vier 
Selbstmordversuche, heute ist sie 
mit dem Amerikaner verheiratet 
und lebt inden USA. 

Die Regierung sagt, Korea sei 
ein unabhängiges Land. Aber das 
ist nicht wahr: die USA waren an 
der Teilung zwischen Nord- und 
SüddesLandesbeteiligt,siehaben 
dieMilitärdiktatur gestützt, siela- 
gern ihre Atomwaffen beiunsund 
zwingen uns, ihre Agrarprodukte 
zu importieren. 


Nachtschicht bei 

„Ilshin Electronics“ 

Im Frühjahr letzten Jahres stand 
ichwiederohne Arbeitda, weildie 
Firma pleite gemacht hatte. Nach 
ein paar vergeblichen Bewerbun- 
gen schlugen Kollegen aus der 
Abendschule vor, wir sollten ge- 
zieltbei Ilshin Electronicseinstei- 
gen und unsere politischen Ideen 
in die Praxis umsetzen. Bei Ilshin 
hatte es schon mehrmals spontane 
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„Kein Geld, um irgendetwas zu kaufen“ 


Die 22-jährige südkoreanische Arbeiterin Ji-Hang erzählt der taz in der evangelischen Industriemission von Seoul über ihr Leben, ihre 
Erfahrungen in den Fabriken und über den Versuch, eine unabhängige Gewerkschaft zu bilden / Gegen Sonntagsarbeit und Hungerlöhne 


Proteste gegeben, die mangels 
Vorbereitung nie Erfolg hatten. 
Eshieß,daßdortaucheinpaarehe- 
malige Studenten untergetaucht 
seien, die aber kein Bein auf den 
Boden bekämen, weil sie für den 
Geschmack der Arbeiter „zu viel 
redeten“. 

Ichginghin, bekamdenJobund 
ging ab Juni 86 in die Nacht- 
schicht. Beillshin wurde im Zwei- 
schichtsystem gearbeitet, jeweils 
von8.30bis8.30,alsozwölfStun- 
denlang, sechs Tageinder Woche 
undzweimal im Monat auch sonn- 
tags. Um zwei Uhr nachts gab es 
eineReismahlzeitundum fünfUhr 
die billigen Nudeln. Der Grund- 
lohn lag bei 110.000 Won (rund 
250 Mark), mit Bonus und Nacht- 
zulage kam ich auf 160 - 170.000 
Won im Monat. 

Dasklingt gut, aber zwölfStun- 
den sind verdammt lang, und oft 
habeichmorgensgedacht, ich will 
nur noch umfallen und aufgeben. 
Es gibt ein Arbeiterlied darüber, 
wie man sich nach einer Nacht in 
derFabrikfühlt, wennder Morgen 
graut — das haben wir oft gesun- 
gen. 
Ich teilte mir zu dieser Zeit mit 
drei Freundinnen ein Zimmer in 
einem der „chickenbox-houses“. 
Wir nannten sie so, weil es dort so 
eng wie im Hühnerstall war. Wir 
hatten kaum alle nebeneinander 
Platz zum Schlafenund amöffent- 
lichen Wasserhahn mußte man oft 
Schlange stehen, um sich über- 
hauptdasGesicht waschenzu kön- 
nen. Um nach der Arbeit nicht to- 
tal abzuschlaffen, hatten wir un- 
sere Zeit ganz genau eingeteilt: 
vondannbis dannessen, vondann 
bisdannlesen, usw. Trotzdermie- 
sen Wohnbedingungen brauchte 
ichalleinfür Miete, BusundEssen 
120.000 Won im Monat, also drei 
Viertel meines Lohnes. 

Die meisten der 350 Arbeiter 
bei Ilshin waren Frauen. Außer 
mirkamen allevom Land, d.h. sie 
waren jung und ziemlich unbe- 
darft. Daß Frauen Verhältnisse 
mit den Vorgesetzten hatten, kam 
häufig vor. Der Aufseher unserer 
Abteilung z.B. war mit einem der 
Manager verschwägert und nutzte 
das weidlich aus. So setzte er eine 
Freundin von mir unter Druck mit 
ihm zu schlafen, und hinterher 


drohte er ihr, sie dürfe es nieman- 
dem erzählen. 

Frauen, denen sowas passiert, 
sind in einer ausweglosen Situa- 
tion: sprechen sie darüber und ge- 
ben damit öffentlich zu, daß sie 
nicht mehr Jungfrau sind, ist ihr 
Ruf ruiniert. Schweigen sie, dann 
bildensich sehr subtile Abhängig- 
keitenheraus. Diemeisten Frauen 
schweigen, und weil siedann vom 
Vorgesetzten abhängig sind, istes 
schwer, mit ihnen zusammenzu- 
arbeiten. 


Der Arbeitskampf 


Einschließlich der Studenten wa- 
ren wir acht Aktivisten in der Fa- 
brik. Wie kann man da die Arbei- 
ter organisieren? Wir bildeten 
kleine Hobbygruppen und veran- 
stalteten sonntags Picknicks au- 
Berhalbvon Seoul. Schonnachein 
paar Monaten hatten wir 25 zuver- 
lässige Leute — die meisten 
Frauen —, die bereit waren, einen 
Arbeitskampf vorzubereiten. 

Heimlich begannen wir, Graf- 
fitis an die Toilettentüren zu 
schreiben: „Wir haben Hunger“ 
oder „Was sind unsere größten 
Probleme? 1. Zu lange Arbeits- 
zeit. 2... 3...“ Schon bald haben 
andere ArbeiterdieListenergänzt 
mit Dingen wie „erzwungene 
Überstunden“ oder „zu viel 
Staub“. 

Am 6. Mai dieses Jahres be- 
schlossen wir dann, ein sit-in im 
EBßsaal zu veranstalten. Wir über- 
legten auch, ob wir öffentlich Re- 
präsentanten wählen sollten, aber 
die Mehrheit der Arbeiter meinte, 
wir sollten lieber ohne Führung 
agieren, damit das Management 
nicht einzelne Rädelsführer her- 
aussuchen könnte. 

Wir setztenunsalsohinundrie- 
fen „Weg mit den erzwungenen 
Überstunden und der Sonntagsar- 
beit! Für eine Lohnerhöhung von 


1.000 Won pro Tag! Veröffent- , 


licht die Arbeitsgesetze!“ Dazu 


Straße. Dann baten sie zwölf von 
uns ins Büro, um „zu einer Eini- 
gung zu kommen“. Doch kaum 
waren wirdrin, verschloßder Ma- 
nager die Tür und zwang uns, zu 
unterschreiben, daß wir mit einer 
Kündigung einverstanden wären. 
Das ist natürlich selbst für kore- 
anische Verhältnisse illegal, denn 
normalerweisetrittinsolchenFäl- 
leneinsogenanntes „Bestrafungs- 
komitee“ auf den Plan, dem auch 
ein Vertreterder Arbeiterangehö- 
ren muß. Wir brachten die Sache 
vor Gericht und vor das Arbeits- 
ministerium, aber eine Entschei- 
dung ist noch nicht gefallen. 

Für mich war diese Erfahrung 
mehr wert als tausend Bücher. Es 
wardieBestätigung dafür, daß wir 
wirklich für die richtige Sache 
kämpften. Trotzdem fühle ich 
mich oft schwach, und auch die 
Trennung von der Familie macht 
mir zu schaffen. Ich lebe nicht 
mehr zu Hause, weil meine Eltern 
sagen, ich soll mich nur um meine 
eigenen Belange kümmern. Als 
sie herausfanden, daß ich zu den 
Arbeiterschulen gehe, versteck- 
ten sie meine Schuhe und schlos- 
sen mich ein, mein Bruder schlug 
mich mehrmals zusammen, damit 
ich nicht zu den Treffen gehe. 


Das Komitee 
der Entlassenen 


Am 19. Juli haben wir mit Arbei- 
tern aus anderen Fabriken das 
„Komitee der entlassenen Arbei- 
ter in Seoul“ gegründet. Wir wa- 
ren schon mehrmals mit Flugblät- 
tern vor der Fabrik, aber die Ma- 
nager versuchen natürlich, uns 
wegzujagen. Auchdie Arbeiterin- 
nen müssen aufpassen, damit sie 
nichtmitunsgesehenwerden. Wie 
wir überleben? Es ist schwierig. 
Ich bin mit der Miete im Rück- 
stand, das Essen kommt meist ir- 
gendwie über Freunde zusam- 


men, und ansonsten ist schlicht 
— und einfach kein Geld da, um ir-' 


verteilten wir Flugblätter. Ur- gs gendetwaszukaufen. Wennesmir 


sprünglich wollten wir darin auch „„, schlechtgeht, denkeichandie Ar- |. 


dasProblemdersexuellen Abhän- =. beiter, die sich selbst verbrannt 


gigkeit von den Vorgesetzten an- 
sprechen, aber die betroffenen 


Frauen waren dagegen, undsolie- 
Ben wir es. 


Schon nach ein paar Stunden 


drängten die Manager uns a 


“ haben, um auf ihre Rechte auf- | 


merksam zu machen. 


Im Mai wollten wir uns schon 
neue Jobs suchen, aber dann ka- 
men die ganzen Proteste und der 
Friedensmarsch (Großkundge- 
bung der Opposition, nach demdie 
Regierung Demokratisierungs- 

versprach, d.Red.). 
Jetzt haben wir beschlossen, daß 
wir noch zwei Monate abwarten 
und sehen, ob wir nicht auch von 
der sogenannten „Demokratisie- 
rung“ profitieren können und wie 
die Studenten unsere Wiederein- 
stellungerreichen. Natürlich kön- 
nen nichtalle Arbeiter wieder ein- 
gestellt werden, die je entlassen 
worden sind. So konzentrieren 
wir uns aus taktischen Gründen 
auf diejenigen, die in diesem Jahr 
gefeuert wurden, und zwar von 
Firmen, fürdiedie Wiedereinstel- 
lung kein ökonomisches Problem 
ist. 

Von der Regierung erwarten 
wir nichts. Ihre Vorschläge sind 
nur ein Versuch, an der Macht zu 
bleiben und in dem Acht-Punkte- 
Programm vonRooTae Woo (dem 
Präsidentschaftskandidat der Re- 
gierungspartei) wurdendie Arbei- 
ter mit keinem Wort erwähnt. 

Aber die Reaktion der Opposi- 
tionspartei auf unsere Forderun- 
gen ist auch sehr reserviert. Als 
wir und auch die entlassenen Ar- 
beiterinnen von Flair Fashion (die 
koreanische Niederlassung der 
deutschen Textilfirma Adler, 
d.Red.)inihrBürogegangensind, 
um über unsere Wiedereinstel- 
lung zu reden, haben sie zwar zu- 
gehört, aber ihre Position ist die 
von Beobachtern. Sie wollen sich 
nicht in unseren Kämpfen enga- 
gieren, und ich glaube, wenn die 
Basis sich nicht wirklich organi- 
siert, wird sich auch nichts än- 
dern. 


Ey 


der Tex- 
tilindustrie beginnen Anfang der 70er Jahre 
aber auch die Arbeiter in den neuen Fabriken 
der Automobil- und Maschinenbauindustrie, im 


Neben dem strategischen Sektor 


Bausektor und im informellen Sektor der 
Großstädte mit Aktionen. Parallel dazu 
kommt es zu massenhafteren Bewegungen aus 
den Slumvierteln. Die Kämpfe bleiben aller- 
dings insgesamt immer wieder auf einzelne 
Betriebe oder Gebiete beschränkt, obwohl 
diese einzelnen Fälle in der Öffentlichkeit 
breite Beachtung finden. Aber erst Ende der 
70er Jahre kommt es zu einem massenhaften 
Überspringen der Kämpfe von einzelnen Sek- 
toren oder Gebieten aus, was schließlich den 
Exportboom und die Militärdiktatur zu Fall 
bringt. 


Die Aktionen der Arbeiterinnen vom 
"“Friedensmarkt" nach Chun Tae-Ils Aufopfe- 
tung wirken als Signal für eine Welle von 
Kümpfen. Bauarbeiter, die in Vietnam einge- 
setzt waren, machen 1971 nach ihrer Rück- 
kehr im Gebäude der Korean-Air-Lines einen 
Sitzstreik um versprochene Lohnzahlungen 
einzufordern, wobei es zu heftigen 
Auseinandersetzungen mit der Polizei kommt. 


In Inchon demonstrieren tausend Straßen- 
händler gegen ihre Vertreibung aus der Innen- 
stadt. Viele der Bauarbeiter, die ins Ausland 
gehen, die Straßenhändler und Gelegenheitsar- 
beiter stammen aus den Slumgebieten, die An- 
fang der 70er Jahre den Sanierungsplänen der 
Stadtverwaltungen ausgesetzt sind. Die ersten 
Auseinandersetzungen darum bleiben verein- 
zelt, weil die Stadt nach und nach kleinere 
Flächen saniert. 1971 kommt es aber in einem 
Randbezirk von Seoul zu einer massenhaften 
Revolte von Vertriebenen, die für ganz Südko- 
rea zum Anstoß für weitere Kämpfe aus den 
Slums heraus wird. Ab 1969 hatte die Stadt- 
verwaltung über 23 000 Familien (etwa 
125 000 Menschen) aus verschiedenen Slums, 
insbesondere den um den Friedensmarkt herum 
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gelegenen, vertrieben und in Zelt- und Bara- 
ckenlager auf dem ansonsten noch unbebauten 
Gebiet Kwang-Ju außerhalb Seouls unterge- 
bracht. In der Nähe sollte eine neue Satelli- 


'tenstadt mit Industriegebiet (Songnam) gebaut 


werden und den Leuten waren Jobs in Aussicht 
gestellt worden. Die Stadt hatte mit dieser 
Maßnahme selbst eine brisante Konzentration 
der Armutsbevölkerung geschaffen. Mit der 
Vertreibung waren ihre bisherigen Einkom- 
mensmöglichkeiten im informellen Sektor der 
Innenstadt zerstört worden, viele Menschen 
hungerten und die Situation spitzte sich im 
Herbst 1971 zu. Am 11. August wird eine 
Massenkundgebung organisiert und eine Dele- 
gation verhandelt mit dem Bürgermeister über 
sofortige Nahrungsmittelhilfen, Unterstützung 
für die Arbeitslosen und eine Senkung der 
Grundstückspreise in Kwang-Ju. Als die Stadt- 
verwaltung nicht einlenkt, beginnt eine De- 
monstration von 50 000 Menschen, vom 
lOjährigen bis zum 70jährigen, mit Holz- 
knüppeln und Küchenmessern bewaffnet, durch 
das Gebiet zu ziehen. Mehrere Poli- 
zeistationen werden überrannt, Verwaltungs- 
gebäude verwüstet, eine Tankstelle und alle 
greifbaren Nahrungsmittel geplündert. Die 
Polizei ist im Gebiet selbst zwar ohnmächtig, 
schafft es aber, die Zufahrt nach Seoul abzu- 
riegeln. Zweitausend Leute hatten versucht, 
mit zehn Bussen nach Seoul zu fahren, um 
dort wirkungsvoller zu demonstrieren. Gegen 
17 Uhr verspricht der Bürgermeister, die For- 
derungen zu erfüllen, und kündigt die kosten- 
lose Verteilung von Reis an. 


Die verschiedenen Beispiele zeigen, in welcher 
Breite sich die Kämpfe Anfang der 70er Jahre 
entwickeln, wie sich Streiks in der Fabrik und 
Revolten in den Slums miteinander verbinden. 
Hinzu kommt die Revolte der Student/inn/en 
an den Universitäten, gegen die das Regime 
schon 1971 die militärische Besetzung der 


Unis anordnet. Als Antwort auf diese 
Entwicklung verkündet die Militärdiktatur un- 
ter Park 1972 die "Yushin"(Erneuerungs)-Ver- 
fassung, mit der Streiks in allen "öffentlich 
wichtigen Bereichen" (z.B. Transport, Minen, 
Elektrizität, Banken usw.) verboten werden. 


Schon 1969 hatte das Regime Streiks in allen 
Betrieben, die mit ausländischem Kapital ar- 
beiten, verboten. Ab 1972 werden "sae-ma- 
ul"-Komitees, die auf dem Land zur "Dorf-Er- 
neuerung" eingerichtet worden waren, auch in 
Fabriken gegründet. Sie dienen als ideologi- 
sches Instrument, um unbezahlte Überstunden 
und extremen Gehorsam für die "nationale Er- 
neuerung" durchzusetzen. Trotzdem gibt es 
die ganzen 70er Jahre Uber weitere Fa- 
brikkämpfe. Die Slumbewegungen werden 
zunächst schwächer, da sich der Staat nach 
der Kwang-Ju-Erfahrung mit größeren Projek- 
ten zurückhält. Statt Totalabriß werden Reno- 
vierungsprogramme durchgeführt, die Sanie- 
rung auf kleine Gebiete begrenzt. 


MINJUNG GEGEN DAS "SCHWELLENLAND" 
BERIETIRRTVER TEENS 


Ende der 70er Jahre scheitert das Projekt der 
Yushin-Verfassung. In der Textil- und 
Elektronikindustrie kommt es zu neuen 
Streikbewegungen, vor allem in den Indu- 
striezonen und der Freihandelszone von Ma- 
san. Das Konzept, die Produktion auf Indu- 
striegebiete zu konzentrieren, insbesondere 
das ausländische Kapital in Freihandelszonen 
mit Streikverbot, wird nun von den Arbeiter- 
innen als Moment ihrer konzentrierten Macht 
genutzt. Auch in den 80er Jahren sind die In- 
dustriezonen Ansatzpunkt für die Entwicklung 
betriebsübergreifender Kämpfe. 


Im Februar 1978 setzen sich die Bergarbeiter 
bei einem Streik im nordwestlichen Bergbau- 
revier mit Steinen und Knüppeln gegen die an- 
rückende Polizei zur Wehr. Das Bild ist in 
vielen Fällen das gleiche: die Aktionen und 
alle Organisierungsversuche werden brutal un- 
terdrückt, aber gleichzeitig Lohnerhöhungen 


und andere Verbesserungen zugestanden. 
2 w- . 5 5 


PMren. Bei der Rüumung des Parteigebüäudes 
Hädurch 1000 Polizisten am 11. August kommt 
„= eine Arbeiterin ums Leben. Die übrigen Arbei- 


NEN 
\7; a 
NZ 

N 

IN 


j) 
\ 
) 


N 
NOIR 


beitskraftexport in die Ölförderländer beruht, 
wird durch Lohnforderungen und den Protest 
gegen die Arbeitsbedingungen infrage gestellt. 
Im März 1977 streiken 2000 südkoreanische 
Bauarbeiter in Saudi-Arabien. Der Streik, es 
soll der erste große Arbeiteraufstand in der 
Geschichte Saudi-Arabiens gewesen sein, wird 
nach vier Tagen durch das Eingreifen der 
saudi-arabischen Polizei und Armee beendet. 
Im Verlaufe des Aufstands hatten die Arbeiter 
das Verwaltungsgebäude, fünf Arbeiterheime 
und 30 Autos abgebrannt oder zerstört. 


Im Sommer 1979 entwickelt sich erstmals eine 
breitere, gleichzeitige Streikbewegung. 
Arbeiterinnen der YH-Fabrik, die geschlossen 
werden soll, führen einen Sitzstreik im Ge- 
bäude der Oppositionspartei durch, nachdem 
sie aus dem Wohnheim durch das Absperren 
von Sfrom und Wasser vertrieben worden wa- 


Die Baukonjunktur, die auf dem starken Ar- 


terinnen werden mit Polizeibussen zurück aufs 


Land verfrachtet. Diese Auseinandersetzung 


wird zum Auslöser des Aufstandes von Arbei- 


Möätern und Studenten in Pusan und Masan. Da 
"Adieser Aufstand den wichtigsten Exporthafen 
"des Landes lahmlegt und droht, auf die Rü- 


stungsindustrie in Masan Überzuspringen, gerät 
das Regime in eine politische Krise und in- 
terne Machtauseinandersetzungen. Als Park 


Bee cm 25. Oktober von seinem eigenen Geheim- 

MM dienstchef ausgeschaltet wird, bricht die lan- 
A desweite Protestwelle zunächst ab. Die bür- 
I gerliche Öffentlichkeit propagiert eine Wende 


Demokratie - "politischer Frühling" - und 


wird dabei von U$-Präsident Carter unter- 
stützt. 


Anfang 1980 wird im ganzen Land wieder ge- 
streikt, an etwa 900 Arbeitsniederlegungen 
sind insgesamt 200 000 Arbeiterinnen und Ar- 
beiter beteiligt. So setzt zum Beispiel die 
schon erwähnte Gewerkschaft vom Friedens- 
markt Lohnerhöhungen um 30% durch. Der 
Streik der Bergarbeiter in Sabuk vom 21. bis 
24. April deutet die Tendenz zum bewaffneten 
Massenaufstand an. Mit Steinen und 
Grubenwerkzeugen vertreiben die Streikenden 
die Polizei und bringen Sabuk und die umlie- 
genden Dörfer für drei Tage in ihre Hand. Im 
Nachhinein sind die Illusionen dieses Auf- 
standes kritisiert worden: die Aufständischen 
verhandeln mit der Regierung und setzen auf 
die Demokratisierung. der bestehenden Ge- 
werkschaft. Nach Streikabbruch werden 31 
Arbeiter in den Knast ‚steckt und die ausge- 
handelten Zusagen nict „erfüllt. 


Aber die Zeiten der absoluten Mehrwert- 
produktion scheinen vorbei zu sein. "Schon vor 
den Unruhen <in Kwangju> waren viele Regie- 
tungsbeamte besorgt. Korea ist keine Quelle 
von Billiglohnarbeit mehr. In den letzten drei 
Jahren haben sich die Löhne verdoppelt, und 
bei einer Inflationsrate von. über 20% steht zu 
erwarten, daß die Arbeiter weiterhin höhere 
Löhne verlangen werden. Hinzu kommen Eng- 
püsse bei den Rohstoffen und Arbeiterunruhen 
im Überfluß." (newsweek, 1980) Jede Möglich- 
keit reformistischer Vermittlung wird durch 
die Kämpfe blockiert - und die internationale 
Zuspitzung läßt dem Kapital auch keine Spiel- 
räume für solche Vermittlungen. Nach an- 


fänglichen Bekundungen für die "Demokra- 
tisierung" entscheidet sich die US-Administra- 
tion, vor allem aufgrund ihrer Niederlage im 
Iran und der Erfahrung, dort militärisch nicht 
mehr intervenieren zu können, für die Festi- 
gung einer neuen Militärdiktatur in Südkorea. 
Parallel zu den Streikbewegungen hatte der 
General Chun Doo Hwan die Militärdiktatur 
schrittweise wieder restauriert. Nach der 
Niederschlagung des Aufstandes von Kwangju 
im Mai 1980 beginnt eine breite Uhnter- 
drückung - zigtausende werden in die Gefäng- 
nisse und neu eingerichteten "Umerziehungs- 
lager" gebracht, durch ein neues Arbeitsgesetz 
Arbeiteraktionen fast völlig verboten und jede 
"Einmischung von außen" mit Knast bedroht. 


Der Aufstand in Kwangju bedeutet für die 
theoretische Diskussion und die praktische In- 
itiatfive von Gruppen in Südkorea eine Art 
"strategische Wende" zum Proletariat (oder 
"Minjung" in einer präziseren Bestimmung). 
Schon Ende der 70er Jahre hatten die Stu- 
dent/inn/en die Abendschulbewegung intensi- 
viert, um Aufklärungsarbeit unter den Arbei- 
ter-innen betreiben zu können, und einige be- 
gannen, selbst in die Fabriken zu gehen. 
Fabrikarbeiter und Slumbevölkerung galten als 
wichtige Verbündete im politischen Kampf. In 
den Diskussionen nach Kwangju wird "Minjung" 
als autonomes Subjekt jeder revolutionären 
Veränderung entdeckt, die innere 
Zusammensetzung dieses Subjekts wird zum 
Diskussionsgegenstand. Dabei gilt "Kwangju" 
nur als konzentrierter Ausdruck und symboli- 
sche Zuspitzung der Angriffskraft der Klasse, 
die sich in den 70er Jahren herausgebildet hat. 
Die Art, wie einige Gruppen die Erfahrung von 
Kwangju aufarbeiten und sich dabei die De- 
batte um die russische Revolution aneignen, 
kommt unserer eigenen Diskussion um Klas- 
sensubjektivität sehr nahe. Und die Entschei- 
dung für Minjung als autonomes revolutionäres 
Subjekt drückt sich bis heute in der Ernsthaf- 
tigkeit von breit getragenen Interventionsver- 
suchen in der Klasse aus. 


Anfang Mai entwickeln sich gegen die dro- 
hende Machtübernahme von Chun landesweit 
Demonstrationen der Student/inn/en und der 
Opposition. Schon damals übernahm Kim Dae 
Jung die Rolle, die Studenten zur Mäßigung 
aufzurufen. Am 17. Mai übernimmt Chun die 
Regierungsgewalt und verhängt über das ganze 
Land das Notstands-Kriegsrecht. Eine Ver- 
sammlung von Studentendelegierten aus 55 
Universitäten, die in Seoul über das weitere 
Vorgehen beraten wollte, wird aufgelöst. 


In Kwangju, der Hauptstadt der südlichen Pro- 
vinz Cholla-Namdo, gehen die Demonstra- 
tionen unvermindert weiter und führen 
schließlich zum bewaffneten Massenaufstand. 
Der Aufstand in Kwangju und umliegenden 
Kleinstädten der Provinz ist von der regiona- 
len Besonderheit dieser Gegend gekennzeich- 
net. Die Drohung des Aufstandes lag aber ge- 
nauso in Zentren wie,Ssan, von denen Ende 
79 die Massenkämpre ausgingen. Cholla- 
Namdo ist eine vorwiegend agrarische Region, 
deren Ruf als "Reiskammer" des Landes auf 
der Ausbeutung und Verarmung der Bauern 
beruht. Kwangju ist die einzige größere Stadt 
mit einigen Industriebetrieben und einem städ- 
tischen Mittelstand. Für die Masse bildet 
Kwangju aber Zwischenstation ihrer Land- 
flucht. Ein Drittel der drei Millionen Slumbe- 
wohner in Seoul stammen aus dieser Provinz. 
Diese regionale Besonderheit mag erklären, 
warum es im ersten Moment des Aufstandes 
zu einer so breiten Solidarisierung kommt. 


Der Umschlag der zunächst von den Studenten 
getragenen Demonstrationen in bewaffnete 
Angriffe auf die Militärs am 19. Mai wird 
durch die mörderische Repression der einge- 
setzten Fallschirmjäger (mit Vietnam-Kriegs- 
Erfahrung!) ausgelöst. In den beiden Tagen 
nach Chuns Machtübernahme am 17. Mai wa- 
ren bereits einige hundert Menschen vom Mili- 
tär niedergemetzelt worden. Die Demonstran- 
ten können etwa 3500 Gewehre erbeuten und 
verjagen Truppen und Polizei damit aus der 
Stadt. Vom 22. bis zum 27. Mai ist Kwangju 
"befreit". 


ae re NER 
Vom Volksaufstand 
zum "Proletariat in Waffen” 


Die eigentlichen Aktivisten bei diesen ersten 
bewaffneten Auseinandersetzungen sind neben 
den Studenten vor allem Gelegenheitsarbeiter 
aus den Slums, Taxi- und LKW-Fahrer, die ihre 
Fahrzeuge für die Auseinandersetzungen zur 
Verfügung stellen. Die soziale Polarisierung 
wird beim weiteren Vorgehen sofort deutlich. 


Ein aus Studenten und Vertretern des Bürger- 
fums zusammengesetztes Komitee beginnt 
Verhandlungen mit der Regierung und ruft die 
Bevölkerung auf, die Waffen wieder abzu- 
geben. 
Eine Minderheit der Studenten organisiert ge- 
n diese "Kapitulationsfraktion" für den 
5. Mai eine Massenkundgebung, auf der sie 
die Notwendigkeit der weiteren Bewaffnung 
für die Durchsetzung der "sozialen Existenz- 
rechte" propagieren. Es bildet sich ein zweites 
Komitee, das sich als "Minjung-Kampf-Komi- 
tee" bezeichnet und in dem neben einigen 
Studenten Taxifahrer, Büroarbeiter, Arbeits- 
lose und Straßenhändler mitarbeiten. Die Ar- 
beiter der wenigen Großfabriken beteiligten 
sich allerdings kaum an dem Aufstand. Die 
Hoffnungen des Aufstandes hatten sich von 
Anfang an auf seine Ausbreitung übers ganze 
Land gerichtet. Eine der ersten Maßnahmen 
war es, mit beschlagnahmten LKWs in die um- 
liegenden Kleinstädte und Dörfer zu fahren. 
An etwa 20 anderen Orten von Cholla-Namdo 
wird auch gekämpft, aber der Aufstand 
springt noch nicht auf die städtischen Zentren 
Über, was bei einem Andauern der Kämpfe in 
Kwangju möglich gewesen wäre. 


Bei der Niederschlagung des Aufstandes durch 
Truppen, die vom US-Oberkommandierenden 
freigegeben worden waren, kümpfen etwa 
fünfhundert Leute, die fast alle getötet 
werden, bis zum Schluß gegen die Soldaten. 
Die meisten dieser Aufständischen gehörten 
zum Proletariat der Gelegenheitsarbeiter und 
Slumbevölkerung. In der Zuspitzung des 
Kampfes war das Proletariat also als 
selbständige politische Kraft aufgetreten. 


Im Unterschied zur demokratischen Bewegung, 
die in "Kwangju" das "Massaker" sieht, ging es 
in der revolutionären Diskussion um die hier 
skizzierte innere soziale Zusammensetzung 
des Aufstandes. Die Erfahrung des Klassen- 
kampfs in den 70er Jahren, seine Intensivie- 
rung durch Pusan und Sabuk wird in der Ein- 
schätzung des Kwangju-Aufstands zusammen- 
gefaßt: 


"]. Der Aufstand zeigt, daß Minjung das re- 
volutionäre Subjekt ist. Die Arbeiterklasse und 
die ärmsten Schichten des Proletariats erfah- 
ren den ausbeuterischen und unterdrückeri- 
schen Charakter des Sytems täglich am eige- 
nen Leib. Hier liegt daher die produktive 
Kraft für den revolutionären Kampf. 


2. Trotz der bisherigen Schwäche und Un- 
organisiertheit hat der spontane Aufstand ge- 
zeigt, daß Minjung sehr schnell in der Lage 
war, sich zu organisieren und zu bewaffnen, 
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zur Minjung-Macht zu werden. Der Aufstand 
zeigt daher die historische Notwendigkeit und 
Wissenschaftlichkeit von Minjung als revolu- 
tionärem Subjekt. 


3. Der Aufstand zeigt auch die Fähigkeit von 
Minjung, den Kampf um die revolutionäre 
Macht autonom und selbständig zu führen. 
Kwangju ist eine Erfahrung von Sowjets, also 
eigenständigen Organen proletarischer Macht. 


4. An dem Aufstand ist die Notwendigkeit der 
Konfrontation mit dem militaristischen Re- 
gime und der direkten imperialistischen Ge- 
walt durch die Beteiligung der USA an der 
Niederschlagung deutlich geworden." 


Diese hier sinngemäß wiedergegebene Ein- 
schätzung findet sich bei verschiedenen sudko- 
reanischen Gruppen. Der Begriff von Minjung 
wird damit zur "revolutionären Idee". Humani- 
stische Vorstellungen eines Bezugs auf die 
Klasse, wie sie die Abendschulbewegung in 
den 70er Jahren noch prägten, werden kriti- 
siert und zurückgewiesen. Die Diskussion um 
Kwangju führt bei vielen Student/inn/en zur 
praktischen Konsequenz, die Universität zu 
verlassen und in die Fabrik zu gehen. Als das 
Regime 198] mit einem neuen Arbeitsgesetz 
jede "Einmischung von außen" unterbindet, ge- 
hen auf einen Schlag etwa tausend Stu- 
dent/inn/en in die Fabriken. In den heutigen 
Interventionsversuchen sind die Einschätzun- 
gen von "Kwangju" als dem selbstständigen 
Auftreten des Proletariats nach wie vor prä- 
sent. 


! Ä\\ ir 
RAP; 
IN Mn 


In verschiedenen Städten haben in der letzten Zeit Männer versucht, ne Auseinandersetzung 
über Patriarchat und Männergewalt zu führen (bezeichnenderweise erst nach Vergewaltigungen 
in der Scene). Ich beziehe mich auf das, was dazu seit einigen Monaten in Berlin passiert. 


Die Diskussionen über unser Männerverhalten zu Vergewaltigung/Vergewaltigern geb ich nicht 
nochmal wieder, vieles deckt sich mit dem Papier aus Bielefeld, siehe die letzte Nummer der 
Unzertrennlich. Stattdessen soll's um die grundsätzliche Infragestellung unserer revolutio- 
nären (!?) Positionen und Aktionen gehen, die sich bei der Auseinandersetzung ergab. 


Der folgende Artikel soll zunächst mal ne Diskussion eröffnen bzw. ausweiten. 


Vergewaltigung in der Scene, Anmache, (Män- 
ner)verhalten in Kneipen, auf VVs, die Tatsa- 
che, daß immer mehr Frauen aus gemischten 
Gruppen ausstiegen, waren Änlässe dafür, daß 
wir, ein paar Männer aus Berlin, uns im Ok- 
tober 86 zusammensetzten, um über uns, 
"Mann sein", Patriarchat usw. zu reden. Ähn- 
liche Gründe führten dieses Jahr zu weiteren 
Männergruppen, Männertreffen. 


Wichtig war, daß wir in der ersten Männer- 
gruppe alle schon gemeinsame politische Er- 
fahrungen, zum Teil ne kollektive politische 
Praxis hatten. Klar war, daß wir keinen Bock 
auf die sogenannte "Männerbewegung" haben, 
wo sich Männer mit welchem materiellen und 
politischen Hintergrund auch immer ("Manager 
und Soziempfänger") zusammenfinden, um 
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"sich zu verändern", das Mackerverhalten in 
Selbsterfahrungsgruppen wegzudiskutieren 
o.ä.. Neben dieser individualistisch-reformisti- 
schen Linie schien eine andere, sogenannte 
revolutionäre, nicht viel weiter: Wir (au- 
tonomen) Männer bleiben sowieso Macker, sind 
und bleiben Vergewaltiger, Träger patriarcha- 
ler Gewalt, bis nach der Revo. Wenn das so 
stehnbleibt ist das Zynismus, Entschuldigung 
für die männliche Unfähigkeit und Untätig- 
keit. 


Spätestens hier wurde uns deutlich, daß trotz 
großkotziger Kritik an den 63er Studenten und 
den K-Gruppen, an Haupt/Nebenwiderspruchs- 
these (von Kapitalismus und Patriarchat) auch 
wir (Autonome) dies als Teilbereich, Frau- 
ensache, Nebenwiderspruch "behandeln"(!). 


Unsere ersten Männertreffen zeigten, daß uns 
da überhaupt die Begrifflichkeit fehlt oder nur 
als Phrasen, Plattheiten vorhanden ist. Diskus- 
sionen über patriarchale Strukturen und unser 
(chauvinistisches) Verhalten waren bis da die 
Ausnahme, hatten wir meist nur individuell 
und/oder mit Frauen (und ner Schüler /Lehrerin 
Hierarchie). Kollektive Erfahrungen damit, 
zusammen mit Männern hatten wir kaum. Die 
ersten Auseinandersetzungen führten wir dann 
auch über uns selbst, unser männliches Verhal- 
ten in der Scene, in Beziehungen mit Frauen 
und Typen. 


Ein paar Punkte dieser Diskussion waren: 


- Wir ziehen die künstliche Trennung politi- 
scher/persönlicher Bereich faktisch immer 
noch durch. Politik ist Papers schreiben, 
Flugis, Broschüren machen, Diskussionen über 
das "Weltgeschehen", Demos, Aktionen, Inter- 
ventionen. Persönlich bleibt: Gefühl, Wohnen, 
Beziehung, Gesundheit, Sexualität. Konkret 
heißt das z.B., daß bei "politischen" Diskussio- 
nen die/der andere nur als VertreterIn von ner 
Meinung oder Position gesehen wird, nicht als 
Frau/Mann, der/dem es gut oder schlecht 
geht. Falls so was "Persönliches" zu offen- 
sichtlich ist, wirds übersehen, nachher, indivi- 
duell, nebenbei angesprochen; wir selbst lassen 
von uns nix raus. 


- Bei unseren Auseinandersetzungen mit ande- 
ren Typen oder Frauen nimmt das noch ne be- 
sondere Form an. Objektiv, ruhig, vernünftig 
(alles nur vorgegeben) läufts ab, Gefühle 
äußern wir nicht oder verstecken sie fein säu- 
berlich hinter Phrasen (igittzemotional). Un- 
sere eigene Meinung stellen wir möglichst un- 
persönlich, als von uns getrennt dar . Das 
Ganze heißt dann Rationalität oder Logik, was 
hinten rum beinhaltet, daß andere, unmittel- 
bare Formen der Auseinandersetzung irratio- 
nal, unvernünftig o.ä. seien. Dahinter steckt 
unsere männliche Schwierigkeit, Unfähigkeit, 
uns zu solchen unmittelbaren Formen über- 
haupt zu verhalten. 


- Auf Treffen verhalten wir uns in der Diskus- 
sion meist unsolidarisch, Aussagen sind entwe- 
der plakativ (ich meine, daß) oder versuchen 
andere Positionen runterzumachen. Wir gehen 
kaum aufeinander ein, reproduzieren männli- 
ches Konkurrenzverhalten. Auch wenn wir 
merken, wie ätzend solche Diskussionen sind, 
lassen wir uns darauf ein, um "politisch" was 
durchzusetzen (VVs). 


- Wir funktionalisieren Frauen als seelische 
Mülleimer und sexuelle Objekte, privatisieren 
die Auseinandersetzung über Sexualität, redu- 
zieren sie auf die "Beziehung".Unsere gemein- 
samen Diskussionen mit mehreren dazu sind 
belastet durch Ängste, finden kaum statt. Un- 


sere männliche Sexualität bleibt tabuisiert in 
ihrer Beschränktheit. 


- Unsere "Berührungsängste" Männern gegen- 
über. Wir fassen Typen kaum an, außer kum- 
pelhaft. Wir wünschen uns Zärtlichkeit zwi- 
schen Männern, als Ausdruck von Gefühlen, 
die wir haben, doch unterdrücken sie. Traun 
wir uns nicht ? 


- "Anmache", "Flirten", was heißt das erstmal. 
Wo ist das was Schönes, wo drückt ‘'s Männer- 
gewalt aus. Ziehen wir da unsere sexuellen, 
emotionalen oder sonst welche Bedürfnisse auf 
Kosten der Frauen durch? Beinhaltet "flirten" 
immer auch patriarchale Unterdrückung? 


- Männliche "Militanz" in unserem Scene-Ge- 
habe. Was hat 's auf sich mit unserem Street- 
fighter-Image? Hardcore-Autonome, die ihre 
Macker-Träume im Straßenkampf ausleben? 
Einerseits ist das tolle Gefühl beim Bruch der 
Scheiben, im Augenblick der "action", Befrei- 
ung, und noch Tage danach zehren wir von 
dem Gefühl. Doch wie gehen wir damit um, 
mit unseren Äggressionen, mit anderen, die 
Straßenkampf etc. "nicht draufhaben"(!!?) oder 
solche Formen von Militanz ablehnen? 


Diese Diskussionen waren oft zäh, schwierig. 
Begriffe fehlten, die Gesprächssituation ver- 
unsicherte uns, wir mußten Streß untereinan- 
der klären, Tabus überwinden. Vieles konnten 
wir erstmal nur beschreiben, wenig erklären 
oder analysieren. 


Einige von uns hatten schon vorher, ausgelöst 
durch die Konfrontation mit Frauen, Zweifel 
an der bisherigen Praxis von Politik, besonders 
in der Form von (gemischten) Gruppen, den 
Diskussionen darin, unser Verhalten dabei. Un- 
sere Auseinandersetzungen in der Gruppe ver- 
stärkten diese Zweifel. Darüber diskutierten 
wir mit anderen Frauen und Typen. 


Die Diskussionen in der Männergruppe wirkten 
aber auch befreiend, wir fühlten uns oft gut 
dabei, manche manchmal euphorisch. Wir ge- 
hen von der uns gemeinsamen männlichen Zu- 
richtung aus, die wir nicht wollen, und öffnen 
uns so auch die Perspektive eines gemeinsa- 
men, solidarischen Kampfes. Dabei schaffen 
wir uns wieder Räume für ein gutes Gefühl zu 
uns, zu unserer Männlichkeit, zum Ausleben 
unser Bedürfnisse und Träume. Wir wollen uns 
weder geißeln, noch Frauen nach dem Mund 
reden, sie auch in ihren Verhaltens- und Um- 
gangsformen kritisieren können. Wir wollen 


feministische Theorien und Frauenpositionen 


nicht einfach übernehmen, sondern den Ge- 
waltcharakter des Patriarchats für uns Männer 
rausfinden: Da gehts auch um unsere Befrei- 
ung! 


Trotzdem: Erstmal haben wir jede Menge 


Zweifel und Fragen, konnten nicht mal den 
Begriff "Patriarchat" tiefergehend klären. Wir 
sehen die Notwendigkeit aus unseren Klein- 
gruppen rauszukommen und ne möglichst 
breite Diskussion anzufangen. 


Betroffen als Männer im Kapitalismus (also 
Unterdrücker und Unterdrückte) zweifelten 
wir an unserer männlich-revolutionären Identi- 
tät in der autonomen Scene: Was heißt hier 
"revolutionär", wenn wir Patriarchat als ge- 
sellschaftliche Herrschaftsform kaum mal als 
zentralen Teil des "Schweinesystems'" begrei- 
fen; wenn (auch) in der autonomen, linksradi- 
kalen Scene Männergewalt alltäglich ist, "nur" 
von Frauen thematisiert ?? 


Widerstand, Klassenkampf als Kampf gegen 
die kapitalistische Ausbeutung und patriar- 
chale Unterdrückung zu formulieren, scheint 
ja bei Autonomen schon Konsens zu sein, an 
der theoretischen Auseinandersetzung darüber 
und erst recht der praktischen Organisierung 
dieses gemeinsamen Kampfes, fehlt es. 


Hinzu kommt, daß sich für uns die autonomen 
Strukturen insgesamt infrage stellen: 


Auf dem Hintergrund ganz verschiedener sozi- 
aler Stellungen - von der MalocherIn, über 
Selbsthelfer, Gewerbetreibende, zu den Stu- 
dentInnen - entwickelten sich auch unter- 
schiedliche politische Konzepte, die sich alle 
"autonom" nennen. Über die Auseinanderset- 
zungen um den 1.Mai, Reagan und Maxwell 
verschärften sich die Gegensätze hier, bzw. 
wurden einfach offensichtlicher. Bezeichnun- 
gen wie "Realo-" oder "reformistische Auto- 
nome", "Haudraufs" und "durchgeknallte Mili- 
tante" sprechen für sich, sind Ausdruck der 
Gräben und auch realer Unterschiede. 


Einige von uns haben die Hoffnung, daß wir 
nen Ausweg aus den kaputten Strukturen fin- 
den könnten, wenn wir Patriarchat und Män- 
nergewalt radikal thematisierten und als Dis- 
kussion über revolutionäre Politik, Klassen- 
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kampf und Sceneghetto führten. So könnten 
wir notwendige Spaltungen gegenüber reformi- 
stischen Ansätzen forcieren, Revolution wie- 
der zum "Thema" machen. 


Eine Reaktion (Vorwurf) auf die Männertreffen 
war , daß wir schon ne Spaltung schaffen bzw. 
vertiefen würden (von Autonomen in Frauen 
und Männer ?!). Dazu drei Gedanken. Etwa so: 


- Revolutionäres Ziel ist die völlige Befreiung 
von allen Herrschaftsformen. Als Männer und 
damit Träger patriarchaler Herrschaft (über 
die konkrete Form dieser Herrschaft müßte 
mensch im einzelnen reden) müssen wir Struk- 
turen entwickeln, die erst die kollektive Be- 
wußtwerdung und Bekämpfung eben jener pat- 
riarchalen Herrschaft ermöglichen. Dieser 
Prozeß setzt Zusammenhänge von uns Män- 
nern voraus, wo wir unsere eigene gesell- 
schaftliche Position thematisieren und eine 
gemeinsame Praxis entwickeln. 


- Der Austausch und die Zusammenarbeit mit 
Frauen(zusammenhängen) muß auf der Ebene 
der unterschiedlichen gesellschaftlichen Lage 
(Unterdrücker/Unterdrückte) stattfinden. 
Männer und Frauen leben im Kapitalismus 
eben unter verschiedenen Bedingungen, die in 
der Organisierung und im Kampf Ausdruck 
finden. 


Wir hoffen, daß wir nen gemeinsamen Kampf 
mit Frauen entwickeln können. 


So notwendig wir getrennte Frauen- und Män- 
nergruppen finden, so unklar ist uns, wie weit 
diese Trennung gehen muß, an welchen Punk- 
ten sie überwunden werden sollte. 


- Kapitalismus funktioniert über patriarchale 
Herrschaft und umgekehrt, Klassenkampf/an- 
tipatriarchaler Kampf heißt, immer beides 
thematisieren und angreifen. Wir wollen aber 
keinen Einheitsbrei: Patriarchat läuft halt 
quer zu den Klassenstrukturen, weil auch pro- 
letarische/autonome Männer HERRschaft aus- 
üben . Dieser "Widerspruch" darf weder "ver- 
ewigt"(bis nach der Revo) noch geleugnet (Ne- 
benwiderspruch, Teilbereich) werden. 


Allgemein scheint uns das klar, aber das ge- 
naue (!) Verhältnis von Patriarchat und Kapi- 
talismus bleibt nach wie vor ungenau und da 
sind wir auch erstmal nicht weiter gekommen. 


Konkret geht ‘s uns jetzt darum, die Ausein- 
andersetzung, die bisher in kleinen Gruppen 
ablief (allenfalls auf den libertären Tagen lief 
mal was breiteres), öffentlich zu diskutieren. 
Wir wollen eben nicht nur Selbsterfahrung, ne 
Arbeitsgruppe "Patriarchat", eine isolierte 
Diskussion über Vergewaltigung. Das sind al- 
lenfalls Ansätze, um rauszukommen aus der 
bisherigen SCHEISSE. 


"Wir linken Männer sind ja so anders! 


Aus den Arbeitern und Genossen sind ArbeiterInnen und GenossInnen geworden, und auch 
das Wort Patriarchat taucht jetzt ständig auf allen Flugis auf. Aber wie sieht ‘s im 
Innenleben eines linken Mannes aus, und wie kommt das nach außen, sei es unser Steck- 
brief im Kopf, Frauenrasterfahndung oder Gesprächsverhalten auf VVs, männlich geprägte 
Militanz ppp. Wie wirkt sich das auf die Beziehungen unter uns Männern aus, wie knüpfen 
wir zärtlich-wilde Männerbeziehungen? Wie schaffen wir es, ein kollektives Verhalten zu 
Vergewaltigung, Sexismus in der Scene auf die Reihe zu kriegen, ohne allzuleichtes 
distanzieren von "solchen" Männern und ohne herkömmliche Männersolidarität? Wie 
schaffen wir es, als mann das Patriarchat zu bekämpfen, ohne den Frauen nachzublubbern 
und ohne es so zu problematisieren, daß es uns bald mehr unterdrückt wie die Frauen? 
Ohne dieses Scheiß-"Wir Männer sitzen doch alle im seiben Boot"Ding, vom Kapitalist bis 
zum Punk wie auf den Männertagen letzten Herbst? 


Als Nutznießer des Unterdrückungsverhältnisses gegen dieses kämpfen zu wollen, bedeu- 
tet vieles in sich zu bekämpfen, wie das ohne neue Weinerlichkeit? Wie sich über patriar- 
chalische Erscheinungsformen in dieser Gesellschaft wie unbezahlte Reproduktionsarbeit 
auseinandersetzen, sozialrevolutionär aber ohne diese distanzierte, kompakte Rangehens- 
weise und sich so schön dabei rauslassen? Bei der Masse an Abtreibungen und ungewollten 
Schwangerschaften in der Scene, wie sieht 's da bei uns mit Verhütung, Sexualität, 
Gebärneid und so weiter aus, und wie können wir das aus der individuellen Nische raus- 
holen?" 


Aus ner Einladung zur Männerkiezküche, Berlin Juni 87. 
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Die nachste Nummern s0LL bereits An- 
fang Dezember erscheinen. Bisher werden 
drin sein: Südkorea Teil II, Brasilien 
und Südafrika, neuere Entwicklungen im 
Klassenkampf; Eisenbahnanbeitenstreik in! 
Frankreich; Krankenhaus -AnbeitenInnen- 
Streik in den USA. Ein wichtiger Punkt 
wind auch ein Beitrag zwi IWF-Kampagne 
sein. 


Dass die schon Än den BEE mer 


angepackte "Öffnung" der Wildcat möglich 
Äbt, Omeist sich für uns am Funktionie- 
ren des "Wildcat-Infos" seit einem Jahr. 
Das Info en wir auf dem Karlsruher 
Workshop im Frühjahr 86 als Forum für die 
revolutionäre Debatte aus der Taufe geho-‘;_ 
ben. Diese Debatte ist danüben bisheri 
nicht zustandegekommen. Es hat aber we- 
sentlich dazu beigetragen, dass Papens 
untereinander schneller zirkulieren konn- 
ten, Treffen vor- und nachberneitet werden 
konnten usw. Das Ingo ist im Durchschnitt] 
monatlich erschienen und wurde zunächst 
nun an die TeilnehmerInnen des Workshopi 
verschickt. Diese Begrenzung ist Änzuk- 
schen anachrnonistisch geworden. Seit Au- 
gust erscheint nun das "Wildeat-Info" mo- 
natlich zum Monatsanfang und kann von al- iR 
Len interessierten GenossInnen abonniert 


Schlaf wecken und in Kürze Tronti "Anbei- 
ter und Kapital" nausbringen, kurz danach 
dann Dalla Costa sowie andere vergriffene 
; Baer? Texte zum a Pie | 


= chrerz GENDARINNER a an der 
bernsetzung der beiden Zenowonk-Bände; 
540 50LL Anfang nächsten Jahres rauskom- 
Amen und hier werden auch noch Leute mit 
Englisch-Kenntnissen gesucht, die viel- 
Leicht einen Artikel übernehmen könnten 
( bitte an die Külnes Adacase wenden) 


- Kunz aaa is Er schulen esen 
Nummer wollen win einen Reader mit Mate- 
rnialien aus dem AKMU herausgeben (Pro- 
Wutokolle, Analysen, Thesenpapiene, Unter- 
suchungsberichte) . 


ein Zirkulienen unserer 
Flugis und Papers neicht aber nicht aus: 
an jeden Ecke stossen win heute darauf, 
dass uns ne gemeinsame Begrifflichkeit, 
Aufarbeitung den Geschichte, revoLutio- N 
näne Theorie überhaupt fehlen. Deshalb 
haben win uns mehrere Veröffentlichungs- 
projekte vorgenommen: 


- Win haben im Sommen eine: Dokumen- 
tation zu unseren Veranstaltungen zur 
walten Alasia und zu "Like a summer ..." 
herausgebracht. Die ist Änzwischen aus- 
verkauft und win bereiten die re 
age v N. 


Diese ganzen VE bungepro- 
jekte sehen win im Zusammenhang mit einer 
Debatte übern Klassenzusammensetzung und 
Onganisienung, die wir seit geraumer Zeit 
at im Ingo führen. 


Atom Express 8 Atommelteitung 


AUS DEM INHALT: 


— Salzstock Gorleben 
3 Unfälle beim Schachtausbau 
Ein Arbeiter mußte sein Leben lassen 
Betreiber wollen Endlager weiter- 
bauen 


— Konditionierungsanlage 
Neue Atommüllfabrik nach Gorleben 


— Ein Jahr nach Tschernobyl 
Anstieg von Trisomie 21 
Säuglingssterblichkeit in Lingen 

Wackersdorf Chronik 


— Widerstandsdiskussionen 
Streit um die Herbstaktion in 
Wackersdorf 
Autonome in der Anti-AKW-Bewe- 
gung 


— Atommüllkonferenz in "Kassel 


— Arbeit in Atomanlagen—Mord 
auf Raten? 


— Herzschläge 
Atom 


berichtet vom Widerstand an denStand- 
orten von Atomanlagen 


Atom 


erscheint zweimontlich, 68 Seiten, 
Einzelpreis 4 DM. 

Herausgeber und Bestelladresse: 
Göttinger Arbeitskreis gegen Atom- 
energie, Rheinhäuserlandstr. 24, Post- 
fach 1945, 3400 Göttingen, 

Tel.: 0651/7700158 oder 

Lüneburger Arbeitskreis gegen Atom- 
anlagen, c/o. Günter Garbers, Posener 
Str. 22, 2121 Reppenstedt. 


TANZ AUF DEM 


VULKAN 
Leben, lernen, kämpfen 
im besetzten 
Heusnerviertel 
Ein Film mit Berichten 
von Besetzerlust und 
Bullenfrust und leider 

auch dem Gegenteil 
Erzählungen, Meinungen 


und Hoffnungen einiger 
der "letzten" ca. 30 
Bewohnerinnen und Be- 
wohner 

Fast fünf Jahre lang war 
das Heusnerviertel in 
Bochum - je nach Stand- 
unkt - besetztes oder 
efreites Gebiet - Trutz- 
ges gegen den Bau einer 
Stadtautobahn - Bewe- 
gung für den Erhalt des 
iertels - Gemeinsame 
Alltagsbewältigung mit 
und ohne Knete - Mel- 
ting pot - Ausgangspunkt 
radıkaler Widerstands- 
formen - Ghetto. 

VHS, Farbe, 62 min.,1987 
Ein Film von Videotie 
Bochum und einer Ex- 
Besetzerin des Heusner- 
viertels 

Verleih: 

Videotie Bochum 

c/o A.Heinrichs, 

Ostring 21, 

4630 Bochum 

Tel.: 0234/65843 

oder: 0234/382451 


EIN BERATER DER MACHT 
Helmut Meinhold 
oder der Zusammenhang 
zwischen Sozialpolitik 
und Judenvernichtung 


Helmut Meinhold ist seit fast 
30 Jahren der wichtigste so- 
zialpolitische Berater aller 
Bundesregierungen. Er 
rechnet, was bis zum Jahr 
2030 mit der "Alterslast" zu 
geschehen hat; er verschiebt 
'produktive" und "unproduk- 
tive Bevölkerungskontingen- 
te". Gelernt hat er sein 
Handwerk als Wirtschafts- 
planer und Regierungsberater 
im besetzten Polen bei der 
"Ausschaltung der Juden", 


Einzelpreis: 7,-; bei größerer 
Abnahme Rabatt. Bestellun- 
gen über Wildcat möglich. 
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Vierteljahresschrift 
für libertäre Kultur und Politk 


Inhalt von Nr.25 

%* Berlin feiert - Kreuzberg feu- 
ertvon Klaus Bittermann 

% Libertäre Tage Frankfurt von 
Martin/Thorsten (FLI) 

% Standort autonomer Politik, 
Teil Il von Lupus 

%* Sozialrevolutionäre 
gung —- Gegenkritik 

von Klaus Kuhm 

%* Französische Streiks — neue 
Organisationsstrukturen von unten 

%* Anarchistische Wochenzei- 
tung?? — Gedanken zum realisti- 
schen Unmöglichen 

%*2. Juni - Bewegung 2. Juni von 
Klaus Bittermann und Ralf Reinders 
%* Ernesto Sabato — eine Auseinan- 
dersetzung von Wolfgang Haug 
%*Emma Goldman - eine »andere« 
Biografie von Candace Falk 

% Norwegen - der neue Staatsfeind 
und der Druck der USA von Jürgen 
Wierzoch, u.v.a. 
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